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Gesetzentwurf (Stand: 22.06.2015) 

der Landesregierung 

Gesetz zum Schutz der Natur in  Nordrhein-Westfalen und zur Änderung anderer 
Vorschriften 

A Problem 

Mit dem am 1 .  März 201 0  in Kraft getretenen Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Ju l i  
2009 (BGBI .  I S.  2542) hat der  Bundesgesetzgeber das Naturschutzrecht in Deutsch­
land auf eine neue Grundlage gestel lt . Alle Vorschriften des neuen Bundesnatur­
schutzgesetzes gelten jetzt unmittelbar, nachdem im Zuge der Födera lismusreform I 
d ie bisher für das Recht des Naturschutzes und der Landschaftspflege bestehende 
Kompetenz zur  Rahmengesetzgebung durch d ie Kompetenz zur konkurrierenden Ge­
setzgebu ng abgelöst worden ist. M it dem Inkrafttreten des Bundesnaturschutzgesetzes 
sind viele Vorschriften des Landschaftsgesetzes Nordrhein-Westfalen n icht mehr  an­
wendbar, da sie vom Bundesrecht überlagert werden. Die dadurch entstandene 
Rechtslage ist sehr unübersichtl ich und anwenderunfreundlich . Damit steht eine 
Rechtsbereinigung und umfangreiche Anpassung des Landesrechts an .  

Es ist das rechtspolitische Ziel ,  das Landschaftsgesetz h in zu e inem Landesnatur­
schutzgesetz fortzuentwickeln .  Im Rahmen einer Novelle des Landschaftsgesetzes hin 
zu einem N RW-Naturschutzgesetz soll das neue Bundesnaturschutzrecht unter Nut­
zung landesrechtlicher Handlungsspielräume für einen starken Naturschutz umgesetzt 
werden .  Regelungen , die in den vergangenen Jahren zu Lasten der Natur (Verschlech­
terungen z. B. bei der Eingriffsregelung ,  den Mitwirkungs- und Klagerechten ,  den 
Landschaftsbeiräten und beim Biotopschutz) getroffen wurden ,  sol len korrig iert werden . 

Weiterh in  sollen z. B .  der Grünlandschutz und der Biotopverbund als wichtige Elemente 
zur Wahrung der Biodiversität gestärkt werden . I n  das zu novell ierende Gesetz sollen 
Regelungen zu Biosphärenregionen und Nationa len Naturmonu menten sowie ein Vor­
kaufsrecht zugunsten von Naturschutzvereinen und -Stiftungen bei Veräußerung von 
geschützten Flächen landesrechtl ich verankert werden.  

Schl ießl ich wurde eine Biodiversitätsstrategie für das Land Nordrhein-Westfalen entwi­
ckelt, in der gezielte Überlegungen für d ie Erhaltung der Biodiversität in Nordrhein­
Westfalen enthalten sind. Diese Ansätze sind in das Gesetz übernommen worden , so­
weit sie einer gesetzlichen Umsetzung zugänglich waren.  Dabei war al lerdings zu be-
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rücksichtigen,  dass wesentliche Elemente d ieser Strategie, bezogen z. B .  auf den Ge­
biets- und den Artenschutz, bundesrechtl ich vorgeprägt sind . So sind d ie einzelnen 
Schutzkategorien des Naturschutzrechts über § 20 Absatz 2 des Bundesnaturschutz­
gesetzes als Grundsätze festgelegt, sodass abweichende landesrechtliche Regelungen 
n icht mög l ich sind. Der Artenschutz ist landesrechtl ichen Regelungen vollständig ver­
sch lossen .  

D ie Länder können auf dem Gebiet des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
du rch Gesetz vom Bundesnaturschutzgesetz g rundsätzl ich abweichende Regelungen 
treffen .  N icht abweichen dü rfen die Länder von den al lgemeinen Grundsätzen des Na­
turschutzes, dem Recht des Artenschutzes oder des Meeresnaturschutzes (Artikel 72 
Absatz 3 Satz 1 N ummer 2 des Grundgesetzes) . 

Von den oben erwähnten Veränderungen auf Bundesebene bleibt das orig inäre Lan­
desorganisationsrecht unberührt. Daher regeln die Länder nach wie vor Zuständigkeits­
und Verfahrensvorschriften u .  a .  auf dem Gebiet des Naturschutzes selber (siehe Arti­
kel 84 Absatz 1 Satz 1 des Grundgesetz) . 

Des Weiteren bleibt die Gesetzgebungskompetenz der Länder auf den Gebieten be­
stehen,  auf denen das Bundesnaturschutzgesetz keine Aussage trifft oder der jewei l ige 
Bereich n icht abschl ießend im Bundesnaturschutzgesetz geregelt ist . So hat der Bun­
desgesetzgeber beispielsweise keine Bestimmungen über die Landschaftsbeiräte oder 
die Landschaftswacht getroffen . Zur Erholung in Natur und Landschaft, insbesondere 
zum Betreten der freien Landschaft u nd des Waldes (§ 59 des Bundesnaturschutzge­
setzes) , hat der Bund ledig l ich Grundlagenbestimmungen getroffen ,  die der weiteren 
Ausfü l lung durch Landesrecht bedürfen .  Dies betrifft u .  a. das Reiten in der freien 
Landschaft und im Wald . Im Auftrag des damal igen M U N LV N RW wurde ein Gutachten 
"Problemlösungen zum derzeitigen Stand der Reitregelung in N RW" erstel lt. Anlass 
dafür war die Unzufriedenheit der Reiterverbände mit der geltenden Reitregelung ,  die 
als zu restriktiv und schwer durchschaubar empfunden wurde.  Oft sei unklar, auf wei­
chen Wegen geritten werden könne.  Das Gutachten empfiehlt ,  d ie Reitregelung im Na­
turschutzgesetz insbesondere für den Wald außerhalb der Bal lu ngsgebiete zu l iberal i­
sieren .  Eine Arbeitsgruppe aus Vertretern der Reiterverbände, der Grund- und WaIdbe­
sitzerverbände, der Jagd- und Naturschutzverbände,  der Kommunalen Spitzenverbän­
de, der Landschaftsbehörden und des Landesbetriebes Wald und Holz kam ebenfal ls 
mehrheitl ich zu dem Ergebnis, d ie bestehenden Regelungen zu mod ifizieren .  
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B Lösung 

Die nach Inkrafttreten des Bundesnaturschutzgesetzes entstandene unübersichtl iche 
Rechtslage soll durch e in neues Landesnaturschutzgesetz Nordrhein-Westfalen berei­
n igt werden . D ieses neue Landesnaturschutzgesetz ersetzt das Landschaftsgesetz. 
Das Bundesnaturschutzgesetz bi ldet dabei die materielle Basis des Naturschutzrechts. 
Daneben soll das Landesnaturschutzgesetz Nordrhein-Westfalen auf der Basis des 
b isherigen Landschaftsgesetzes Nord rhein-Westfalen das Bundesnaturschutzgesetz 
dort weiter ergänzen , wo d ieses sich für das R�cht der Länder öffnet, auf ergänzendes 
Landesrecht verweist oder  Teile des Naturschutzrechts bewusst n icht regelt, wei l  es 
dafür kein  bundesseitiges Regelungsbedürfni$  g ibt. Zudem soll das neue Landesnatur­
schutzgesetz unter Nutzung und im Rahmen der Handlungsspielräume Bestimmungen 
treffen ,  d ie den Naturschutz stärken .  Um die Wahrnehmung des Verfassungsauftrages 
unter veränderten Bedingungen auch i n  Zukunft sicherzustellen , erscheint es notwen­
d ig ,  für d ie Naturschutzförderung durch Gesetz eine verbindl iche und verlässliche 
Grundlage zu schaffen .  

Das gesetzliche Naturschutzrecht des Landes wird folgl ich zum einen neu  geordnet 
und zum anderen macht das Land Nordrhein-Westfalen von der Gesetzgebungskom­
petenz zur Abweichung vom Bundesnaturschutzrecht sowie von der orig inären Kompe­
tenz zur Landes(organisations)gesetzgebung Gebrauch. 

Landesrechtlich ergehen damit: 

Vorschriften ,  die neben denen des Bundesnaturschutzgesetzes gelten bzw. d ie­
ses Gesetz ergänzen sowie 

Vorsch riften ,  die abweichende,  dem Bundesnaturschutzgesetz gegenüber vor­
gehende Regelungen im, S inne des Artikels 72 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des 
Grundgesetzes treffen .  

Das Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) löst das geltende nordrhein-westfäl ische 
Landschaftsgesetz ab. Die neue Bezeichnung d ient auch der Kennzeichnung der Funk­
tion d ieses Landesgesetzes als qualifiziertes Gesetz zum Schutze der Natur. 

Neben dem Bundesnaturschutzgesetz sind in erster Linie der Behördenaufbau und die 
Zuständigkeiten zu ordnen sowie Verfahrensvorschriften zu regeln (siehe Artikel 84 
Absatz 1 Satz 1 Grundgesetz) . H inzu treten im Rah men der verbleibenden Länder­
kompetenz einzelne nähere Regelungen des materiel len Naturschutzrechts. Dies be­
trifft beispielsweise Regelungen über die Landschaftsbeiräte, die Biologischen Statio-
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nen und die Reitregelung ,  da dazu das Bundesnaturschutzgesetz keine Aussage trifft 
bzw. der jewei l ige Bereich nicht abschl ießend im Bundesnaturschutzgesetz geregelt ist 
u nd damit d ie Länder ihre Gesetzgebu ngskompetenz zu d iesen Bereichen weiterh i n  
i nnehaben (s. o .  unter A) . 

I n  das Landesnaturschutzgesetz werden,  soweit e in landesgesetzlicher Regelungsbe­
darf besteht, bewährte Vorschriften des geltenden Landschaftsgesetzes unverändert 
übernommen.  

Außerdem sind rechtspolitische Akzente zu setzen .  D ie Wesentlichen sind: 

Gute fachl iche Praxis der Landwirtschaft: 

• Verbot der Grün landumwandlung und des Pflegeumbruchs in  bestimmten Fäl len 
• Verbot, den Gru ndwasserstand in Nass- und Feuchtgrünlandflächen abzusen­

ken 

Gute fachl iche Praxis der Forstwirtschaft: 
(im Rahmen e iner d ieser Novel le folgenden Änderung des LFoG, s. Art. 2) 

• Gebot, stehendes d ickstämmiges Totholz von Laubbäumen im Wald zu belas­
sen 

Eing riffsregelung:  

• Streichung der sog . " 1  : 1 -Regelu ng" ( landwi rtschaftliche Kompensationsfläche 
n icht g rößer als E ing riffsfläche) 

• Berücksichtigung von Kl imaschutzbelangen, des Biotopverbundes und des Bo­
denschutzes neben agrarstrukturel len Belangen bei der Inanspruchnahme von 
F lächen für Kompensationsmaßnahmen 

• Ersatzgeld bei Eingriffen in  das Landschaftsbild (mastenartige Bauten) 
• Ersatzgeldeinsatz g rundsätzlich im Bereich der unteren Naturschutzbehörde 
• Keine Verwendung des Ersatzgelds für die Aufstel l ung von Landschaftsplänen 

Landschaftsplanung :  

• Wiedere inführung des Flächendeckungsprinzips in  der Landschaftsplanung im 
baulichen Außenbereich durch Pflicht zur Aufstel lung der Landschaftspläne 

Biotopverbund : 
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• Erhöhung der Fläche des Biotopverbunds von 1 0  % auf 1 5  % 

Biosphärenregionen und Nationale Naturmonumente: 

• Zuständigkeits- und Ausführungsbestimmungen zu Biosphärenregionen und Na­
tionalen Naturmonumenten 

Gesetzl ich geschützte Landschaftsbestandteile: 

• Kompensationsflächen als gesetzl ich geschützte Landschaftsbestandteile 
• Gesetzl icher Schutz der Wildnisentwicklungsgebiete 

Bau mschutz: 

• Einführung einer Sol l-Vorschrift statt der bisherigen Kann-Vorschrift zum Erlass 
kommunaler Baumschutzsatzungen 

Gesetzl icher Biotopschutz: 

• Erweiterung der gesetzlich geschützten Biotope durch Aufnahme in  das Gesetz 
von u .a .  
• .  Magerwiesen u n d  Magerweiden ("artenreiche" davor streichen) 
• Kleinseggenrieder, Nass- und Feuchtgrünland 
• Halbtrockenrasen 
• Natürl iche Felsbi ldungen 
• Streuobstbestände 

Erweiterung der Mitwirkungsrechte der anerkannten Naturschutzvereine: 

Sie sollen unter anderem zusätzl ich beteil igt werden 
• vor Befreiungen von Geboten und Verboten zum Schutz von gesetzl ich ge­

schützten Biotopen 
• vor der Ertei lung d iverser Genehmigungen und Erlaubnisse 

Erweiterung der Klagemöglichkeiten der anerkannten Naturschutzvereine: 

Soweit es sich um Verwaltungsakte handelt, sol len die landesrechtl ichen Mitwir­
kungsfäl le mit einem Klagerecht versehen werden . 

Erweiterung Vorkaufsrecht: 

• Erweiterung des Vorkaufsrechts auf gesetzl ich gesch ützte Biotope und Grund­
stücke in  Nationalparken , FFH- und Europäischen Vogelschutzgebieten 
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• Vorkaufsrecht auch zugunsten der Naturschutzstiftungen des privaten Rechts 

Landschaftsbeiräte : 

• Modifizierung des Widerspruchsrechtes der Landschaftsbei räte 
• Widerspruch künftig auch bei Ausnahmen 

Biologische Stationen :  

• Regelung über die fi nanzielle Förderung der Biologischen Stationen .  

Darüber hinaus wi rd die Reitregelung modifiziert. I nsbesondere wi rd i n  geeigneten Ge­
bieten das Reiten im Wald auf befestigten Wirtschaftswegen,  die von zweispurigen 

'. 

Kraftfahrzeugen ganzjäh rig befahren  werden können , ermög l icht. 

C Alternativen 

Beibehaltung des bisherigen Rechtszustandes. 

D Kosten für den Landeshaushalt 

Das Gesetz ergänzt das Bundesnaturschutzgesetz in vielen Fäl len durch Regelungen , 
d ie schon  im b isherigen Landschaftsgesetz enthalten waren .  Solche Regelungen füh­
ren zu keinen neuen Aufgaben für d ie Landesverwaltung .  Nachfolgend werden die Än­
derungen zum bisherigen Landschaftsgesetz dargestellt , die durch das Einführen von 
neuen Aufgaben zu einem Mehraufwand für die Landesverwaltung führen könnten .  

1 .  Neu ist für d ie höheren Naturschutzbehörden be i  den Bezirksregierungen , dass 
s ie großflächige und naturschutzfachl ich bedeutsame Gebiete i .  S. d .  § 44 des 
Gesetzentwurfs als Naturschutzgebiet ausweisen können.  Dies kann schon 
deswegen n icht zu einer relevanten Mehrbelastung der Bezirksregierungen füh­
ren ,  wei l  d iese Vorschrift nur  in sehr  wen igen Einzelfäl len zum Tragen kommen 
kann (weniger als 5 Gebiete in N RW). Im H inbl ick auf die Vielzah l  der Natur­
schutzgebiets-Ausweisungen fal len d iese wen igen Gebiete nicht ins Gewicht. 

2. Den Bezirksregierungen werden du rch § 64 des Gesetzentwurfs (Freihaltung 
von Gewässern und Uferzonen) keine neuen Aufgaben zugewiesen. Diese Vor­
schrift entspricht § 57 Absatz 3 des geltenden nordrhein-westfäl ischen Land­
schaftsgesetzes, zu der auch eine entsprechende TarifsteIle besteht (Allgemeine 
Verwaltungsgebührenordnung N RW, TarifsteIle 1 5b .8 .6) . 
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3 .  Neu wird den Bezirksregierungen als höhere Naturschutzbehörden d ie Aus­
übung des Vorkaufsrechts nach § 74 Absatz 2 des Gesetzentwurfs übertragen . 
Die Erfahrung mit dem 2005 eingeführten Vorkaufsrecht i n  das Landschaftsge­
setz (§ 36a LG) zeigt auf, dass in den vergangenen 1 0  Jahren ledig l ich in sehr 
wen igen Fällen von der Ausübung des naturschutzrechtlichen Vorkaufsrechts 
Gebrauch gemacht wurde ( in d iesen 1 0  Jahren wen iger als 1 0  Fälle). Das Vor­
kaufsrecht bezieht sich ausschl ießlich auf d ie für den Naturschutz wertvol lsten 
und über Landschaftspläne oder Verordnungen bzw. Gesetze geschützten Flä­
chen.  I n  diesen Gebieten besteht im Allgemeinen kein  gesteigertes Interesse an 
einem F lächenerwerb aufgrund der strengen Naturschutzauflagen. Darüber hin­
aus besteht über die Bescheinigung zum N ichtbestehen oder zur Nichtausübung 
eines Vorkaufsrechts eine entsprechende TarifsteIle (Allgemeine Verwaltungs­
gebührenordnung NRW, TarifsteI le 1 5b.8 .7) .  

Als Ergebnis ist damit festzuhalten , dass die übertragenen Aufgaben unter quantitati­
ven und qual itativen Aspekten nicht zu einem erheblichen Mehraufwand der Bezirksre­
g ierungen führen werden. 

E Zuständigkeit 

Zuständig ist das Min isterium für Klimaschutz, Umwelt, Landwi rtschaft, Natur- und Ver­
braucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen. Betei l igt sind die Staatskanzlei , das 
Min isterium für I nneres und Kommunales, die ressortübergreifende Normprüfstel le, das 
J ustizministerium, das Finanzmin isterium, das Min isterium für Wirtschaft, Energie, In­
d ustrie ,  Mittelstand und Handwerk, das Min isterium für Bauen ,  Wohnen ,  Stadtentwick­
lung und Verkehr sowie das Ministerium für Fami l ie ,  Kinder, Jugend , Kultu r und Sport. 

F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden 
und Gemeindeverbände 

Das Gesetz ergänzt das Bun,desnaturschutzgesetz in vielen Fällen durch Regelungen, 
d ie schon im bisherigen Landschaftsgesetz enthalten waren .  In  den Fäl len, in denen 
neue Aufgaben übertragen werden bzw. bestehende und übertragbare Aufgaben ver­
ändert werden , führt d ies zu keiner wesentlichen Belastung der davon betroffenen Ge­
meinden und Gemeindeverbände, was nachfolgend im Einzelnen aufgeführt wi rd . 

1 .  Die flächendeckende Landschaftsplanung für d ie Kreise und kreisfreien Städte 
als Träger der Landschaftsplanung (§ 8 Absatz 3) ist keine grundsätzl ich neue 
Aufgabe im Sinne des Art. 78 Absatz 3 der Verfassung für das Land Nordrhein­
Westfalen. Sie wurde bereits 1 975 eingeführt. Mittlerweile ist eine Flächende­
ckung zu rund 80% erreicht. Die rechtl iche Verpfl ichtung zur flächendeckenden 
Landschaftsplanung wurde du rch das BNatSchG 201 0  durch eine fachliche Ver-
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pfl ichtung ersetzt. Personal fü r die Aufstel lung und Umsetzung der Landschafts­
pläne ist bei den Trägern der Landschaftsplanung aufg rund der seit 1 975 beste­
henden in Rede stehenden Pflicht vorhanden .  Mehraufwand kann durch d ie 
Fortsetzung der Kontinu ität n icht entstehen .  Die Aufstel lung und Umsetzung der 
Landschaftspläne wird außerdem vom Land N RW zu 80 % gefördert (nach den 
Förderrichtl inien Naturschutz) . 

2 .  N e u  ist die Regelung ,  wonach d ie unteren Naturschutzbehörden für die Verwen­
d ung der Ersatzgelder Pläne aufstellen , die mit dem Naturschutzbeirat abzu-

. stimmen sind (§ 31 Absatz 4 Satz 5). Al lerd ings waren d ie unteren Landschafts­
behörden bereits nach geltendem Recht verpflichtet, Ersatzgelder i nnerhalb von 
5 Jahren - jetzt 4 Jahren - zweckgebunden für Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege zu verwenden (§ 5 Absatz 1 Satz 1 LG) .  Daher ist 
davon auszugehen ,  dass entsprechende Planungen zur Verwendung der Er­
satzgelder bereits bestehen und der Mehraufwand primär in der Abstimmung mit 
dem Beirat besteht. Die bisher n icht vorgesehene Abstimmung mit dem Natur­
schutzbeirat führt ebenfa lls zu einem ledig l ich geringfügigen Mehraufwand.  Die 
Kostenfolgeabschätzung hinsichtl ich der Planaufstel lungen und der Abstimmung 
mit dem Bei rat führt voraussichtl ich zu Gesamtkosten von ca . 50 000 Euro/Jahr. 

3. Zu einer deutl ichen Verringerung des behördl ichen Prüf- und Verfahrensauf­
wand�s führt die "Verzeichnisvorschrift" des § 34 Absatz 1 .  Das Kompensati­
onsverzeichnis war bereits im Landschaftsgesetz gesetzlich vorgeschrieben (§ 6 
Absatz 8 LG). M it dem neuen Satz 2 in  § 34 Absatz 1 werden die Angaben in 
dem Verzeichnis weiter konkretisiert und erweitert. Im Rahmen dieses schon seit 
langem bestehenden Kompensationsverzeichn isses sind die nach § 34 Absatz 5 
BNatSchG durchgeführten Maßnahmen zur Sicherung des Zusammenhangs 
des Netzes Natura 2000, d ie nach § 44 Absatz 5 BNatSchG durchgeführten vor­
gezogenen Ausgleichsmaßnahmen sowie d ie nach § 53 durchgeführten Scha­
densbegrenzungsmaßnahmen gesondert auszuweisen .  Insgesamt ist hier mit 
Mehrkosten von ca . 75 000 Euro/Jahr zu rechnen.  

4 .  Neu ist, dass d ie  unteren Naturschutzbehörden e in Ersatzgeldverzeichnis führen 
(§ 34 Absatz 2) . Dies wi rd nach einer Kostenfolgeabschätzung zu Gesamtkosten 
von ca . 45 000 Euro/Jahr führen .  

5 .  Zu dem neuen Verzeichnis über d ie durchgeführten FFH-
Verträgl ichkeitsprüfungen nach § 34 Absatz 3:  Die Durchführung der FFH­
Verträgl ichkeitsprüfung ist eine bestehende gesetzl iche Aufgabe (Art. 6 Absatz 3 
F FH-Richtl in ie ,  § 34 Absatz 1 BNatSchG, § 48d Absatz 2 LG) . Die Darlegung 
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der notwendigen Prüfschritte und -ergebnisse ist in der "W-Habitatschutz" von 
201 0  vorgegeben.  Diese Darlegungen werden künftig in digitalen Dokumenten 
erfolgen ,  die automatisiert i n  ein vom LAN UV eingerichtetes landesweites Ver­
zeichnis eingehen .  Die Daten stehen dadurch landesweit den Behörden und 
Vorhabenträgern sowie Gutachtern im I nternet zur Verfügung.  Die europa- und 
bundesrechtlich verpfl ichtende Summationsprüfung wird für d ie Behörden und 
anderen Akteure erheblich erleichtert und rechtssicherer. Dies führt bei den un­
teren und den höheren Naturschutzbehörden (auch Kosteneinsparung für den 
Landeshaushalt) zu einer deutl ichen Verringerung des behörd l ichen Prüf- und 
Verfahrensaufwandes, der einen mög l ichen Mehraufwand für d ie Führung der 
Datenbank in jedem Fal le kompensiert. 

6. Die "Kann-Vorschrift" über den Erlass einer Bau mschutzsatzung wird in eine 
"Sol l-Vorschrift" umgewandelt (§ 49) . Die Vorschrift enthält kei nerlei i nhaltl iche 
Vorgaben.  Die Gemeinden sind frei in der Gestaltung ihrer Satzung. Im Übrigen 
können d ie Gemeinden seit 1 975 durch Satzung den Schutz des Baumbestan­
des im bau l ichen I nnenbereich regeln und dabei das Satzungsmuster des Städ­
tetages Nordrhein-Westfalen verwenden. Über 60 % der Gemeinden in N RW 
haben bereits eine Baumschutzsatzung. Ein gewisser Mehraufwand wird mit 
insgesamt ca. 20 000 Euro/Jahr geschätzt. 

7. Led igl ich scheinbar eine neue Aufgabe für die unteren Naturschutzbehörden ist 
das Anzeigeverfahren bzg l .  der N utzung von gentechnisch veränderten Orga­
nismen (§ 54 Absatz 2) .  Jedes Vorhaben,  das geeignet ist, e in Natura 2000-
Gebiet erhebl ich zu beeinträchtigen , aber keiner behördl ichen Entscheidung o­
der Anzeige an eine (Fach-)Behörde bedarf, war schon nach "a ltem" Rechtszu­
stand der unteren Landschaftsbehörde anzuzeigen , so § 34 Absatz 6 Satz 1 
BNatSchG i .V.m. § 9 Absatz 1 a LG. Die neue Vorschrift ist eine spezielle pro­
phylaktische Regelung für d ie i n  Rede stehende N utzung von gentechnisch ver­
änderten Organismen und verdeutl icht, dass es e in solches Anzeigeverfahren 
auch für solche Fälle gi lt. Bisher g ibt es in NRW keine gentechnisch veränderten 
landwirtschaftlichen Kulturen .  NRW verfolgt das Ziel , auch langfristig gentech­
n isch freie Region zu bleiben .  

8 .  Zu  einer deutlichen Entlastu ng für die Kreise und  kreisfreien Städte als Träger 
der Landschaftsplanung führt die Änderung der Regelung über das Vorkaufs­
recht (§ 74 Absatz 1 Satz 2) . Anders als es die Vorschrift über das Vorkaufsrecht 
in § 36a LG vorsah, sind sie nur  noch zuständig für Grundstücke, auf denen 
Entwicklungs:.. , Pflege- und Erschließungsmaßnahmen im Landschaftsplan fest­
gesetzt s ind , n icht mehr zusätzl ich für Naturschutzgebiete, Naturdenkmale und 
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geschützte Landschaftsbestandtei le .  Die Entlastung wird auf ca . 25 000 Eu­
ro/Jahr geschätzt. 

Der Vergleich zwischen Mehraufwand (ca .  200 000 Euro) und Entlastungen (ca .  25 000 
Euro) zeigt auf, dass das Gesetzesvorhaben zu keiner spürbaren Auswi rkung auf die 
Finanzlage der Gemeinden und Gemeindeverbände führt. 

G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 

Das Landesnaturschutzgesetz richtet sich an d ie Behörden und an die Land- und 
Forstwi rtschaft. Ökonomische und finanzielle Auswirkungen auf die Wirtschaft oder die 
privaten Haushalte l iegen erkennbar n icht vor .  Unter Umständen könnte es aufgrund 
der erweiterten Vereinsklagerechte (§ 68) in Einzelfäl len zu. einer Verlängerung von 
Verfahren kommen.  Al lerdings gehen die anerkannten Naturschutzvereine sehr sorg­
sam mit dem I nstrument der Vereinsklage um (s. dazu ausführliche Gesetzesbegrün­
dung zu § 68) . 

Die in  das Landesforstgesetz aufgenommene Verpfl ichtung ,  stehendes d ickstämmiges 
Totholz von Laubbäumen im Wald zu belassen , hat derzeit noch keine finanziell erheb­
l ichen Auswi rkungen auf d ie Waldbesitzer als forstl iche Unternehmer. Nach den aktuel­
len Ergebnissen der 3. Bundeswaldinventur wurden in Nordrhein-Westfalen keine gan­
zen stehenden toten Laubholzbäume mit einem Brusthöhendurchmesser über 50 cm 
gemessen .  Gemessen wurde ledigl ich ein Antei l  von 0,3 Festmeter/ha an stehenden 
Bruchstücken von toten d ickstämmigen Laubholzbäumen mit einer Höhe von über 1,3 
Meter, die für eine hochwertige stoffliche Verwertung jedoch nicht m�hr geeignet sind 
und sich auch nur  bed ingt als Brennholz eignen .  Ein Marktpreis lässt sich daher kaum 
ermitte ln ,  so dass davon ausgegangen werden kann ,  dass sich die gesetzl iche Ver­
pfl ichtung zum Totholzerhalt n icht wesentlich auf d ie Waldbesitzer auswirken wird .  

H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes 

Das Naturschutzgesetz und die anderen Rechtsnormen haben keine Auswirkungen auf 
d ie Gleichstel lung von Frauen und Männern . Die Wirkungen treten unabhängig vom 
Qeschlecht der Betroffenen ein .  Auswi rkungen auf die unterschiedl ichen Lebenssituati­
onen von Frauen und Männern sind nicht zu erwarten .  

Befristung 

Für das Landesnaturschutzgesetz (hier Artike l  1 )  wird eine Berichtspfl icht festgesetzt . 
Diese sehen einen jewei l igen Bericht 1 0  Jahre nach I nkrafttreten vor. D iese Frist ist 
angemessen,  da das betreffende Gesetz u .  a .  zwingend zu treffende Zuständigkeits­
und Verfahrensvorschriften enthält, deren Evaluation nicht zu einer Streichung bzw. 
g rundsätzl ichen Modifizierung führen kann .  
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Das Landesforstgesetz (hier Artikel 3) enthält eine Befristungsregelung ,  die fortge­
schrieben wird .  
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Gesetz zum Schutz der Natur in  Nordrhein-Westfalen 

und zur Änderung anderer Vorschriften 

Vom ... 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen ,  das h iermit verkündet wird :  

Artikel 1 

Gesetz zum Schutz der Natur in  Nordrhein-Westfalen 

(Landesnaturschutzgesetz - LNatSchG NRW) 

§ 1 Regelungsgegenstand 

§ 2 Naturschutzbehörden 

I n h a l t s ü b e r s i c h t 

Kapitel 1 

Allgemeine Vorschriften 

§ 3 Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz 

§ 4 Landwi rtschaft 

§ 5 Beobachtung von Natur und Landschaft 

Kapitel 2 

Landschaftsplanung 

Abschnitt 1 

Grundsätze, Ziele, Anwendungsbereich der Landschaftsplanung 

§ 6 Landschaftsrahmenplan 

§ 7 Landschaftsplan 

§ 8 Fachbeitrag des Naturschutzes und der Landschaftspflege zur Landschaftspla­

n u ng 
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§ 9 Strategische Umweltprüfung bei der Landschaftsplanung 

§ 1 0  Entwicklungsziele für d ie Landschaft, Biotopverbund 

§ 1 1  Zweckbestimmung für Brachflächen 

§ 1 2  Forstliche Festsetzungen i n  Naturschutzgebieten und geschützten Landschafts­

bestandteilen 

§ 1 3  Entwicklungs- ,  Pflege- und Erschließungsmaßnahmen 

Abschnitt 2 

Verfahren bei der Landschaftsplanung 

§ 1 4  Aufstel lung des Landschaftsplans 

§ 1 5  Betei l igung der Träger öffentlicher Belange 

§ 1 6  Betei l igung der Bürgerinnen und Bürger 

§ 1 7  Öffentliche Auslegung 

§ 1 8  Anzeige des Landschaftsplans 

§ 1 9  I n krafttreten des Landschaftsplans 

§ 20 Änderung,  Aufhebung und Neuaufstel lung des Landschaftsplans 

§ 2 1  Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften ,  Mängel der Abwägung , Be­

hebung von Fehlern 

Abschnitt 3 

Wirkung und Durchführung des Landschaftsplans 

§ 22 Berücksichtigung der Entwicklungsziele für die Landschaft 

§ 23 Wirkung der Schutzausweisung 

§ 24 Wirkungen der Festsetzungen für die forstliche N utzung 

§ 25 Aufgaben des Trägers der Landschaftsplanung 

§ 26 Aufgaben anderer ju ristischer Personen des öffentlichen Rechts 

§ 27 Verpflichtung der Grundstückseigentümer oder -besitzer zur Durchführung von 

Maßnahmen 

§ 28 Besonderes Duldungsverhältnis 

§ 29 Maßnahmen der Bodenordnung 

Kapitel 3 

Allgemeiner Schutz von Natur und Landschaft 

§ 30 Eingriffe in Natur und Landschaft 
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§ 31  Ausg leichs- und Ersatzmaßnahmen ,  Ersatzgeld 

§ 32 Bevorratung von Kompensationsmaßnahmen 

§ 33 Verfahren 

§ 34 Verzeichnisse 

Kapitel 4 

Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft 

Abschnitt 1 

Biotopverbund, geschützte Teile von Natur und Landschaft, Baumschutzsatzung 

§ 35 Biotopverbund 

§ 36 Nationalparke , Nationale Naturmonumente 

§ 37 Biosphärenregionen 

§ 38 Naturparke 

§ 39 Gesetzl ich geschützte Landschaftsbestandtei le 

§ 40 Wildn isentwicklungsgebiete 

§ 4 1  Alleen 

§ 42 Gesetzlich geschützte Biotope 

§ 43 Schutzmaßnahmen 

§ 44 Großflächige und naturschutzfachl ich bedeutsame Gebiete 

§ 45 Betei l igung von Behörden und öffentl ichen Stel len 

§ 46 Öffentl iche Auslegung , Anhörung 

§ 47 Abgrenzung 

§ 48 Einstwei l ige Sicherstel lung ,  Veränderungsverbot 

§ 49 Baumschutzsatzung 

§ 50 Verzeichnisse, Kennzeichen , Bezeichnungen 

Abschnitt 2 

Netz "Natura 2000" 

§ 51  Ermittlung und  Vorschlag der  Gebiete 

§ 52 Sicherung europäischer Vogelschutzgebiete 

§ 53 Verträgl ichkeit und Unzulässigkeit von Projekten ,  Ausnahmen 

§ 54 Gentechnisch veränderte Organ ismen 

§ 55 Pläne 
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Kapitel S 

Schutz der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten, 

ihrer Lebensstätten und Biotope 

§ 56 Tiergehege 

Kapitel S 

Erholung i n  Natur und Landschaft 

§ 57 Betretungsbefugnis 

§ 58 Reiten in der freien Landschaft und im Wald 

§ 59 Grenzen der Betretungs- und Reitbefugnisse, Schäden aus Erholungsverkehr  

§ 60 Zulässigkeit von Sperren 

§ 61 Betretungsbefugnisse in geschlossenen Ortschaften 

§ 62 Kennzeichnung von Reitpferden,  Reitabgabe 

§ 63 Freigabe der Ufer 

§ 64 Freihaltung von Gewässern und Uferzonen 

§ 65 Markierung von Wanderwegen 

Kapitel 7 

Naturschutzvereinigungen, Naturschutzbeiräte, Landschaftswacht, 

Biologische Stationen, Landesförderung 

§ 66 M itwirkung von Naturschutzvereinigungen 

§ 67 Art und Weise der Mitwirkung,  Voraussetzung der Anerkennung von Natu r-

schutzvereinigungen 

§ 68 Rechtsbehelfe von anerkannten Naturschutzverein igungen 

§ 69 Landschaftswacht 

§ 70 Naturschutzbeiräte 

§ 71 Biologische Stationen 

§ 72 Landesförderung Naturschutz u nd Landschaftspflege 

Kapitel 8 

Eigentumsbindung, Befreiungen 
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§ 73 Betretungs- u nd Untersuchungsrecht 

§ 74 Vorkaufsrecht 

§ 75 Befr�iu ngen u nd Ausnahmen 

§ 76 Beschränkungen des Eigentums, Entschäd igung 

§ 77 Ordnungswidrigkeiten 

Kapitel 9 

Ordnungswidrigkeiten 

§ 78 Geldbuße, Kostentragungspflicht des Halters e ines Kraftfahrzeugs, Einziehung , 

Zusammentreffen mit Straftaten ,  Verwaltu ngsbehörde 

Kapitel 1 0  

Übergangs- und Überleitungsvorschriften ,  Durchführungsvorschriften 

§ 79 Überleitung bestehender Verordnungen 

§ 80 Landschaftspläne 

§ 81  Beiräte 

§ 82 Durchführungsvorschriften 
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Kapitel 1 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Regelungsgegenstand 

In d iesem Gesetz werden Regelungen getroffen ,  die das Bundesnaturschutzgesetz 

vom 29 . Ju l i  2009 (BGBI .  I S. 2542) , das zuletzt durch Artikel 4 Absatz 1 00 des Geset­

zes vom 7. August 201 3 (BGBI. I S. 3 1 54) geändert worden ist, ergänzen , neben dem 

Bundesnaturschutzgesetz gelten oder von diesem im Sinne von Artikel 72 Absatz 3 

Satz 1 Nummer 2 des Grundgesetzes abweichen .  

§ 2 

Naturschutzbehörden 

(zu § 3 Absatz 1 und 2 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 )  Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden (Naturschutzbe­

hörden) sind :  

1 .  das für Naturschutz zuständ ige M inisterium a ls  oberste Naturschutzbehörde ,  

2. die Bezi rksreg ierungen als höhere Naturschutzbehörden ,  

3. die Kreise und kreisfreien Städte a ls  untere Naturschutzbehörden .  

S ie überwachen über § 3 Absatz 2 des. Bundesnaturschutzgesetzes hinaus d ie Einha l­

tung dieses Gesetzes, der auf Grund d ieser Gesetze erlassenen Vorschriften sowie der 

unmitte lbar geltenden europarechtl ichen Vorschriften zum Naturschutz. Sie treffen 

nach pfl ichtgemäßem Ermessen d ie im Einzelfal l  erforderl ichen Maßnahmen, um deren 

Einhaltung sicherzustel len .  

(2) Die Naturschutzbehörden sind Sonderordnungsbehörden . 
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(3) Die Kreise und kreisfreien Städte nehmen auch die Aufgaben der unteren Natur­

schutzbehörden ,  d ie nicht Aufgaben der Gefahrenabwehr sind , als Pflichtaufgaben zur 

Erfü l lung nach Weisung wahr. Die Aufsichtsbehörden können sich jederzeit über die 

Angelegenheiten der unteren Naturschutzbehörden unterrichten .  Die Aufsichtsbehör­

den können Weisungen erteilen , um die gesetzmäßige Erfü l lung der Aufgaben der un­

teren Naturschutzbehörde zu sichern . Zur zweckmäßigen Erfü l lung dieser Aufgaben 

können d ie Aufsichtsbehörden 

1 .  a l lgemeine Weisungen ertei len, um die gleichmäßige Durchführung der Aufga­

ben zu sichern und 

2. besondere Weisungen erteilen , wen n  das Verhalten der unteren Naturschutzbe­

hörde zur sachgerechten Aufgabenwahrnehmung nicht geeignet erscheint oder 

überörtl iche I nteressen gefährdet sind . 

Weisungen zur Erledigung einer bestimmten Aufgabe im Einzelfal l  führt der Hauptver­

waltungsbeamte als staatl iche Verwaltungsbehörde durch, sofern die Aufsichtsbehörde 

d ies in der Weisung festlegt. Dies gi lt auch für solche Weisungen ,  deren Geheimhal­

tu ng im I nteresse der Sicherheit des Staates erforderlich ist. Das Weisungsrecht der 

Aufsichtsbehörden erstreckt sich n icht auf den Erlass ordnungsbehördl icher Verord­

nungen.  

(4) Soweit in d iesem Gesetz, im Bundesnaturschutzgesetz, den dazu ergangenen 

Durchführungsvorschriften sowie in anderen Vorschriften des Naturschutzrechts, i ns­

besondere des Artenschutzrechts , nichts anderes bestimmt ist, ist d ie zuständige Be­

hörde die untere Naturschutzbehörde.  

(5) Fällt eine Angelegenheit in den Zuständ igkeitsbereich mehrerer unterer oder höhe­

rer Naturschutzbehörden,  kann die oberste Naturschutzbehörde die Aufgabe im Einzel­

fal l  einer unteren oder einer höheren Naturschutzbehörde übertragen .  

(6) Entscheidungen nach § 44 Absatz 5 ,  § 45 Absatz 7 und  § 67  Absatz 2 des Bun­

desnaturschutzgesetzes trifft in Verfahren mit Konzentrationswirkung die zuständige 

Genehmig ungsbehörde im Benehmen mit der Naturschutzbehörde ihrer Verwaltungs­

ebene. 
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§ 3  

Landesamt tür Natur, Umwelt und Verbraucherschutz 

(zu § 3 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 ) Das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz hat auf dem Gebiet des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege im Zusammenwirken mit anderen für die Er­

mittl ung von Grundlagen des Naturhaushalts zuständigen Stellen des Landes: 

1 .  d ie wissenschaftl ichen Grundlagen für die Landschaftsplanung zu erarbeiten ,  

2. d ie geschützten Flächen und Landschaftsbestandteile zu erfassen und wissen­

schaftl ich zu betreuen , 

3. den Zustand des Naturhaushalts und seine Veränderungen ,  die Folge solcher 

Veränderungen einschl ießlich des Klimawandels, die Einwirkung auf den Natur­

haushalt und die Wirkungen von Umweltschutzmaßnahmen auf den Zustand 

des Naturhaushalts zu ermitteln ,  auszuwerten,  zu bewerten und mit den anderen 

Ländern und dem Bund abzustimmen und 

·4. die im Naturschutz und in der Landschaftspflege tätigen Dienstkräfte und ehren­

amtl ichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu schu len und fachlich zu betreuen . 

(2) Die oberste Naturschutzbehörde kann dem Landesamt für Natur, Umwelt und Ver­

braucherschutz weitere Aufgaben übertragen . 

(3) Zur Erfü l lung der Aufgaben nach Absatz 1 führt das Landesamt für Natur, Umwelt 

und Verbraucherschutz zentrale Datenbanken über 

1. die geschützten Teile von Natur und Landschaft und 

2.  del1 Zustand und die Entwicklung der B iodiversität. 

Die Behörden des Landes Nordrhein-Westfalen sind verpfl ichtet, zu diesen Zwecken 

die vorhandenen Daten kostenlos zur Verfügung zu stel len. 

§ 4  
Landwirtschaft 

(zu § 5 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes) 
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( 1 )  Abweichend von § 5 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes ist bei der landwirt­
schaftl ichen Nutzung zusätzlich verboten ,  
1 .  Dauerg rünland und Dauergrünlandbrachen umzuwandeln ,  
2 .  den  Grundwasserstand in Nass- und Feuchtg rünland sowie -brachen abzusen­

ken ,  
3. Feldgehölze, Hecken ,  Säume und Kleingewässer zu beeinträchtigen, 
4. Dauergrünlandpflegemaßnahmen durch die Grasnarbe umbrechende Verfahren 

wie Pfl ügen oder umbruch lose Verfahren wie Dri l l- , Schlitz- oder Übersaat auf 
landwirtschaftlich genutzten Flächen,  die als gesetzl iche Biotope nach § 30 Ab­
satz 2 Nummer 2 des Bundesnaturschutzgesetzes sowie nach § 42 Absatz 1 
e ingestuft sind , durchzuführen und 

5 .  bei der Mahd auf Dauergrünlandflächen ab 1 Hektar von außen nach innen zu 
mähen. 

Dauerg rünland im Sinne d ieses Gesetzes sind a l le auf natürl iche Weise entstandenen 
Grünlandflächen sowie angelegte und dauerhaft als Wiese , Mähweide oder Weide ge­
nutzte Grünlandflächen und deren Brachen .  

(2) D ie  zuständige Naturschutzbehörde kann bei Verstößen gegen d ie in § 5 Absatz 2 
N u mmer 1 bis 4 des Bundesnaturschutzgesetzes und in Absatz 1 N ummer 2 bis 5 auf­
geführten Verbote vorrangig die Wiederherstel lung des früheren Zustands oder, soweit 
das n icht mög l ich ist, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen anordnen . Von den Verboten 
des Absatzes 1 Nummer 2 bis 5 können auf Antrag Ausnahmen zugelassen werden , 
wenn d ie Beeinträchtigungen ausgegl ichen werden können. Von dem Verbot des Ab­
satzes 1 Nummer 1 sind auf Antrag Ausnahmen zuzulassen, wenn Art und Umfang der 
Beeinträchtigungen im selben Naturraum funktional ausgegl ichen werden . I n  Verfahren 
nach dem F lurberein igungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 1 6. März 
1 976 (BGB!. I S. 546) , das zuletzt durch Artikel 1 7  des Gesetzes vom 1 9. Dezember 
2008 (BGB! .  I S. 2794) geändert worden ist, sind Ausnahmen vom Verbot des Absat­
zes 1 Nummer 1 durch die zuständige Flurbereinigungsbehörde zulässig ,  wenn d ies 
zur  Gewährleistung wertg leicher Landabfindungen unverzichtbar ist. 

(3) Nach Beendigung eines Vertrages kann die vorher rechtmäßig ausgeübte landwirt­
schaftl iche N utzung wieder aufgenommen werden, sofern der Vertrag keine entgegen­
stehenden Regelungen enthä lt. Wird d iese durch Verbote oder Gebote des Bundesna­
turschutzgesetzes oder dieses Gesetzes oder auf Grund des Bundesnaturschutzgeset­
zes oder dieses Gesetzes eingeschränkt oder untersagt, ist nach Maßgabe des § 68 
des Bundesnaturschutzgesetzes eine angemessene Entschädigung zu leisten .  
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§ 5  
Beobachtung von Natur und Landschaft 

(zu § 6 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

Die Beobachtung von Natur und Landschaft nach § 6 des Bundesnaturschutzgesetzes 
erfolgt im Rahmen der landesweiten Biotopkartierung sowie des Arten- und Biotopmo­
n itorings. Die Ergebnisse der Umweltbeobachtung werden der Öffentlichkeit zugängl ich 
gemacht, soweit n icht Schutzerfordernisse der zu schützenden Tiere oder Pflanzen 
dem entgegenstehen.  

Kapitel 2 
Landschaftsplanung 

(zu den §§ 8 bis 1 2  des Bundesnaturschutzgesetzes) 

Abschnitt 1 
Grundsätze, Ziele, Anwendungsbereich der Landschaftsplanung 

§ 6 
Landschaftsrahmenplan 

(zu § 1 0  des Bundesnaturschutzgesetzes) 

Die regionalen Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege und zur Förderung der Biodiversität werden nach Abstim­
mung und Abwägung mit anderen Belangen zusammenfassend im Regionalplan dar­
gestellt. Die Regionalpläne erfü l len d ie Funktionen von Landschaftsrahmenplänen im 
Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes .  

§ 7  
Landschaftsplan 

(zu § 1 1  des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 )  Die örtl ichen Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirkl ichung der Ziele des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege und zur Förderung der Biodiversität sind im 
Landschaftsplan darzustel len und rechtsverbindl ich festzusetzen .  Dabei sind d ie sich 
aus den Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege nach § 1 des Bundesna­
turschutzgesetzes ergebenden Anforderungen untereinander und gegenüber den sons­
tigen öffentl ichen und privaten Belangen gerecht abzuwägen. Der Geltungsbereich des 
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Landschaftsplans erstreckt sich auf den Außenbereich im Sinne des Bauplanungs­
rechts. 

(2) Soweit ein Bebauungsplan Festsetzungen nach § 9 Absatz 1 Nummer 1 1 ,  1 4  bis 
1 8 , 20 und 24 bis 26 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23 . September 2004 (BGB/. I S .  241 4) ,  das zu letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. November 201 4  (BGB/. I S. 1 748) geändert worden ist, trifft und über d iese bauleit­
planerische Sicherung hinaus weitergehende Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege erforderlich sind , kann  sich der Landschaftsplan unbeschadet der 
baurechtl ichen Festsetzungen auch auf diese Flächen erstrecken ;  die Festsetzung von 
Erschließungsmaßnahmen nach § 1 3  Absatz 2 ist insoweit nicht zulässig .  Absatz 2 
Satz 1 g i lt entsprechend für Satzungen gemäß § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 und 3 
des Baugesetzbuches. 

(3) Abweichend von § 1 1  Absatz 2 und 3 des Bundesnaturschutzgesetzes haben die 
Kreise und kreisfreien Städte (Träger der Landschaftsplanung) unter Beachtung der 
Ziele der Raumordnung für ihr Gebiet Landschaftspläne aufzustel len ;  der Landschafts­
plan ist als Satzung zu beschl ießen .  Die bestehenden planerischen Festsetzungen an­
derer Fachplanungsbehörden sind ebenfal ls zu beachten .  

(4) Für  das Gebiet eines Kreises oder einer kreisfreien Stadt können mehrere Land­
schaftspläne aufgestellt werden .  

(5) Der Landschaftsplan besteht aus einer Karte, ejner Begründung mit den Zielen und 
Zwecken sowie den wesentlichen Ergebnissen des Landschaftsplans (Umweltbericht) 
und einem Text und Erläuterungen . Er enthält insbesondere 
1 .  die Darstellung der Entwicklungsziele für die Landschaft (§ 1 0) ,  
2 .  d i e  Festsetzung besonders geschützter Teile von Natur u n d  Landschaft (§ 20 

Absatz 2,  §§ 23, 26, 28, 29 des Bundesnaturschutzgesetzes) , 
3 .  d ie Kennzeichnung der Bestandteile des Biotopverbunds (§ 21  des Bundesna­

tu rsch utzgesetzes), 
4. besondere Festsetzungen für die forstliche N utzung (§ 1 2) und 
5. die Entwicklungs-, Pflege- und Erschl ießungsmaßnahmen (§ 1 3) ,  insbesondere 

zur  Förderung der Biod iversität. 
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§8 
c 

Fachbeitrag des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege zur Landschaftsplanung 

(zu § 9 Absatz 5 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 ) Als Grundlage für den Regionalplan als Landschaftsrahmenplan und für den Land­
schaftsplan erarbeitet das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz einen 
Fachbeitrag des Naturschutzes und der Landschaftspflege. Der Fachbeitrag enthält: 
1 .  d ie Bestandsaufnahme von Natur und Landschaft einschließlich einer Darstel lung 

der Bedeutung des Planungsraumes für Arten und Lebensräume sowie d ie Auswir­
kungen bestehender Raumnutzungen , 

2. d ie Beurtei lung des Zustandes von Natur und Landschaft nach Maßgabe der Ziele 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege einsch l ießl ich der sich daraus erge­
benden Konflikte und 

3. d ie aus den N ummern 1 und 2 herzuleitenden Leitbi lder und Empfehlungen zur Si­
cherung, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft und zur  Förderung der 
Biod iversität sowie Angaben zum Biotopverbund und zur  Anpassung an den Klima­
wandel .  Dies schließt auch regionale Kompensationskonzepte für Arten und Lebens­
räume ein .  

Der Fachbeitrag wird vom Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz in  digi­
taler Form für jede Person zur Einsicht bereitgestel lt. 

(2) Der Fachbeitrag ist regelmäßig zu aktual isieren .  Eine Aktualisierung ist vorzuneh­
men ,  soweit d ies nach Maßgabe des § 9 Absatz 4 des Bundesnaturschutzgesetzes 
erforderl ich ist, in der Regel jedoch al le zehn Jahre. Die Aktualisierung hat rechtzeitig 
vor Aufstell ung des Regionalplans zu erfolgen .  Eine Aktualisierung kann auch für sach­
l iche oder räumliche Tei lbereiche erfolgen .  

§9 
Strategische Umweltprüfung bei der Landschaftsplanung 

(1) Bei der Aufstel lung oder Änderung von Landschaftsplänen ist eine Strategische 
Umweltprüfung durchzuführen .  Ist eine Strateg ische Umweltprüfung für das Plangebiet 
oder für Teile davon bereits in vorlaufenden Plänen durchgeführt worden, soll sich die 
Strategische Umweltprüfung auf zusätzliche oder andere erhebl iche Umweltauswirkun­
gen beschränken .  Das Verfahren muss den Anforderungen der §§ 1 4a und 1 4f, § 1 4g 
Absatz 2 Nummer 6 und 8 sowie § 14h ,  § 1 4i Absatz 1 ,  § 1 4k Absatz 1 und § 1 4n des 
Gesetzes über die Umweltverträgl ichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 24 . Februar 201 0 (BGBI .  I S.  94) , das zuletzt durch Artikel 1 0  des Gesetzes vom 
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25 .  Ju l i  201 3  (BGB!. I S .  2749) geändert worden ist, genügen. Die Behörden- und Öf­
fentl ichkeitsbetei l igungen sind gleichzeitig mit den Verfahren nach den §§ 1 5  bis 1 7  
d u rchzuführen.  Die Begründung zum Landschaftsplan erfü llt d ie Funktion eines Um­
weltberichtes nach § 1 4g des Gesetzes über die Umweltverträgl ichkeitsprüfung . In die 
Begründung sind die voraussichtl ich erhebl ichen Auswirkungen auf d ie in § 2 Absatz 1 
Satz 2 des Gesetzes über die Umweltverträg l ichkeitsprüfung genannten Schutzgüter 
aufzunehmen.  

(2)  Einer Strategischen Umweltprüfung bedarf es bei der  Änderung eines Landschafts­
plans nach § 20 Absatz 1 und 2 n icht, wenn keine Anhaltspunkte für zusätzl iche oder 
andere erhebliche Umweltauswi rkungen bestehen .  Im Verfahren nach den §§ 1 5  bis 1 7  
ist mit Begründung darauf hinzuweisen ,  dass von der Durchführung einer Strategischen 
U mweltprüfung ,abgesehen wird .  Einer Strateg ischen Umweltprüfung bedarf es ferner 
n icht in den Fällen des § 20 Absatz 3 und 4 .  

(3) Die Strategische Umweltprüfung beim Landschaftsrahmenplan erfolgt nach den 
Vorschriften des Landesplanungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430),  das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Ja­
nuar 201 3 (GV. NRW. S.  33) geändert worden ist. 

§ 1 0  
Entwicklungsziele für die Landschaft, Biotopverbund 

( 1 ) Die Entwicklungsziele für die Landschaft geben als räuml ich-fachl iche Leitbi lder 
über das Schwergewicht der im Plangebiet zu eifü l lenden Aufgaben der Landschafts­
entwicklung Auskunft. Entwicklungsziel ist auch der Aufbau d.es Biotopverbunds nach § 
2 1  des Bundesnatursch utzgesetzes und die Förderung der Biodiversität. Als räumlich 
d ifferenzierte Entwicklungsziele kommen insbesondere in Betracht 
1 .  d ie Erhaltung einer mit naturnahen Lebensräumen oder sonstigen natürl ichen Land­

schaftselementen reich oder vielfältig ausgestatteten Landschaft als Lebensraum für 
d ie landschaftstypischen Tier- und Pflanzenarten oder die Erhaltung einer gewach­
senen Kulturlandschaft mit ihren bio logischen und kulturhistorischen Besonderhei­
ten ,  

2 .  d ie  Anreicherung einer Landschaft mit naturnahen Lebensräumen und mit g l iedern­
den und belebenden Elementen ,  

3 .  d ie Wiederherste l lung einer in  ihrem Wirkungsgefüge ,  ihrem Erscheinungsbild oder 
. ihrer Oberflächenstruktur geschädigten oder stark vernachlässigten Landschaft, 

4 .  der Ausbau der Landschaft fü r die Erholung und 
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5.  d ie Ausstattung der Landschaft für Zwecke des Immissionsschutzes und des Bo­
denschutzes oder zur Verbesserung des Klimas: 

(2) Bei der Darstel lung der Entwicklungsziele für die Landschaft sind die im Plangebiet 
zu erfül lenden öffentl ichen Aufgaben und die wirtschaftl ichen Funktionen der Grund­
stücke, i nsbesondere die land-, forst-, berg-, abgrabungs- ,  wasser-, abfallwi rtschaftli­
chen sowie klimaschutzrechtl ichen Zweckbestimmungen zu berücksichtigen. 

§ 1 1  

Zweckbestimmung für Brachflächen 

( 1 ) Der Landschaftsplan kann nach Maßgabe der Entwicklungsziele die Zweckbestim­
mung für Brachflächen dadurch festsetzen ,  dass d iese entweder der natürlichen Ent­
wicklung überlassen oder in bestimmter Weise genutzt, bewirtschaftet oder gepflegt 
werden müssen .  Bei der Festsetzung sind die wirtschaftlichen Absichten des Eigentü­
mers oder N utzungsberechtigten angemessen zu berücksichtigen . 

(2) Als Brachflächen gelten Grundstücke, deren landwirtschaftliche Bewirtschaftung 
aufgegeben ist oder d ie länger als drei Jahre n icht genutzt sind ,  es sei denn ,  dass eine 
N utzung ins Werk gesetzt ist. 

§ 1 2  

Forstl iche Festsetzungen i n  Naturschutzgebieten und geschützten Landschafts­
bestandteilen 

Der Landschaftsplan kann in Naturschutzgebieten nach § 23 des Bundesnaturschutz­
gesetzes und geschützten Landschaftsbestandteilen nach § 29 des Bundesnatur­
schutzgesetzes im Einvernehmen mit dem Landesbetrieb Wald und Holz für Erstauf­
forstungen und für Wiederaufforstungen bestimmte Baumarten 'vorschreiben oder aus­
sch ließen sowie eine bestimmte Form der Endnutzung untersagen ,  soweit d ies zur  Er- . 
re ichung des Schutzzwecks erforderl ich ist. 

§ 1 3 
Entwicklungs-, Pflege- und Erschließungsmaßnahmen 

( 1 ) Der Landschaftsplan hat die Entwicklungs-, Pflege- und Erschließungsmaßnahmen 
festzusetzen ,  die zur Erreichung des Schutzzwecks der nach § 20 Absatz 2 und den §§ 
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23, 26 , 28 und 29 des Bundesnaturschutzgesetzes besonders zu schützenden Teile· 
von Natur und Landschaft und zur Erhaltung der nach § 30 des Bundesnaturschutzge­
setzes und nach § 42 gesetzlich geschützten B iotope erforderlich s ind.  Auf der Grund­
lage der Entwicklungsziele nach § 1 0  kann der Landschaftsplan zur Verwirkl ichung der 
Ziele nach § 1 des Bundesnaturschutzgesetzes weitere Maßnahmen zur Sicherung 
und Verbesserung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder des 
Landschaftsbildes, der Pflege und Entwicklung eines Biotopverbundsystems sowie der 
Kultu rlandschaft und des Erholungswertes von Natur und Landschaft und zur Förde­
rung der Biodiversität festsetzen .  

(2) Unter die Maßnahmen nach Absatz 1 fal len insbesondere die 
1 .  Anlage, Wiederherstel lung oder Pflege naturnaher Lebensräume,  einschließlich der 

Maßnahmen zum Schutz und zur Pflege der Lebensgemeinschaften sowie der Tiere 
und Pflanzen wild lebender Arten ,  insbesondere der geschützten Arten im Sinne des 
Fünften Abschnitts des BundesnaturSChutzgesetzes, 

2 .  Anlage, Pflege oder Anpflanzung ökologisch auch für den Biotopverbund bedeutsa­
mer sowie charakteristischer landschaftlicher Strukturen und Elemente wie Streu­
obstwiesen ,  F lurgehölze ,  Hecken ,  Bienenweidegehölze, Schutzpflanzungen, Al leen ,  
Baumgruppen und Einzelbäume,  

3 .  Maßnahmen , d ie Verpfl ichtungen der  Richtl in ie 2000/60/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 23 . Oktober 2000 zur  Schaffung eines Ordnungsrah­
mens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpol itik (ABI .  L 327 
vom 22 . 1 2.2000, S. 1 ) , in der am 24 . Jun i  2009 geltenden Fassung ,  erfü l len ,  

4. Herrichtung von geschädigten oder nicht mehr genutzten Grundstücken einschl ieß­
l ich der Entsiegelung,  Beseitigung verfal lener Gebäude oder sonstiger störender An­
lagen,  die auf Dauer nicht mehr genutzt werden, 

5 .  Pflegemaßnahmen zur Erhaltu ng oder Wiederherstel lung �es Landschaftsbildes, 
6 .  Pflege und Entwicklung von charakteristischen Elementen der Kulturlandschaft, 
7 .  Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen für im besiedelten Bereich vorhandene land­

schaftliche Strukturen und Elemente insbesondere im Hinbl ick auf ihre Bedeutung 
für den Biotopverbund und 

8 .  Maßnahmen für d ie landschaftsgebundene und naturverträgliche Erholung .  

(3) D ie Festsetzungen nach Absatz 2 werden bestimmten Grundstücksflächen zuge­
ordnet. Soweit nicht Gründe des Naturschutzes und der Landschaftspflege entgegen­
stehen,  ist es auch zulässig , Festsetzungen nach Absatz 2 einem im Landschaftsplan 
abgegrenzten Landschaftsraum zuzuordnen,  ohne dass die Festsetzungen an eine 
bestimmte Grundstücksfläche gebunden werden .  
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Abschnitt 2 

Verfahren bei der Landschaftsplanung 

§ 1 4  
Aufstellung des Landschaftsplans 

( 1 ) Der Landschaftsplan ist vom Träger der Landschaftsplanung in eigener Verantwor­
tung aufzustellen . Der Beschluss, einen Landschaftsplan aufzustel len, ist ortsüblich 
bekannt zu machen.  

(2) Die Landschaftspläne benachbarter Kreise und kreisfreier Städte sollen aufeinander 
abgestimmt werden . 

(3) Das für Naturschutz zuständige Min isterium kann nach Anhörung des zuständigen 
Ausschusses des L.andtags durch Rechtsverordnung den Maßstab und die Systematik 
des Landschaftsplans, die zu verwendenden Planzeichen,  die bei der Aufstel lung des 
Landschaftsplans anzufertigenden Arbeitskarten und deren Inhalt sowie d ie zu betei li­
genden Behörden und anderen öffentl ichen Stel len festlegen . 

§ 1 5  
Beteil igung der Träger öffentlicher Belange 

( 1 )  Bei der Aufstel lung des Landschaftsplans sollen die Behörden und Stel len, die Trä­
ger öffentlicher Belange sind und von der Planung berührt werden können,  zum frü­
hestmög l ichen Zeitpunkt beteil igt werden . I n  ihrer Stel lungnahme haben sie dem Trä­
ger der Landschaftsplanung auch Aufschluss über von ihnen beabsichtigte oder bereits 
eingeleitete Planungen und sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung zu 
geben,  die für den Naturschutz Lind die Landschaftspflege im Plangebiet bedeutsam 
sein können . Diese Beteiligten haben ihre Stellungnahmen innerhalb eines Monats ab­
zugeben.  Der Träger der Landschaftsplanung sol l  d iese Frist bei Vorl iegen eines wich­
tigen Grundes angemessen verlängern . Hat ein Beteil igter bis zum Ablauf der Frist kei­
ne Stel lungnahme abgegeben,  so ist davon auszugehen ,  dass er sich n icht äußern wi l l .  

(2) Die Beteil igung nach Absatz 1 kann  g leichzeitig mit dem Verfahren nach § 1 7  
durchgeführt werden. 
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§ 1 6  
Betei l igung der Bürgerinnen u nd Bürger 

Die Bürgerinnen und Bürger sind mög l ichst frühzeitig über die al lgemeinen Ziele und 
d ie voraussichtl ichen Auswirkungen der Planung öffentlich zu unterrichten .  I hnen ist 
Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben .  An die Unterrichtung und Erörte­
rung schl ießt sich das Verfahren nach § 1 7  auch an ,  wenn d ie Erörterung zu einer Än­
derung der Planung führt. 

§ 1 7  
Öffentliche Auslegung 

( 1 ) Der Entwurf des Landschaftsplans ist fü r die Dauer eines Monats beim Träger der 
Landschaftsplanung öffentlich auszulegen .  Ort und Dauer der Auslegung sind mindes­
tens eine Woche vorher ortsübl ich bekannt zu machen,  mit dem Hinweis darauf, dass 
Bedenken und Anregungen während der Auslegungsfrist schriftl ich oder zur N ieder­
schrift beim Träger der Landschaftsplanung vorgebracht werden können .  Die nach § 1 5  
Betei l igten sollen von der Auslegung benach richtigt werden.  Die fristgemäß vorge­
brachten Bedenken und Anregungen sind zu prüfen ;  das Ergebnis ist mitzuteilen . Ha­
ben meh r  a ls 50 Personen Bedenken und Anregungen mit im Wesentlichen gleichem 
Inhalt vorgebracht, kann d ie Mittei lung des Ergebnisses der Prüfung dadurch ersetzt 
werden, dass d iesen Personen die Einsicht in das Ergebnis ermögl icht wird .  Die Stel le, 
bei der das Ergebnis der Prüfung während der Dienststunden eingesehen werden 
kann ,  ist ortsüblich bekannt zu machen.  Bei der Vorlage des Landschaftsplans nach § 
1 8  sind d ie n icht berücksichtigten Bedenken und Anregungen mit einer Stel lungnahme 
des Trägers der Landschaftsplanung beizufügen .  

(2) Wird der  Entwurf des Landschaftsplans nach der  Auslegung geändert oder ergänzt, 
ist er erneut nach Absatz 1 auszulegen . Bei der erneuten Auslegung kann bestimmt 
werden , dass Bedenken und Anregungen nur zu den geänderten oder ergänzten Tei­
len vorgebracht werden können.  Werden durch die Änderung oder Ergänzung die 
Grundzüge der Planung nicht berührt, kann von einer erneuten öffentlichen Auslegung 
abgesehen werden . Absatz 1 Satz 4 und 6 und § 20 Absatz 2 Satz 2 sind entspre­
chend anzuwenden .  
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§ 1 8 
Anzeige des Landschaftsplans 

( 1 )  Der Landschaftsplan ist der höheren Naturschutzbehörde anzuzeigen. 

(2) Die höhere Naturschutzbehörde kann innerhalb von d rei Monaten nach Eingang der 
Anzeige geltend machen, dass der Landschaftsplan n icht ordnungsgemäß zustande 
gekommen ist oder diesem Gesetz, den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen oder 
sonstigen Rechtsvorschriften widerspricht. Der Landschaftsplan darf nur in Kr�ft ge­
setzt werden , wenn d ie höhere Naturschutzbehörde die Verletzung von Rechtsvor­
schriften nicht innerhalb der in Satz 1 bezeichneten Frist geltend gemacht oder wenn 
sie vor Ablauf der Frist erklärt hat, dass s ie keine Verletzung von Rechtsvorschriften 
geltend macht. 

(3) Der Träger der Landschaftsplanung ist verpfl ichtet, die von der höheren Natur­
schutzbehörde nach Absatz 2 geltend gemachten Verstöße auszuräumen.  

(4)  D ie Verpfl ichtung der für das Anzeigeverfahren zuständigen Behörde, d ie Einhal­
tung der Vorschriften zu prüfen, deren Verletzung sich auf die Rechtswirksamkeit e ines 
Landschaftsplans nach § 21 nicht auswirkt, bleibt unberührt. 

§ 1 9 
Inkrafttreten des Landschaftsplans 

Die erfolgte Durchführung des Anzeigeverfahrens ist du rch den Träger der Land­
schaftsplanung ortsüblich bekannt zu machen . Der Landschaftsplan ist für jede Person 
zur  Einsicht bereitzuhalten ;  über den Inhalt ist auf Verlangen Auskunft zu geben .  I n  der 
Bekanntmachung ist darauf h inzuweisen ,  wo der Landschaftsplan eingesehen werden 
kann .  Mit der Bekanntmachung tritt der Landschaftsplan in Kraft. Die Bekanntmachung 
tritt an d ie Stelle der sonst für Satzungen vorgeschriebenen Veröffentlichung . 

§ 20 
Änderung, Aufhebung und Neuaufstellung des Landschaftsplans 

( 1 )  Die Vorschriften über die Aufstel lung des Landschaftsplans gelten auch für seine 
Änderung , Aufhebung und Neuaufstel l ung .  
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(2) Werden durch Änderungen eines Landschaftsplans die Grundzüge der Planung 
n icht berührt, bedarf es der Verfahren nach den §§ 1 5  bis 1 7  sowie der Anzeige nach § 
1 8  n icht; § 1 4  Absatz 1 Satz 2 fi ndet keine Anwendu ng (vereinfachte Änderung) . Den 
Eigentümern der von den Änderungen betroffenen Grundstücke und den von den Än­
derungen berührten Trägern öffentl icher Belange ist Gelegenheit zur Ste l lungnahme 
innerhalb angemessener Frist zu geben .  Widersprechen die Betei l igten i nnerhalb der 
Frist den Änderungen, bedarf der Landschaftsplan der Anzeige nach § 1 8 . Die Stel­
l ungnahmen der Betei l igten sind als Bedenken u nd Anregungen nach § 1 7  Absatz 1 
Satz 4 und 6 zu behandeln .  

(3) Enthält e in Landschaftsplan Darstel l ungen oder Festsetzungen mit Befristung in  
Bereichen eines Flächennutzungsplans, fü r die d ieser e ine bauliche N utzu ng vorsieht, 

. tritt der Landschaftsplan für diese Bereiche außer Kraft, sobald ein Bebauungsplan o­
der eine Satzung nach § 34 Absatz 4 Satz 1 N u mmer 2 des Baugesetzbuches in Kraft 
tritt. Entsprechendes gi lt für das Außerkrafttreten von Darstel lungen und Festsetzungen 
des Landschaftsplans bei der baurechtl ichen Zulassung von Vorhaben i nnerhalb eines 
im Zusammenhang bebauten Ortstei ls im Sinne de� § 34 Absatz 1 des Baugesetzbu­
ches u nd für Bereiche, in denen die Gemeinde durch Satzung nach § 34 Absatz 4 Satz 
1 N ummer 1 des Baugesetzbuches d ie Grenzen für im Zusammenhang bebaute Ort­
stei le festlegt. 

(4) Bei der Aufstel lung , Änderung und Ergänzung eines Flächennutzungsplans im Gel­
tungsbereich eines Landschaftsplans treten widersprechende Darste l lungen u nd Fest­
setzungen des Landschaftsplans mit dem I nkrafttreten des entsprechenden Bebau­
ungsplans oder einer Satzung nach § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetzbu­
ches außer Kraft, soweit der Träger der Landschaftsplanung im Betei l igu ngsverfahren 
d iesem Flächennutzungsplan n icht widersprochen hat. Für das Außerkrafttreten gi lt 
Entsprechendes bei Satz�ngen nach § 34 Absatz 4 Satz1 Nummer 3 des Baugesetz­
buches, soweit der Träger der Landschaftsplanung im Betei l igungsverfahren nach § 34 
Absatz 6 Satz 1 des Baugesetzbuches nicht widersprochen hat. Dasselbe gi lt auch für 
Berichtigungen von Flächennutzungsplänen nach § 1 3a Absatz 2 Nummer 2 des Bau­
geset:?buches,  soweit der nach § 1 3  Absatz 2 N ummer 3 des Baugesetzbuches zu be­
tei l igende Träger der Landschaftsplanung n icht widersprochen hat. Für d ie Darstell un­
gen in  F lächen nutzungsplänen mit der Rechtswirkung von § 35 Absatz 3 Satz 3 des 
Baugesetzbuches treten die widersprechenden Darste l lungen u nd Festsetzungen des 
Landschaftsplans mit dem Inkrafttreten des Flächennutzungsplans außer Kraft, soweit 
der Träger der Landschaftsplanung im Betei l igungsverfahren d iesem F lächennut­
zungsplan nicht widersprochen hat. 
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(5) Ein Landschaftsplan muss geändert oder neu aufgestellt werden , wenn sich d ie ihm 
zugru nde liegenden Ziele der Raumordnung geändert haben .  In d iesem Fal l kann die 
Landesregierung eine entsprechende Änderung verlangen .  

§ 21 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, Mängel der Abwägung, Behe­

bung von Fehlern 

( 1 )  Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrifte,n dieses Gesetzes ist fü r die 
Rechtswirksamkeit des Landschaftsplans nur beachtl ich, wenn 
1 .  d ie Vorschriften über d ie  Betei l igung der  Träger öffentlicher Belange und d ie  öffentli­

che Auslegung nach § 1 5, § 1 7  oder § 20 Absatz 2 Satz 2 verletzt worden sind oder. 
2. e in  Beschl uss des Trägers der Landschaftsplanung nicht gefasst, ein Anzeigeverfah­

ren n icht durchgeführt oder die Durchführung des Anzeigeverfahrens n icht ortsüblich 
bekannt gemacht worden ist. 

(2) Mängel im Abwägungsvorgang sind für d ie Rechtswirksamkeit des Landschafts­
plans nur  erhebl ich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Ein­
fl uss gewesen s ind .  Für das Abwägungsergebnis ist die Sach- und Rechtslage im Zeit­
punkt der Beschlussfassung über den Landschaftsplan maßgebend. 

(3) Unbeachtl ich für d ie Rechtswirksamkeit des Landschaftsplans sind 

1 .  eine Verletzung der i n  Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften und 

2.  Mängel des Abwägungsergebnisses gemäß Absatz 2,  
wenn sie n icht i nnerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Landschaftsplans 
schriftl ich gegenüber dem Träger der Landschaftsplanung geltend gemacht worden , 
s ind.  Der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen sol l , ist darzule­
gen.  

(4) I n  der ortsüblichen Bekanntmachung der Durchführung des Anzeigeverfahrens des 
Landschaftsplans ist auf die Voraussetzungen für d ie Geltendmachung der Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften und von Mängeln des Abwägungsergebnisses 
sowie auf d ie Rechtsfolgen nach Absatz 3 hinzuweisen .  

(5) Der Träger der Landschaftsplanung kann e inen Fehler, der  sich aus der Verletzung 
der in Absatz 1 bezeichneten Vorschriften erg ibt, oder einen sonstigen Verfahrens- o­
der Formfehler beheben. Dabei kann der Träger der Landschaftsplanung den Land-
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schaftsplan durch Wiederholung des nachfolgenden Verfahrens in  Kraft setzen . Der 
Landschaftsplan kann auch mit Rückwirkung erneut in Kraft gesetzt werden.  

Abschnitt 3 
Wirkung und Durchführung des Landschaftsplans 

§ 22 
Berücksichtigung der Entwicklungsziele für d ie Landschaft 

( 1 ) Die gemäß § 1 0  dargestellten Entwicklungsziele für die Landschaft sind bei al len 
behördl ichen Maßnahmen nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften zu berücksich­
tigen. 

(2) Begleitende Anordnungen und Maßnahmen anderer ·  Behörden nach § 1 7  Absatz 1 
des Bundesnaturschutzgesetzes sind darüber h inaus mit den im Landschaftsplan fest­
gesetzten Entwicklungs- , Pflege- und Erschl ießungsmaßnahmen in Einklang zu brin­
gen.  Das Gleiche gi lt für die öffentliche Förderung von Eingrünungen ,  Anpflanzungen , 
Rekultivierungen und ähnl ichen Maßnahmen.  

§ 23 
Wirkung der Schutzausweisung 

(zu §§ 23, 26, 28, 29 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 ) Von den Verboten nach § 23 Absa
,
tz 2 Satz 1 ,  des § 26 Absatz 2, des § 28 Absatz 2 

und des § 29 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes können solche Ausnahmen 
zugelassen werden , die im Landschaftsplan nach Art und Umfang ausdrücklich vorge­
sehen sind .  

(2) Die Verbote der  § 23 Absatz 2 Satz 1 ,  des § 26 Absatz 2,  des § 28 Absatz 2 und 
des § 29 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes gelten n icht für die beim Inkrafttre­
ten des Landschaftsplans bestehenden planerischen Festsetzungen anderer Fachpla­
nu ngsbehörden . 

(3) Maßnahmen aus Gründen der Verkehrssicherungspfl icht bleiben von den Verboten 
nach § 23 Absatz 2 Satz 1 ,  des § 26 Absatz 2, des § 28 Absatz 2 und des § 29 Absatz 
2 des Bundesnaturschutzgesetzes unberührt. Sie obliegen den Grundstückseigentü­
merinnen und -eigentümern oder den Grundstücksbesitzerinnen und -besitzern aus-
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sch l ießl ich im Rahmen des Zumutbaren und sind vor ihrer Durchführung der unteren 
Naturschutzbehörde anzuzeigen.  Maßnahmen zur Abwehr einer unmittelbar drohenden 
gegenwärtigen Gefahr sind der unteren Naturschutzbehörde nachträglich unverzügl ich 
anzuzeigen. 

(4) Die Betreuung der besonders geschützten Tei le von Natur und Landschaft obliegt 
unbeschadet des § 3 Absatz 1 N ummer 2 den unteren Naturschutzbehörden .  Sqweit 
besonders geschützte Teile von Natur und Landschaft im Eigentum des Landes ste­
hen , kann  die oberste Naturschutzbehörde eine abweichende Regelung treffen. 

(5) N utzungen von Grundstücken ,  die den Festsetzungen des Landschaftsplans gemäß 
§ 1 1  widersprechen , sind verboten .  

§ 24 
Wirkungen der Festsetzungen für d ie forstliche Nutzung 

( 1 )  D ie Festsetzungen nach § 1 2  sind bei der forstlichen Bewi rtschaftung zu beachten.  
Soweit nach Betriebsplänen oder Betriebsgutachten gewirtschaftet wird , s ind s ie in d ie­
se aufzunehmen. 

(2) Der Landesbetrieb Wald und Holz überwacht die Einhaltung der Gebote und Verbo­
te nach Absatz 1 .  Er kann  im Einvernehmen mit der unteren Naturschutzbehörde d ie 
nötigen Anordnungen treffen .  

§ 25 
Aufgaben des Trägers der Landschaftsplanung 

( 1 ) D ie Durchführung der im Landschaftsplan festgesetzten Entwicklungs-, Pflege- und 
Erschl ießungsmaßnahmen obl iegt den Kreisen und kreisfreien Städten ,  soweit sich 
n icht aus den nachfolgenden Vorschriften etwas anderes ergibt. Die Durchfü hrung 
forstl icher Maßnahmen sol l  einschließlich der Zuständigkeit zum Absch luss von ver­
traglichen Vereinbarungen nach Absatz 2 Satz 1 auf den Landesbetrieb Wald und Holz 
übertragen werden . Die Vorschriften des § 1 1  deos Landesforstgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. April 1 980 (GV. NRW. S .  546) , das zuletzt durch Gesetz 
vom 3. Dezember 201 3  (GV. N RW. S. 727) geändert worden ist, über die tätige M ithi lfe 
finden sinngemäße Anwendung . 
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(2) Die Durchführung der Maßnahmen nach Absatz 1 soll unbeschadet der Vorschriften 
des § 65 des Bundesnaturschutzgesetzes und der §§ 27 bis 29 vorrangig vertraglich 
geregelt werden ; dies g i lt insbesondere auch für Festsetzungen nach § 1 3  Absatz 3. 
Kommt eine vertragliche Regelung nicht zustande, kann für die Umsetzung von Pflege­
und Entwicklungsmaßnahmen nach § 1 3  Absatz 3 ein Bodenordnungsverfahren nach § 
29 durchgeführt werden . 

(3) Erfordert die Verwirkl ichung von Entwick lungs-, Pflege- und Erschließungsmaß­
nahmen e in Verwaltungsverfahren nach anderen Rechtsvorschriften ,  so ist d ieses auf 
Antrag der Naturschutzbehörde unverzüglich du rchzuführen.  

§ 26 

Aufgaben anderer juristischer Personen des öffentl ichen Rechts 

Sind andere Gemeinden ,  Gemeindeverbände oder Gebietskörperschaften des öffentli­

chen Rechts Eigentümer oder Besitzer von Flächen innerhalb des Plangebiets, so ob­

liegt ihnen die Durchführung der im Landschaftsplan hierfür festgesetzten Entwick­

lungs- , Pflege- und Ersch l ießungsmaßnahmen .  

§ 27 

Verpfl ichtung der Grundstückseigentümer oder -besitzer zur  Durchführung von 

Maßnahmen 

Nach § 1 3  Absatz 3 Satz 1 festgesetzte Entwicklungs- und Pflegemaßnahmen können 

im Rahmen des Zu mutbaren den Grundstückseigentümerinnen und -eigentümern oder 

. Grundstücksbesitzerinnen und -besitzern aufgegeben werden . 

§ 28 

Besonderes Duldungsverhältnis 

( 1 ) Liegen die Voraussetzungen des § 65 des Bundesnaturschutzgesetzes und des § 

27 n icht vor und kommt eine vertragl iche Vereinbarung nach § 25 Absatz 2 für d ie im 

Landschaftsplan festgesetzten Entwicklungs- und Pflegemaßnahmen nicht zustande, 
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so kan n  d ie höhere Naturschutzbehörde zugunsten des Kreises oder der kreisfreien 

Stadt ein besonderes Duldungsverhältnis begründen . 

(2) Das besondere Du ldungsverhältnis berechtigt die begünstigte Körperschaft, die 

Fläche für die festgesetzten Zwecke zu nutzen .  Es ist gegenüber dem Rechtsnachfol­

ger wi rksam. 

(3) Für das besondere Duldungsverhältn is hat der Kreis oder die kreisfreie Stadt dem 

Eigentümer oder Nutzungsberechtigten eine angemessene Entschädigung in Geld zu 

leisten.  Erhebl iche Wirtschaftserschwernisse sind darüber hinaus angemessen in Geld 

zu entschädigen .  Der Eigentümer kann die Übernahme des Grundstücks durch die be­

g ünstigte Körperschaft zum Verkehrswert verlangen .  Die Verp�ichtung zur Übernahme 

kan n  anstelle des Kreises oder der kreisfreien Stadt auch von einer anderen Körper­

schaft des öffentlichen Rechts erfü llt werden . Ein Anspruch auf Entschädigung oder 

Übernahme des Grundstücks besteht n icht, wenn es sich um eine Brachfläche im Sin­

ne von § 1 1  Absatz 2 handelt. 

(4) Das besondere Duldungsverhältnis wi rd durch schriftl ichen Bescheid nach Anhö­

rung des Eigentümers ,  Besitzers oder anderer Berechtigter begründet. Eine Geldent­

schäd igung gemäß Absatz 3 ist durch besonderen Bescheid festzusetzen .  

(5)  Das besondere Duld ungsverhältn is kann  durch d ie höhere Naturschutzbehörde aus 

wichtigem Grunde aufgehoben werden . Es ist aufzuheben , wenn 

1 .  der Landschaftsplan bezüglich der in Anspruch genommenen Fläche geändert wor­

den ist oder die Ausführung der im Landschaftsplan festgesetzten Maßnahmen aus 

anderen Gründen n icht mehr in Betracht kommen kann oder 

2. Gründe eintreten oder bekannt werden, auf Grund derer das besondere Duldungs-

verhältnis zu einer offenbar n icht beabsichtigten Härte würde. 

Im Falle der Aufhebung sind die eingetretenen Vor- und Nachteile zwischen der be­

günstigten Körperschaft und dem Eigentümer oder Besitzer auszugleichen . Der Aufhe­

bungsbescheid trifft h ierüber d ie näheren Festsetzungen . 
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§ 29 

Maßnahmen der Bodenordnung 

Ertordert die Verwirkl ichu ng des Landschaftsplans Maßnahmen der land- oder forst­

wirtschaftlichen Bodenord nung ,  so können d iese auf Antrag der u nteren Naturschutz­

behörde durch die für die F lurberein igung zuständigen Behörden nach den Vorschriften 

des F lurbereinigungsgesetzes durchgeführt werden.  

Kapitel 3 

Allgemeiner Schutz von Natur und Landschaft 

§ 30 

Eingriffe in Natur und Landschaft 

(zu § 1 4  des Bu ndesnatu rsch utzgesetzes) 

( 1 ) Als Eingriffe gelten insbesondere 

1 .  die oberird ische Gewinnung von Bodenschätzen ,  

2 .  Aufschüttungen u nd Abgrabungen ab 2 Metern Höhe oder Tiefe auf einer Grundflä­

che von mehr als 400 Quadratmetern , 

3 .  die Errichtung oder wesentl iche Änderung von F lugplätzen ,  Abfal ldeponien und an­

deren Abfallentsorgungsan lagen ,  und Modellsportanlagen ,  

4 .  d ie Errichtung oder wesentliche Änderung von Schienenwegen , von Straßen,  von 

versiegelten land- oder forstwirtschaftlichen Wirtschaftswegen und von bau lichen 

Anlagen im Sinne des § 2 Absatz 1 der Landesbauordnung in der Fassung der Be­

kan ntmachung vom 1 .  März 2000 (GV. N RW. S.  256) , die zuletzt durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 20. Mai 201 4  (GV. NRW. S. 294) geändert worden ist, 

5. die Herstel l ung oder wesentl iche Umgesta ltung von Gewässern oder ihrer Ufer, so­

fern das Vorhaben n icht der Erreichung des guten ökologischen Zustandes nach § 

27 des Wasserhaushaltsgesetzes vom 3 1 . Ju l i  2009 (BGBI.  I S. 2585) , das zuletzt 

du rch Artikel 2 des Gesetzes vom 1 5. November 201 4  (BGBI .  I S .  1 724) geändert 

worden ist, d ient, sowie die Beseitig ung von Gewässern , 

6 .  die Zerstörung oder sonstige erhebliche oder nachhaltige Beeinträchtigung der nach 

dem Bundesnatu rsch utzgesetz oder nach d iesem Gesetz oder auf Grund des Bun­

desnaturschutzgesetzes oder dieses Gesetzes geSChützten Flächen und Objekte, 
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7 .  d ie Beseitigung von Hecken,  Feld- und Ufergehölzen , Baumreihen und Baumgrup­

pen , soweit sie prägende Bestandteile der Landschaft sind, des Weiteren d ie Besei­

t igung von Kleingewässern mit e iner Fläche von mehr als 1 00 Q uadratmetern , 

8 .  die Umwand lung von Wald , 

9 .  d ie Neuanlage von Weihnachtsbaum- und Schmuckreisigkulturen außerhalb des 

Waldes. 

(2) Neben den in § 1 4  Absatz 2 und 3 des Bundesnaturschutzgesetzes geregelten Fäl­

len gelten in der Regel n icht als Eingriffe 

1 .  ' das Verlegen von Leitungen im baul ichen Außenbereich , im Baukörper von Straßen 

und befestigten Wegen , soweit dabei angrenzende Bäume n icht erheblich beschä­

d igt werden, 

2 .  Unterhaltungsmaßnahmen auf Grund rechtl icher Verpfl ichtungen; bei der Gewäs­

serunterhaltung gi lt d ies nur, sofern sie der Erreichung des guten ökologischen Zu­

standes nach § 27 des Wasserhaushaltsgesetzes d ient, 

3 .  d ie Beseitigung von d urch Sukzession oder Pflege entstandenen Biotopen oder ,Ver­

änderungen des Landschaftsbilds auf Flächen , d ie in der Vergangenheit rechtmäßig 

baul ich oder für verkehrl iche Zwecke genutit waren, bei Aufnahme einer ne,uen oder 

Wiederaufnahme der ehemaligen N utzung (Natur auf Zeit) . 

§ 31  

Ausgleichs- und Ersatzrnaßnahmen, Ersatzgeld 
(zu § 1 5  Absatz 2 und 3 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 ) Bei der Auswahl der funktional geeigneten Ausg leichs- und Ersatzmaßnahmen sind 

auch Belange des Biotopverbundes, des Kl imaschutzes und des Bodenschutzes zu 

berücksichtigen. Wenn kein Landschaftsplan vorliegt, ist bei der Festsetzung von Art 

und Lage der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen der Fachbeitrag des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege zur Landschaftsplanung zu berücksichtigen . 

(2) Zu den in § 1 5  Absatz 3 Satz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes genannten Aus­

g leichs- und Ersatzmaßnahmen gehören auch Maßnahmen auf wechselnden Flächen 

in einer hierfür zuvor festgelegten Flächenkul isse. Eine Referenzfläche ist im Grund-
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buch zu sichern . Beim Wechsel der Flächen darf die für d ie Kompensation festgesetzte 

Gesamtfläche nicht unterschritten werden. 

(3) Wird im Wege des Ersatzes nach § 1 6  Absatz 3 Satz 2 Nummer 3 des Direktzah­

l ungen-Durchführungsgesetzes vom 9. Ju l i  201 4  (BGB! .  I S. 897) , das durch Artikel 5 

des Gesetzes vom 2 .  Dezember 201 4  (BGB! .  I S. 1 928) geändert worden ist, Dauer­

g rünland neu angelegt, darf d ies n icht auf Flächen erfolgen ,  fü r die im Rahmen der 

Kompensation von naturschutzrechtl ichen Eingriffen eine Rechtsverpfl ichtung zur An­

lage von Grünland besteht. 

(4) Das Ersatzgeld ist an den Kreis oder die kreisfreie Stadt, in dem oder in der der 

Eingriff durchgeführt wird ,  zu entrichten und spätestens nach vier Jahren auch dort ein­

zusetzen .  Ansonsten ist es an die zuständige höhere Naturschutzbehörde weiter zu 

leiten,  welche die zweckentsprechende Verwendung der Mitte l veranlasst. Soweit das 

Ersatzgeld für einen Eingriff in  Waldflächen zu zah len oder zur Aufforstung von Flächen 

zu verwenden ist, wi rd es dem Landesbetrieb Wald und Holz im Sinne des § 1 5  Absatz 

6 Satz 7 des Bundesnaturschutzgesetzes zweckgebunden zur Verfügung gestellt. Er 

führt die Maßnahmen im Benehmen mit der unteren Naturschutzbehörde du rch . Für d ie 

Verwendung der Ersatzgelder stel len die unteren Naturschutzbehörden Pläne auf, d ie 

mit dem Naturschutzbei rat abzustimmen s ind .  

(5)  Beeinträchtigungen des Landschaftsbilds durch Mast- und Turmbauten von mehr  

a ls  20 Metern Höhe sind in der Regel nicht ausgleichbar oder ersetzbar im Sinne des § 

1 5  Absatz 6 Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes. Die Ersatzzah lung ergibt sich aus 

dem durch d ie Wertstufe des Landschaftsbilds vorgegebenen Zahlwert pro Meter mul­

tipl iziert mit der Anlagenhöhe. Die oberste Naturschutzbehörde wird ermächtigt, durch 

Rechtsverordnung das Nähere zur Bemessu ng der Ersatzgeldzahlung für Mast- und 

Turmbauten zu bestimmen.  

§ 32 

Bevorratung von Kompensationsmaßnahmen 

(zu § 16 des Bundesnatursch utzgesetzes) 
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Das für Naturschutz zuständige Min isterium wi rd ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

nach Anhörung des zuständigen Ausschusses des Landtags Einzelheiten der Führung 

von Ökokonten,  insbesondere d ie Erfassung, Bewertung oder Buchung vorgezogener 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in Ökokonten ,  zu bestimmen. 

§ 33 

Verfahren 

(zu § 1 7  des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 )  Die Entscheidung nach § 1 7  Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes er.geht im 

Benehmen mit der Naturschutzbehörde der g leichen Verwaltungsebene. Bei  Eingriffen 

gemäß § 30 Absatz 1 Nummer 2 ist zusätzlich das Benehmen mit der Gemeinde her­

zustel len. Die zuständige Behörde setzt die Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen oder 

d ie Zahlung des Ersatzgeldes als Nebenbestimmung fest. 

(2) Für  a l le Eingriffe nach § 1 7  Absatz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes ist eine Ge­

nehmigung der unteren Naturschutzbehörde erforderlich , welche die zur Durchführung 

des § 1 5  des Bundesnaturschutzgesetzes erforderlichen Entscheidungen und Maß­

nahmen beinhaltet. 

(3) Der Antrag auf Genehmigung nach Absatz 2 ist schriftl ich bei der unteren Natur­

schutzbehörde zu stellen ,  welche die zur Beurtei lung des Eingriffs in Natur und Land­

schaft erforderlichen Angaben verlangen kann .  Im Falle des § 30 Absatz 1 Nummer 9 

wird die Genehmigung im Einvernehmen mit dem Landesbetrieb Wald und Holz erteilt. 

Soweit es sich um eine Anlage nach dem Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Ju l i  2005 

(BGB! .  I S. 1 970, 3621 ) ,  das zuletzt du rch Artikel 6 des Gesetzes vom 21 . Ju l i 201 4  

(BGB! .  I S .  1 066) geändert worden ist, handelt, die über den Bezirk einer unteren Na­

turschutzbehörde hinausgeht, ist die höhere Naturschutzbehörde zuständig . 

§ 34 
Verzeichnisse 
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( 1 ) Die unteren Naturschutzbehörden führen ein Kompensationsverzeichnis fü r die in  

i h rem Zuständigkeitsbereich durchgeführten Kompensationsmaßnahmen nach § 1 5  

Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes. Im Rahmen d ieses Verzeichnisses sind die 

nach § 34 Absatz 5 des Bundesnaturschutzgesetzes durchgeführten Maßnahmen zur 

Sicherung des Zusammenhangs des Netzes Natura 2000 (Kohärenzsicherungsmaß­

nahmen) ,  d ie nach § 44 Absatz 5 des Bundesnaturschutzgesetzes durchgeführten vor­

gezogenen Ausgleichsmaßnahmen sowie d ie nach § 53 durchgeführten Schadensbe­

g renzungsmaßnahmen gesondert auszuweisen .  Die für die Festsetzung der Maßnah­

men zuständigen Behörden haben den unteren Naturschutzbehörden die Flächen so­

wie Art und Umfang der darauf durchzuführenden Maßnahmen ,  die Art der Sicherung 

der Maßnahmen und nachfolgend deren Umsetzung mitzutei len . Dies gilt n icht für d ie­

jen igen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach § 1 5  Absatz 2 des Bundesnatur­

schutzgesetzes, deren Fläche kleiner als 500 Quadratmeter ist. 

(2) Die u nteren Naturschutzbehörden führen ein Ersatzgeldverzeichnis über die erho­

benen Ersatzgelder, die Maßnahmen ,  fü r d ie sie verwendet und den Zeitraum, in dem 

sie eingesetzt wurden . Das Ersatzgeldverzeichnis ist den höheren Naturschutzbehör­

den einmal jährlich von den unteren N aturschutzbehörden ihres Bezirks zuzuleiten .  

(3) Zur Umsetzung der Summationsbetrachtung nach § 34 Absatz 1 Satz 1 des Bun­

desnaturschutzgesetzes führen die u nteren Naturschutzbehörden ein Verzeichnis der 

in i h rem Zuständigkeitsbereich durchgeführten FFH-Verträgl ichkeitsprüfungen .  Der 

Projektträger hat die im Sinne des § 34 Absatz 1 Satz 3 des Bundesnaturschutzgeset­

zes für d ie Summationsprüfung erforderl ichen Angaben zu seinem Projekt in geeigne­

ter Weise aufzubereiten .  Die Sätze 1 und 2 sind auf Pläne im Sinne des § 36 des Bun­

desnaturschutzgesetzes entsprechend anzuwenden . 

(4) Die Verzeichn isse nach Absatz 1 bis 3 sind im I nternet unter Berücksichtigung der 

datenschutzrechtl ichen Vorgaben zu veröffentl ichen . 

Kapitel 4 

Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft 

Abschnitt 1 
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Biotopverbund, geschützte Teile von Natur und Landschaft, BaumschutZsatzung 

§ 35 

Biotopverbund 

(zu § 20 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

I m  Land Nord rhein-Westfalen ist ein Netz räumlich oder funktional verbundener Biotope 

(Biotopverbund) darzustel len und festzusetzen,  das mindestens 1 5  Prozent der Lan­

desfläche umfasst. 

§ 36 

Nationalparke, Nationale Naturmonumente 

(zu § 24 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 ) Das für Naturschutz zuständige Min isterium kann geeignete Gebiete nach Anhö­

rung des zuständigen Ausschusses des Landtags durch Rechtsverordnung zu Natio­

nalparken erklären . Die Rechtsverordnung soll Vorschriften über die Verwaltung des 

Nationalparks und über die erforderlichen Lenkungsmaßnahmen einschließlich der Re­

gelung des Wi ldbestands enthalten .  

(2) Nationalparke sind nachrichtl ich i n  d ie  Landschaftspläne zu  übernehmen. 

(3) Die Verwaltung des Nationalparks ist zuständ ig für 

1 .  d ie Überwachung der durch eine Rechtsverordnung nach Absatz 1 festgelegten Ge­

bote und Verbote und 

2 .  fü r d ie Ertei lung von Befreiungen nach § 67 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgeset­

zes von den Geboten und Verboten d ieser Rechtsverordnung.  § 78 Absatz 5 g i lt 

entsprechend . § 75 Absatz 1 und 2 ist nicht anzuwenden . 

(4) Die oberste Naturschutzbehörde kann durch Rechtsverordnung geeignete Gebiete 

zu Nationalen Naturmonumenten erklären.  

(5) Nationale Naturmonumente sind nachrichtl ich in  die Landschaftspläne zu überneh-
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men .  

§ 37 

Biosphärenregionen 

(zu § 25 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 ) Das für Naturschutz zuständige Ministeri um kann du rch Rechtsverordnung Gebiete 

im Sinne des § 25 des Bundesnaturschutzgesetzes, die geeignet sind, von der 

U N ESCO als B iosphärenregionen anerkannt zu werden,  zu Biosphärenregionen erklä­

ren .  

(2) Die Rechtsverordnung sol l  durch Vorschriften sicherstellen , dass Biosphärenregio­

nen unter Berücksichtigung der durch die Großräumigkeit und Besied lung gebotenen 

Ausnahmen über Kernzonen , Pflegezonen und Entwicklungszonen entwickelt werden 

und wie Naturschutzgebiete oder in der Entwicklungszone wie Landschaftsschutzge­

biete geschützt werden . 

(3) I n  der Rechtsverordnung sind der Schutzgegenstand,  der Schutzzweck d ifferenziert 

nach Zonen und die zur Verwirkl ichung der Schutzzwecke erforderlichen Bestimmun­

gen einschließl ich der Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen zu bestimmen. 

(4) Biosphärenregionen sind nachrichtlich i n  die Landschaftspläne zu übernehmen.  

§ 38 

Naturparke 

(zu § 27 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

Großräumige Gebiete, welche die in § 27 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes 

genannten Voraussetzungen erfül len,  werden von der obersten Naturschutzbehörde im 

Einvernehmen mit der Landesplanungsbehörde als Naturpark anerkannt, sofern dies 

den in Landes- oder Gebietsentwicklungsplänen enthaltenen oder zu erwartenden Dar­

ste l lungen entspricht und wenn für ihre Betreuung ein geeigneter Träger besteht. Der 

Naturparkträger stellt einen Naturparkplan auf. 
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§ 39 

Gesetzl ich geschützte Landschaftsbestandteile 

(zu § 29 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 )  Folgende Landschaftsbestandteile sind gesetzlich geschützt: 

1 .  mit öffentlichen M itteln geförderte Anpflanzungen für Zwecke des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege außerhalb des Waldes und im Außenbereich im Sinne des 

Bauplanungsrechts, 

2 .  Hecken ab 1 00 Metern Länge im Außenbereich im Sinne des Bauplanungsrechts 

und Wal lhecken und 

3 .  Anpflanzungen, die als Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach § 1 5  Absatz 2 des 

Bundesnaturschutzgesetzes festgesetzt wurden und im Kompensationsflächenver­

zeichn is nach § 34 Absatz 1 Satz 1 zu erfassen sind. 

Dies gi l t  n icht fü r Begleitgrün von Verkehrsanlagen . § 41  bleibt unberührt. Einer beson­

deren Ausweisung bedarf es nicht. 

(2) Maßnahmen, die zu einer erhebl ichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung oder zu 

einer Zerstörung der in Absatz 1 Nummer 1 bis 3 genannten Landschaftsbestandteile 

führen können, sind verboten. 

(3) Zulässig sind schonende Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung des Zuwachses 

der Anpflanzungen oder zur Gesunderhaltung von Bäumen sowie die bestimmungs­

gemäße N utzung der Anpflanzungen. 

§ 40 

Wi ldnisentwicklungsgebiete 

(zu § 29 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

Wildn isentwicklungsgebiete im Staatswald sind gesetzlich geschützt. Auch Flächen 

anderer Besitzarten können d iesem gesetzl ichen Schutz unterfal len , wenn die E igen­

tümerin oder der E igentümer d ies vorschlägt. In i hnen ist die Nutzung von Holz unter­

sagt. Handlungen , die zu einer Zerstörung, Veränderung oder sonstigen erheblichen 

Seite 43 von 77 ... 



Beeinträchtigung d ieser Gebiete führen können , sind verboten .  Maßnahmen,  d ie aus 

Gründen der Verkehrssicherheit erforderlich sind , d ie Entnahme n icht lebensraumtypi­

scher Gehölze sowie die Saatgutgewinnung in Einzelfäl len bleiben unberührt. Der Lan­

desbetrieb Wald und Holz und das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucher­

schutz erfassen die Wildnisentwicklungsgebiete nach Satz 1 und 2 und grenzen sie in 

Karten eindeutig ab. Die Karten werden in  d ig italer Form für jede Person zur  Einsicht 

bereitgestel lt ,  zusätzlich werden sie im Internet veröffentlicht. D ie Wildnisentwicklungs­

gebiete sind nachrichtlich in den Landschaftsplan oder in die ordnungsbehördl iche 

Verordnung zu übernehmen . 

§ 41 

Al leen 

(zu § 29 Absatz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 ) Alleen an öffentlichen oder privaten Verkehrsflächen und Wirtschaftswegen sind 

gesetzl ich geschützt. Die Beseitigung von Alleen sowie al le Handlungen , die zu deren 

Zerstörung ,  Beschädigung oder nachtei l ige Veränderung führen können,  sind verboten .  

Pflegemaßnahmen und d i e  bestimmungsgemäße N utzu ng werden hierdurch nicht be­

rührt. 

(2) Die Verbote des Absatzes 1 gelten nicht im Rahmen von Maßnahmen,  die aus 

zwingenden Gründen der Verkehrssicherheit erforderl ich sind und für die keine ande­

ren Maßnahmen zur Gewährleistung der Verkehrssicherheit erfolgreich durchgeführt 

werden können .  Sie sind der Naturschutzbehörde vorher anzuzeigen. Bei gegenwärti­

ger Gefahr kann die Maßnahme sofort du rchgeführt werden .  Sie ist der Naturschutzbe­

hörde anschl ießend anzuzeigen. Kommt es aufgrund de'r durchgeführten Maßnahmen 

zu einer Bestandsminderung,  sind in  angemessenem und zumutbarem Umfang in Ab­

stimmung mit der Naturschutzbehörde Ersatzpflanzungen vorzunehmen. 

(3) Um den Bestand von Al leen nachhaltig zu sichern und zu erweitern , sol l  die jewei ls 

zuständige Behörde rechtzeitig und in  ausreichendem U mfang Neuanpflanzungen fest­

setzen oder für deren Durchführung sorgen.  

(4) Das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz führt ein landesweites 
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Kataster der nach Absatz 1 gesetzlich geschützten Alleen .  Die geschützten Alleen sind 

nachrichtlich in den Landschaftsplan sowie in die jewei l ige ordnungsbehördl iche Ver­

ordnung zu übernehmen.  Der Schutz nach Absatz 1 besteht unabhängig von den Ein­

tragungen im Alleenkataster oder nachrichtlichen Übernahmen der Biotope. 

§ 42 

Gesetzlich geschützte Biotope 

(zu § 30 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 )  Weitere gesetzl ich geschützte Biotope im Sinne des § 30 Absatz 2 Satz 2 de� Bun­

desnaturschutzgesetzes sind : 

1 .  Kleinseggenrieder, Nass- und Feuchtg rünland, 

2 .  Magerwiesen und -weiden, 

3. Halbtrockenrasen ,  

4 .  natürliche Felsbildungen , 

5 .  Streuobstbestände. 

(2) Das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz erfasst die gesetzlich 

geschützten Biotope in der Biotopkartierung und grenzt sie in Karten eindeutig ab. Dje 

Karten werden in dig italer Form für jede Person zur Einsicht bereitgestellt, zusätzlich 

werden sie im I nternet veröffentlicht. Die Karten sind auch bei der unteren Natur­

schutzbehörde zur Einsicht jeder Person bereitzuhalten und den Gemeinden für deren 

Gebiet zur Verfügung zu stellen .  Die untere Naturschutzbehörde teilt Eigentümerinnen 

und Eige,ntümern oder sonstigen Nutzungsberechtigten mit, ob s ich auf ihrem Grund­

stück ein gesetzlich geschützter Biotop befindet oder ob eine bestimmte Maßnahme 

verboten ist. Die Karten werden fortlaufend auf der Grundlage der Biotopkartierung ak­

tual isiert. Der gesetzliche Biotopschutz vermitte lt einen gesetzesunmittelbaren Schutz, 

der die Erfassung in der Biotopkartierung nicht voraussetzt. Die geschützten Biotope 

sind nachrichtl ich in den Landschaftsplan sowie in die ordnungsbehördliche Verord­

n ung zu übernehmen . 

(3) Das für Naturschutz zuständige Min isterium wird ermächtigt, durch Rechtsverord­

n u ng nach Anhörung des zuständigen Ausschusses des Landtags Einzelheiten 
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über das Verfahren zur Ermittl ung und über d ie Veröffentlichung der gesetzlich ge­

schützten Biotope festzu legen , in denen auch die landesspezifischen Besonderheiten 

gesetzl ich geschützter Biotope beschrieben ,  Aussch l ussmerkmale und - soweit erfor­

derl ich - Mindestgrößem für einzelne Biotoptypen festgelegt und die typischen Pflan­

zengesellschaften und -arten näher benannt werden. 

§ 43 

Schutzmaßnahmen 

( 1 )  Liegt ein Landschaftsplan n icht vor, so kann d ie höhere Naturschutzbehörde unter 

Beachtung der Ziele der Raumordnung außerhalb der im Zusammenhang bebauten 

Ortstei le und des Geltungsbereichs der Bebauungspläne d urch ordnungsbehörd liche 

Verordnung Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkmale oder ge­

schützte Landschaftsbestandtei le ausweisen .  § 20 Absatz 2, §§ 23, 26, 28 und 29 des 

Bundesnaturschutzgesetzes gelten entsprechend .  Bei der Ausweisung der Schutzge­

biete und -objekte sind die Darstel l ungen der Flächennutzungspläne in dem Umfang zu 

beachten ,  wie sie den Zielen der Raumordnung entsprechen .  Soweit e in Bebauungs­

plan Festsetzungen nach § 9 Absatz 1 N ummer 1 1 ,  1 4  bis 1 8 , 20, 24 bis 26 des Bau­

gesetzbuches trifft und diese im Zusammenhang mit dem baul ichen Außenbereich ste­

hen, kan n  sich die ordnungsbehörd l iche Verordnung unbeschadet der baurechtl ichen 

Festsetzungen auch auf d iese Flächen erstrecken .  Dies gi lt entsprechend für Satzun­

gen gemäß § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 und 3 des Baugesetzbuches. D ie Auswei­

sungen treten außer Kraft, sobald ein Landschaftsplan in Kraft tritt. Ordnungsbehördli­

che Verordnungen nach Satz 1 stehen der Genehmigu ng eines Flächennutzungspla­

nes, der mit seinen Darstel lungen den Geboten oder Verboten der Schutzausweisun­

gen widerspricht, n icht entgegen , wenn d ie höhere Naturschutzbehörde in dem Verfah­

ren zur Aufstellung ,  Änderung oder Ergänzung des Flächennutzungsplanes erklärt ,  die 

Verordnung für die Bereiche mit widersprechenden Darstel lungen vor I nkrafttreten des 

entsprechenden Bebauungsplanes aufzuheben.  

(2) I nnerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile und des Geltungsbereichs von 

Bebauungsplänen kann die untere Naturschutzbehörde in entsprechender Anwendung 

des § 20 Absatz 2,  §§ 23, 28 und 29 des Bundesnaturschutzgesetzes Naturschutzge-
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biete, Naturdenkmale und geschützte Landschaftsbestandteile durch ordnungsbehörd­

l iche Verordnung ausweisen ,  soweit dies nicht nach Absatz 1 mög l ich ist. 

(3) Für Inhalt und Wirkung der Schutzausweisungen nach den Absätzen 1 und 2 g i lt § 

23 entsprechend . 

(4) Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes und des 

Teils 1 1  Abschnitt 2 des Ordnungsbehördengesetzes in der Fassung der Bekanntma­

chung vom 1 3 . Mai 1 980 (GV. N RW. S. 528) ,  das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes 

vom 2. Oktober 201 4  (GV. NRW. S. 622) geändert worden ist, kann gegen ordnungs­

behördliche Verordnungen über Naturschutzgebiete , Landschaftsschutzgebiete , Natur­

denkmale oder geschützte Landschaftsbestandteile nach Ablauf eines Jahres nach 

ih rer Verkündung n icht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

1 .  d ie ordnungsbehörd liche Verordnung ist n icht ordnungsgemäß verkündet worden 

oder 

2 .  der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Naturschutzbehörde, welche die 

Verordnung erlassen hat, vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 

d ie Tatsache bezeichnet worden , die den Mangel erg ibt. , l 

Bei der Verkündung der ordnungsbehördl ichen Verordnung ist auf die Rechtsfolge 

nach Satz 1 h inzuweisen .  

§ 44 

Großflächige und naturschutzfachlich bedeutsame G�biete 

Liegen im Bezirk einer höheren Naturschutzbehörde landesweit naturschutzfachlich 

bedeutsame zusammenhängende Gebiete, d ie ganz oder teilweise von verschiedenen ' 

Landschaftsplänen erfasst werden ,  kann  die höhere Naturschutzbehörde abweichend 

von § 43 das gesamte Gebiet durch Verordnung als Naturschutzgebiet ausweisen.  

§ 45 

Beteil igung von Behörden und öffentlichen Stellen 
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Vor dem Erlass oder der Änderung einer ordnungsbehördl ichen Verordnung nach den 

§§ 43 und 44 sind die betroffenen Behörden und Stel len zu hören .  Die oberste Natur­

schutzbehörde kann die betroffenen Behörden und Stellen durch Rechtsverordnung 

nach Anhörung des zuständigen Ausschusses des Landtags festlegen.  

§ 46 

Öffentliche Auslegung, Anhörung 

( 1 )  Der Entwurf der ordnungsbehördl ichen Verordnung nach den §§ 43 und 44 ist mit 

den dazugehörigen Karten für die Dauer eines Monats bei den beteil igten unteren Na­

turschutzbehörden öffentlich auszulegen .  Ort und Dauer der Auslegung sind mindes­

tens eine Woche vorher mit dem H inweis darauf bekannt zu machen, dass die Eigen­

tümer und sonstigen Berechtigten Bedenken und Anregungen während der Ausle­

g ungszeit vorbringen können . Für d ie Bekanntmachung gelten die Vorschriften der be­

tei l igten Kreise und kreisfreien Städte über die Veröffentl ichung ihrer Satzungen ent­

sprechend . I n  der Bekanntmachung sind die Gemeinden anzugeben ,  auf deren Gebiet 

sich die Schutzverordnung erstreckt. 

(2) Handelt es sich um Naturdenkmale oder geschützte Landschaftsbestandtei le, so 

kann an die Stelle der öffentl ichen Auslegung die Anhörung des Grundstückseigentü­

mers oder der sonstigen Berechtigten treten .  Dies g i lt auch bei Änderungen geringen 

Umfangs einer ordnungsbehörd l ichen Verordnung nach den §§ 43 und 44 über Natur­

schutzgebiete und Landschaftsschutzgebiete. 

(3) Die für den Erlass der Verordnung zuständ ige Naturschutzbehörde prüft die frist­

gemäß oder bei der Anhörung gemäß Absatz 2 vorgebrachten Bedenken und Anre­

gungen und teilt das Ergebnis den Betroffenen mit. 

§ 47 

Abgrenzung 

( 1 ) Die Abgrenzung geschützter Flächen ist in der ordnungsbehörd l ichen Verordnung 

1 .  zu beschreiben , wenn sie sich mit Worten zweifelsfrei erfassen lässt, 
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2 .  g rob zu beschreiben oder zu bezeichnen und in Karten darzustel len , die einen Be­

standteil der Verordnung bilden , oder 

3 .  g rob zu beschreiben oder zu bezeichnen und in Karten darzustel len, d ie bei der er­

lassenden Naturschutzbehörde oder bei der Gemeinde eingesehen werden können;  

d ie betreffende Gemeinde ist in der Verordnung zu benennen . 

Die Karten müssen mit h in reichender Klarheit erkennen lassen ,  welche Grundstücke zu 

den geschützten Flächen gehören .  Im Zweifelsfall gelten Grundstücke als n icht betrof­

fen .  

(2) Beim Schutz von Landschaftsbestandteilen sind in  der Verordnung die geSChützten 

Gegenstände ihrer Art nach zu bezeichnen und die Grundstücke anzugeben.  Ist d ie 

Angabe der Grundstücke wegen der Ausdehnung der Landschaftsbestandtei le nicht 

zweckmäßig , so findet Absatz 1 entsprechende Anwendung .  

§ 48 

Einstweilige Sicherstellung, Veränderungsverbot 

(zu § 22 Absatz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 ) Für  die Anordnung einstwei l iger Sicherstel l ungen nach § 22 Absatz 3 des Bun­

desnaturschutzgesetzes ist die höhere Naturschutzbehörde oder mit deren Ermächti­

g ung die untere Naturschutzbehörde zuständig.  Die einstweil ige Sicherstel lung ergeht 

a ls Verfügung, Allgemeinverfügung oder als ordnungsbehördliche Verordnung.  Für die 

ordnungsbehördl iche Verordnung g ilt § 47 entsprechend . 

(2) Zur Sicherung eines Naturschutzgebietes, Naturdenkmals oder eines geSChützten 

Landschaftsbestandteils kann  eine Anordnung nach Absatz 1 auch im Geltungsbereich 

eines rechtsverbindl ichen Landschaftsplans durch die untere Naturschutzbehörde er­

lassen werden. 

(3) Bei geplanten Naturschutzgebieten ,  Naturdenkmalen und geschützten Land­

schaftsbestandteilen sind von der Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung nach § 

46 an bis zum I nkrafttreten der Schutzverordnungen, längstens drei Jahre lang , a l le 

Änderungen verboten , soweit n icht in ordnungsbehördl ichen Verordnungen oder Ver­

füg ungen nach den Absätzen 1 und 2 abweichende Regelungen getroffen werden . 
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Wenn besondere Umstände es erfordern , kann  die zuständige Naturschutzbehörde 

durch öffentl iche Bekanntmachung die Frist bis zu einem weiteren Jahr verlängern . Die 

im Zeitpunkt der Bekanntmachung ausgeübte rechtmäßige Bewi rtschaftungsform bleibt 

unberührt .  I n  der öffentlichen Bekanntmachu ng nach § 46 ist auf die Wirkung dieses 

Absatzes h inzuweisen .  Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für geplante Natur­

schutzgebiete, Naturdenkmale und geschützte Landschaftsbestandtei le in einem Land­

schaftsplan vom Zeitpunkt der Betei l igung der Bürgerinnen und Bürger gemäß § 1 6. 

§ 49 

Baumschutzsatzung 

(zu § 29 Absatz 1 Satz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

Die Gemeinden sollen durch Satzung den Schutz des Baumbestandes innerhalb der im . 

Zusammenhang bebauten Ortsteile und des Geltungsbereichs der Bebau ungspläne 

regeln .  

§ 50 

Verzeichnisse, Kennzeichen, Bezeichnungen 

( 1 ) Naturschutzgebiete , Landschaftsschutzgebiete ,  Naturdenkmale, geschützte Land­

schaftsbestandteile und geschützte Biotope sind in Verzeichnisse einzutragen ,  die bei 

der unteren Naturschutzbehörde geführt werden.  Die Einzelheiten ,  i nsbesondere über 

Art, Umfang und Inhalt der Führung der Verzeichnisse , regelt das für Naturschutz zu­

ständige M inisterium durch Rechtsverordnung . Die Verzeichnisse sind für jede Person 

zu r Einsicht bereitzuhalten und dem Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucher­

schutz zu  dessen Aufgabenerfü l lung nach § 3 Absatz 1 Nummer 2 zur Verfügung zu 

stel len. 

(2) Naturschutzgebiete , Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkmale,  geschützte Land­

schaftsbestandteile ,  geschützte Biotope, Biosphärenregionen, Nationalparke und Nati­

onale Naturmonumente sollen kenntlich gemacht werden,  soweit es der Schutzzweck 

erfordert. Die Einzelheiten regelt d ie oberste Naturschutzbehörde durch Rechtsverord­

nung .  
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(3) Die Bezeichnungen "Naturschutzgebiet", "Landschaftsschutzgebiet" , "Naturdenk­

mal" ,  "geschützter Landschaftsbestandtei l" ,  "geschützter Biotop", "Nationalpark" , "Bio­

sphärenregion" und "Nationales Naturmonu ment" dürfen nur  fü r die nach d iesem Ge­

setz geschützten Teile von Natur und Landschaft verwendet werden . Die Bezeichnung 

"Naturpark" darf nur für die nach § 38 anerkannten Gebiete verwendet werden. 

(4) Kennzeichen und Bezeichnungen, die denen nach den Absätzen 2 und 3 zum Ver­

wechseln  ähnlich sind , dürfen für Teile von Natur und Landschaft nicht benutzt werden.  

Abschnitt 2 

Netz Natura 2000 

§ 51 

Ermittlung und Vorschlag der Gebiete 

(zu § 32 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 ) Die Gebiete, d ie der Europäischen Kommission von der Bundesrepubl ik Deutsch­

land nach Artikel 4 Absatz 1 der Richtl in ie 92/43/EWG des Rates vom 21 . Mai 1 992 zur 

Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wi ld lebenden Tiere und Pflanzen 

(ABI .  L 206 vom 22.7 . 1 992 , S.  7) , die zuletzt durch die Richtl inie 201 3/1 7/EU (ABI .  L 

1 58 vom 1 0:06.201 3 ,  S. 1 93) geändert worden ist, zu benennen sind , werden nach den 

in dieser Vorschrift genannten naturschutzfach lichen Maßgaben durch das Landesamt 

für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz ermittelt. 

(2) Die höheren Naturschutzbehörden führen über d ie ermittelten Gebiete eine Anhö­

rung der Betroffenen durch , fassen das Ergebnis der Anhörung zusammen und leiten 

es zusammen mit einer Stel lungnahme sowie einer Schätzung der Kosten,  die zur  Er­

fü l lung der Verpfl ichtungen nach Artikel 6 Absatz 1 der Richtl in ie 92/43/EWG erforder­

l ich sind , der obersten Naturschutzbehörde zu.  Die oberste Naturschutzbehörde bewer"' 

tet nach Maßgabe von Artikel 4 Absatz 1 der Richtl in ie 92/43/EWG die von den höhe­

ren Natu rschutzbehörden vorgelegten Gebietsvorschläge sowie die Kostenschätzung 

und führt vor Weiterleitung der Gebietsvorsch läge an das zuständige M inisterium des 

Bundes einen Beschluss der Landesregierung herbei .  
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(3) Für die Ermittl ung und den Vorschlag der besonderen Schutzgebiete nach Artikel 4 

Absatz 1 und 2 der Richtl in ie 2009/1 47/EG des Europäischen Parlaments und des Ra­

tes vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (ABI .  L 20 

vom 26. 1 .201 0, S. 7) ,  d ie zuletzt durch die R ichtl in ie 201 3/1 7 lEU (ABI .  L 1 58 vom 

1 0 .06.201 3 ,  S. 1 93) geändert worden ist, g i lt das Verfahren nach den Absätzen 1 und 2 

entsprechend . 

§ 52 

Sicherung europäischer Vogelschutzgebiete 

(zu § 32 Absatz 4 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 ) Die in der Bekanntmachung der Europäischen Vogelschutzgebiete in Nordrhein­

Westfalen vom 1 7. Dezember 2004 (MBI .  N RW. 2005 S. 66) (bekannt gemachten Eu­

ropäischen Vogelschutzgebiete sind nach Maßgabe des Absatzes 2 gesetzlich ge­

schützt. Die Bekanntmachung enthält die jewei l igen Gebietsabgrenzungen und Erhal­

tungsziele mit den gebietsspezifischen Schutzzwecken .  Sie sind nachrichtl ich in den 

Landschaftsplan oder in die jewei l ige ordnungsbehördl iche- Verordnung zu überneh­

men .  Die Gebietskarten im Maßstab 1 :5 000 können bei den unteren Naturschutzbe­

hörden eingesehen werden.  

(2) Alle Veränderungen und Störungen, d ie zu e iner erheblichen Beeinträchtigung ei­

nes Europäischen Vogelschutzgebiets nach Absatz 1 in den für d ie Erhaltungsziele 

oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen können,  sind verboten .  I ns­

besondere ist in den Europäischen Vogelschutzgebieten verboten 

1 .  baul iche Anlagen zu errichten ,  von denen ein sign ifikant erhöhtes Tötungs- oder 

Störungsrisiko für die Vogelarten ausgeht, die in dem Schutzzweck oder den Er­

ha ltungszielen für das jewei l ige Gebiet genannt sind , 

2 .  Vogelarten ,  die i n  dem Schutzzweck oder den Erhaltungszielen fü r das jewei l ige 

Gebiet genannt sind, erhebl ich zu beeinträchtigen ,  

3 .  essenzielle Nahrungshabitate und  Flugkorridore von Vögeln der d urch das Ge­

biet geschützten Arten zu beeinträchtigen , so dass ihre ökologische Funktion ge­

fäh rdet ist, 

4 .  Horst- und Höhlenbäume zu fällen und 
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5.  während der Brutzeit vom 1 .  März bis 31 . J u l i Hunde unangeleint zu lassen .  

Die §§ 33 bis 36 des Bundesnaturschutzgesetzes bleiben unberührt. 

(3) Das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz stel lt fü r die Europäi­

schen Vogelschutzgebiete Pflege- und Entwicklungspläne auf. 

(4) Die Landesregierung wi rd ermächtigt, Anpassungen der jewei l igen Gebietsabgren­

zung oder des Schutzzwecks sowie der Erhaltungsziele des jewei l igen Gebietes durch 

Rechtsverordnung vorzunehmen.  

§ 53 

Verträglichkeit und Unzuläss igkeit von Projekten, Ausnahmen 

(zu § 34 des Bundesnaturschutzgesetzes) . 

( 1 ) Sind im Zusammenhang mit der Durchführung des Projektes Maßnahmen des Na­

turschutzes und der Landschaftspflege vorgesehen,  d ie gewährleisten,  dass die in § 34 

Absatz 1 Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes aufgeführten erheblichen Auswirkun­

gen auf ein Natura 2000-Gebiet ausbleiben ,  ist das Projekt zulässig . 

(2) Über die Verträgl ichkeit von Projekten ,  die n icht unter § 34 Absatz 6 Satz 1 des 

Bundesnaturschutzgesetzes fal len ,  mit den Erhaltungszielen eines Natura 2000-

Gebietes, über die Zulässigkeit solcher Projekte nach § 34 Absatz 3 und 4 des Bun­

desnaturschutzgesetzes und über Maßnahmen nach § 34 Absatz 5 Satz 1 des Bun­

desnaturschutzgesetzes entscheidet d ie Behörde, die das Projekt zulässt, der das Pro­

jekt anzuzeigen ist pder die das Projekt selbst durchführt, im Benehmen mit der Natur­

schutzbehörde ihrer Verwa ltungsebene. Die Durchführung der zur Sicherung des Zu­

sammenhangs des Netzes "Natura 2000" notwend igen Maßnahmen sind dem Träger 

des Projektes aufzuerlegen. Die nach Satz 1 zuständige Behörde holt die Ste l lung­

nahme der Kommission nach § 34 Absatz 4 Satz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes 

über die oberste Naturschutzbehörde ein .  Die Unterrichtung nach § 34 Absatz 5 Satz 2 

des Bundesnaturschutzgesetzes erfolgt durch die nach Satz 1 zuständige Behörde 

über die oberste Naturschutzbehörde. 
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§ 54 

Gentechnisch veränderte Organisme� 

(zu § 35 Nummer 2 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 ) Abweichend von § 35 des Bundesnaturschutzgesetzes sind in Gebieten von ge­

meinschaftlicher Bedeutung , Naturschutzgebieten und Nationalparken sowie in einem 

Abstand von 1 000 Metern um solche Schutzgebiete die Freisetzung von gentechnisch 

veränderten Organismen und der Anbau von gentechnisch veränderten Pflanzen ver­

boten .  

(2) Derjenige, der  Maßnahmen nach § 35 Nummer 2 des Bundesnaturschutzgesetzes 

beabsichtigt, hat dies der Naturschutzbehörde anzuzeigen. Mit der Durchführung der 

beabsichtigten Maßnahme darf drei  Monate nach Eingang der vollständigen Unterla­

gen begonnen werden,  wenn die zuständige Naturschutzbehörde sie n icht zuvor ent­

sprechend § 34 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes für unzulässig erklärt hat. 

Wird mit der Durchführung der Maßnahme ohne die erforderliche Anzeige begonnen,  

kann  die zuständige Naturschutzbehörde d ie vorläufige Einstel lung anordnen.  

§ 55 

Pläne 

(zu § 36 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

Bei der Aufstel lung von Plänen im Sinne des § 36 des Bundesnaturschutzgesetzes ist 

der Planungsträger für die Entscheidungen und Maßnahmen nach § 34 Absatz 1 bis 5 

des Bundesnaturschutzgesetzes zuständig .  § 53 Absatz 2 gi lt entsprechend.  

Kapitel S 

Schutz der wi ld lebenden Tier- und Pflanzenarten, 

ihrer Lebensstätten und Biotope 

§ 56 

Tiergehege 

(zu § 43 des Bundesnatu rschutzgesetzes) 
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( 1 )  Abweichend von § 43 Absatz 3 Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes bedürfen 

d ie Errichtung, Erweiterung, wesentl iche Änderung und der Betrieb eines Tiergeheges 

der Genehmigung der unteren Naturschutzbehörde. 

(2) Einer Genehmigung nach Absatz 1 bedarf es n icht für 

1 .  Anlagen ,  die von einer ju ristischen Person des öffentlichen Rechts betrieben werden , 

2 .  Auswi lderungsvol ieren für dem Jagdrecht unterl iegende Arten ,  wenn die Vol ieren 

n icht länger als einen Monat aufgestellt werden , 

3 .  Anlagen , d ie eine Grundfläche von 50 Quadratmetern n icht wesentlich überschrei­

ten ,  

4 .  Anlagen für höchstens zwei Greifvöge l ,  wenn die Vögel ausschließlich zum Zweck 

der Beizjagd gehalten werden und der Halter ßinen Falknerjagdschein besitzt, 

5 .  An lagen ,  in denen ausschließlich zum Scha lenwi ld im Sinne des § 2 Absatz 3 des 

Bundesjagdgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 29 . September 1 976 

(BGB\ .  I S. 2849), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Mai  201 3  (BGB\.  

I S.  1 386) geändert worden ist, gehörende Tierarten gehalten werden und 

6. Netzgehege,  in denen Zucht- oder Speisefische gehalten werden .  

Kapitel S 

Erholung in  Natur und Landschaft 

§ 57 

Betretungsbefugnis 

(zu § 59 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 ) I n  der freien Landschaft ist das Betreten der privaten Wege und Pfade, der Wirt­

schaftswege sowie der Feldraine, Böschungen, Öd- und Brachflächen und anderer 

landwirtschaftlich nicht genutzter Flächen zum Zwecke der Erholung auf eigene Gefahr 

gestattet, soweit sich n icht aus den Bestimmungen d ieses Kapitels oder aus anderen 

Rechtsvorschriften Abweichungen ergeben.  Für das Betreten des Waldes gelten die 

Vorschriften des Forstrechts. 
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(2) Absatz 1 g i lt sinngemäß für das Radfahren und das Fahren mit Krankenfahrstühlen 

in  der freien Landschaft. Das Radfahren ist jedoch nur auf privaten Straßen und Wegen 

gestattet. 

§ 58 

Reiten in  der freien Landschaft und im Wald 

(zu § 59 Absatz 2 Satz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 )  Das Reiten in der freien Landschaft ist über den Gemeingebrauch an öffentliche� 

Verkehrsflächen h inaus ;z:um Zweck der Erho lung auf privaten Straßen und Wegen auf 

eigene Gefahr gestattet. Dies gi lt s inngemäß für das Kutschfahren auf privaten Wegen 

und Straßen , die nach der Straßenverkehrsordnung nur  für den landwirtschaftl ichen 

Verkehr freigegeben sind. 

(2) Das Reiten im Wald ist über den Gemeingebrauch an öffentlichen Verkehrsflächen 

h inaus zum Zweck der Erholung auf privaten Straßen und Fah rwegen sowie auf den 

nach den Vorschriften der Straßenverkehrsordnung gekennzeichneten Reitwegen auf 

eigene Gefahr gestattet. Fahrwege sind befestigte oder naturfeste Waldwirtschaftswe­

ge,  d ie so beschaffen s ind,  dass sie von zweispurigen nicht geländegängigen Kraft­

fah rzeugen ganzjährig befahren werden können . 

(3) I n  Gebieten mit regelmäßig geringem Reitaufkommen können die Kreise und kreis­

freien Städte durch Al lgemeinverfügung im Einvernehmen mit der Forstbehörde und 

nach Anhörung der betroffenen Gemeinden und Waldbesitzer- und Reiterverbände das 

Reiten im Wald über d ie Befugnis nach Absatz 2 hinaus auf a l len privaten Wegen im 

Wald zum Zweck der Erholung zulassen.  Die Zulassung ist im amtlichen Verkündungs­

organ des Kreises oder der kreisfreien Stadt bekannt zu geben.  

(4) I n  Waldflächen,  d ie in besonderem Maße für Erholungszwecke genutzt werden ,  

können d ie Kreise und kreisfreien Städte du rch Al lgemeinverfügung im Einvernehmen 

mit der Forstbehörde und nach Anhörung der betroffenen Gemeinden und Waldbesit­

zer- und Reiterverbände das Reiten im Wald über den Gemeingebrauch an öffentl ichen 

Verkehrsflächen h inaus auf die nach den Vorschriften der Straßenverkehrsordnung 
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gekennzeichneten Reitwege beschränken.  Die Beschränkung ist im amtlichen Verkün­

dungsorgan des Kreises oder der kreisfreien Stadt bekannt zu geben .  

(5) Für  einzelne, örtl ich abgrenzbare Bereiche in der  freien Landschaft und  im Wald , in 

denen das Reiten nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 gestattet ist, aber die Gefahr 

erheblicher Beeinträchtigungen anderer Erholungssuchender oder erheblicher Schä­

den besteht, können die Kreise und kreisfreien Städte für bestimmte Wege Reitverbote 

festlegen . Diese Wege sind nach den Vorschriften der Straßenverkehrsordnung zu 

kennzeichnen. 

(6) Die Vorschriften des Straßenrechts und des Straßenverkehrsrechts bleiben unbe­

rührt. 

(7) Die Eigennutzung durch Grundstückseigentümer und sonstige Berechtigte bleibt 

unberührt, soweit hierdurch das Betretungsrecht n icht unzumutbar beeinträchtigt wird .  

, 

(8) Die Naturschutzbehörden sollen im Zusammenwirken mit den Forstbehörden,  den 

Gemeinden, den Wald besitzern und den Reiterverbänden für ein ausreichendes und 

geeignetes Reitwegenetz sorgen . Grundstückseigentümer und sonstige Berechtigte 

haben die Kennzeichnung von Reitwegen und Reitverboten zu dulden. 

§ 59 

Grenzen der Betretungs- und Reitbefugnisse, Schäden aus Erholungsverkehr 

( 1 )  D ie Betretungs- und Reitbefugnisse gelten n icht für Gärten , Hofräume und sonstige 

zum privaten Wohnbereich gehörende oder einem gewerblichen oder öffentlichen Be­

trieb dienende Flächen.  

(2) Die Betretungs- und Reitbefugnisse dürfen nur  so ausgeübt werden , dass die Be­

lange der anderen Erholungssuchenden und die Rechte der Eigentümer oder Besitzer 

n icht unzumutbar beeinträchtigt werden. Radfahrer und Reiter haben auf Fußgänger 

besondere Rücksicht zu nehmen .  
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(3) I n  Naturschutzgebieten,  Landschaftsschutzgebieten ,  Nationalparken ,  Nationalen 

Naturmonumenten ,  geschützten Biotopen oder innerhalb von geschützten Land­

schaftsbestandtei len ist das Radfahren und Reiten außerhalb von Straßen und dafür  

zugelassenen Wegen verboten.  D ie untere Naturschutzbehörde kann allgemein oder 

im E inzelfal l  Ausnahmen zulassen ,  soweit hierdu rch der Zweck der Schutzausweisung 

n icht beeinträchtigt wird oder Verbote nach anderen Rechtsvorschriften nicht entge­

genstehen. 

(4) Weist ein Grundstückseigentümer oder sonstiger Berechtigter nach, dass ihm durch 

den Erholungsverkehr im Rahmen des § 59 des Bundesnaturschutzgesetzes und der 

§§ 57 und 58 ein n icht nur  unerheblicher Schaden entstanden ist, so ist ihm d ieser auf 

Antrag durch die untere Naturschutzbehörde zu ersetzen . Steht dem Grundstücksei­

gentümer oder sonstigen Berechtigten ein Anspruch auf Schadensersatz gegen einen 

Dritten zu, so geht der Anspruch auf den Kreis oder die kreisfreie Stadt über, soweit der 

Kreis oder die kreisfreie Stadt den Schaden beseitigt. 

(5) Die Vorschriften des Forstrechts bleiben unberührt. 

§ 60 

Zulässigkeit von Sperren 

(zu § 59 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 )  Die Ausübung der Befugnisse nach § 59 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes 

und §§ 57 und 58 kann durch den Grundstückseigentümer oder sonstigen Berechtigten 

untersagt oder tatsächlich ausgeschlossen werden.  Der Grundstückseigentümer oder 

sonstige Berechtigte bedarf hierzu der vorherigen Genehmigung durch d ie untere Na­

tu rsch utzbehörde. 

(2) Die Genehmig ung ist zu ertei len, wenn andernfalls die zulässige Nutzung der Flä­

chen unzumutbar behindert oder eingeschränkt würde oder erhebliche Schäden ent­

stehen würden.  Im Übrigen darf d ie Genehmigung nur  erteilt werden , wenn hierfü r ein 

wichtiger Grund vorl iegt und die Sperrung unter Berücksichtigung des Interesses der 

Allgemeinheit vertretbar ist .  Die Genehmigung ist in der Regel widerruflich oder befris­

tet zu ertei len . 
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(3) Gesperrte Flächen sind durch Schilder kenntl ich zu machen. Das für Naturschutz 

zuständige Min isterium wi rd ermächtigt, durch Rechtsverordnung M uster im Gesetz­

und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen bekannt zu machen.  

(4) Die Vorschriften des Forstrechts bleiben unberührt. 

§ 61 

Betretungsbefugnisse in geschlossenen Ortschaften 

Die Gemeinden können d urch Satzung das Betreten von privaten Wegen sowie Grün­

flächen und anderen nicht bebauten Grundstücken in den im Zusammenhang bebau­

ten Ortstei len regeln .  

§ 62 

Kennzeichnung von Reitpferden, Reitabgabe 

( 1 ) Wer in der freien Landschaft oder im Wald reitet, muss ein gut sichtbares, am Pferd 

beidseitig angebrachtes gültiges Kennzeichen führen .  

(2)  Kennzeichen nach Absatz 1 dürfen nur gegen Entrichtung einer Abgabe ausgege­

ben werden . Die Abgabe ist für die Anlage und Unterhaltung von Reitwegen sowie für 

Ersatzleistungen nach § 59 Absatz 4 zweckgebunden; sie fl ießt den höheren Natur­

schutzbehörden zu. 

(3) Das für Naturschutz zuständige Min isterium wi rd ermächtigt, durch Rechtsverord­

nung Einzelheiten über die Kennzeichnung nach Absatz 1 zu regeln sowie die Höhe 

der Abgabe nach Absatz 2 festzusetzen .  Die Höhe der Abgabe ist nach dem voraus­

sichtlichen Aufwand fü r die Anlage und Unterhaltung der Reitwege sowie nach den vo­

raussichtl ichen Ersatzleistungen zu bemessen .  Für Reiterhöfe können abweichende 

Regelungen getroffen werden.  
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§ 63 

. Freigabe der Ufer 

( 1 )  Sind Gemeinden ,  Gemeindeverbände oder andere Gebietskörperschaften Eigen­

tümer oder Besitzer von Ufergrundstücken ,  so sind sie verpfl ichtet, d iese für das Betre­

ten im Umfang des § 59 Absatz 1 und 2 zum Zwecke der Erholung in angemessenem 

Umfang herzurichten und freizugeben.  D ies g i lt n icht, soweit die Freigabe mit der öf­

fentl ichen Zweckbestimmung der Fläche unvereinbar ist. 

(2) Im Übrigen kann die untere Naturschutzbehörde im Benehmen mit der zuständigen 

Wasserbehörde die Freigabe von Uferstreifen in angemessenem Umfang über die §§ 

57 bis 60 h inaus anordnen und d ie Beseitigung tatsächl icher H indernisse für das freie 

Betreten und Begehen verlangen .  

(3) Absatz 2 g i l t  auch für d ie Freigabe von Durchgängen zu Gewässern , die in anderer 

zumutbarer Weise nicht erreicht werden können.  

§ 64 

Freihaltung von Gewässern und Uferzonen 

(zu § 61 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

Zuständige Behörde für die Zulassung einer Ausnahme nach § 6 1 Absatz 3 des Bun­

desnatursch utzgesetzes ist die höhere Naturschutzbehörde. 

§ 65 

Markierung von Wanderwegen 

( 1 )  Eigentümer und Nutzungsberechtigte haben die Kennzeichnung von Wanderwegen 

durch hierzu befugte Organisationen zu d ulden . 

(2) Die -Befugnis zur Kennzeichnung von Wanderwegen wird von der höheren Natur­

schutzbehörde ertei lt 
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(3) Die E inzelheiten regelt das für Naturschutz zuständige Ministerium nach Anhörung 

des zuständigen Ausschusses des Landtags du rch Rechtsverordnung .  Sie kann  h ierbei 

d ie zu verwendenden Markierungszeichen festlegen. 

Kapitel 7 

Naturschutzvereinigungen, Naturschutzbeiräte, Landschaftswacht, 

Biologische Stationen, Landesförderung 

§ 66 

Mitwirkung von Naturschutzvereinigungen 

(zu § 63 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 )  Einer i n  Nordrhein-Westfalen anerkannten Naturschutzvereinigung ist über § 63 

Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes hinaus in den folgenden Fällen Gelegenheit 

zur  Stel lungnahme und zur Einsicht in die einschläg igen Sachverständigengutachten 

zu geben :  

1 .  vor der Zu lassung von Projekten oder Plänen nach § 34 Absatz 3 oder 4 sowie § 

36 des Bundesnaturschutzgesetzes, bei denen d ie Prüfung der Verträgl ichkeit er­

geben hat, dass sie zu erheblichen Beeinträchtigungen eines Natura 2000-

Gebietes führen,  

2 .  bei  der Entscheidung nach § 45 Absatz 7 des Bundesnaturschutzgesetzes über die 

Zulassung einer Ausnahme von den Verboten des § 44 des Bundesnaturschutzge­

setzes, soweit wild lebende Tiere der streng geschützten Arten nach Anhang IV der 

Richtlinie 92/43/EWG, u nd europäische Vogelarten der Richtl i n ie 2009/1 47/EG be­

troffen sind , auch wenn diese von anderen Entscheidungen einge�chlossen oder 

ersetzt werden,  

3 .  vor der Ertei lung von Befreiungen und Ausnahmen von Geboten u n d  Verboten zum 

Schutz von gesetzlich geschützten Biotopen ,  

4 .  vor der Ertei lung von Befreiungen und Ausnahmen von den Geboten und Verboten 

zum Schutz von 

a) geschützten Landschaftsbestandtei len , 

b) Naturdenkmälern , 

c) gesetzlich geschützten Alleen im Sinne d ieses Gesetzes und 
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d)  Landschaftsschutzgebieten nach § 26 Absatz 1 Nummer 1 des Bundesna-

tu rsch utzgesetzes, 

soweit d ie von der Befreiung oder Ausnahme betroffenen Gebote und Verbote zu­

mindest auch dem Schutz von Lebensstätten und Lebensräumen wild lebender 

Tier- und Pflanzenarten zu dienen bestimmt sind , auch wenn d iese durch eine an­

dere landesrechtliche Entscheidung eingeschlossen oder ersetzt werden, 

5. vor der Ertei lung von Genehmigungen und Erlaubnissen für Abgrabungen nach § 3 

des Abgrabungsgesetzes, nach § 55 des Bundesberggesetzes vom 1 3. August 

1 980 (BGBI .  I S .  1 31 0) ,  das zuletzt du rch Artikel 4 Absatz 71 des Gesetzes vom 7 .  

August 201 3  (BGBI .  I S .  31 54) geändert worden ist und nach § 6 des Bundes­

Immissionsschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 1 7. Mai 201 3  

(BGBI .  I S.  1 274) , das zuletzt du rch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 

201 4  (BGBI .  I S. 1 740) geändert worden ist, soweit im Genehmigungsverfahren ei­

ne Umweltverträgl ichkeitsprüfung durchgeführt werden muss; 

6 .  vor der Ertei lung von Genehmigungen von Abwasserbehandl ungsanlagen nach § 

60 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes, Anlagen in  und an Gewässern nach § 

99 Absatz 1 des Landeswassergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 

25. Jun i  1 995 (GV. N RW. S. 926) , das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5 .  

März 201 3 (GV. N RW. S.  1 33) geändert worden ist, sowie Zulassungen und Ge­

nehmigungen für Maßnahmen in Überschwemmungsgebieten nach § 78 Absatz 3 

und 4 des Wasserhaushaltsgesetzes, sofern das Vorhaben mit Eingriffen in Natur 

und Landschaft verbunden ist, 

7. vor der Erteil ung von Plangenehmigungen nach § 68 Absatz 2 des Wasserhaus­

haltsgesetzes, 

8 .  vor der Ertei lung von Erlaubnissen ,  Bewi lligungen und gehobenen Erlaubnissen 

nach §§ 1 1  und 1 5  des Wasserhaushaltsgesetzes,  

a) fü r das Entnehmen,  Zutagefördern und Ableiten von Grundwasser sowie für 

dessen Ein leitung in Gewässer, sofern eine Menge von 1 00 000 Kubikmetern pro 

Jahr überschritten wird oder wenn das Vorhaben zu einem Eing riff i n  Natur und 

Landschaft führt; wenn durch die .Gewässerbenutzung erhebliche Nachtei le auf · 

grundwasserabhängige Ökosysteme zu erwarten sind , g i lt ein Schwellenwert von 5 

000 Kubikmetern , 

b) fü r das Entnehmen und Ableiten von Wasser aus oberird ischen Gewässern so­

wie für dessen Ein leitung in Gewässer, sofern nachtei l ige Auswirkungen auf die 

Leistungs- und Funktionsfäh igkeit des Naturhaushaltes, den guten ökolog ischen 
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Zustand oder das gute ökologische Potential ,  insbesondere auf grundwasserab­

hängige Ökosysteme, n icht auszuschließen sind , 

c) fü r das Einleiten und Einbri ngen von Abwasser aus Abwasserbehandlungsanla­

gen nach § 60 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes in ein oberirdisches Ge­

wässer, 

9 .  be i  Erstaufforstungen in  Fällen von mehr  a ls  2 Hektar u nd bei Waldumwandlungen 

in Fällen von mehr  a ls 1 Hektar, 

1 0 . bei der Aufstellung ,  Änderung oder Ergänzung von Bebauungsplänen , die eine 

Pla nfeststel lu  ng ersetzen , 

1 1 .  vor der Entscheidu ng über die Aufhebungserklärung der höheren Naturschutzbe­

hörde nach § 43 Absatz 1 Satz 7,  

1 2 . vor der Ertei lung von Ausnahmen von Geboten und Verboten zum Schutz von Ge­

bieten im Sinne des § 32 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes, Natura 2000-

Gebieten ,  Naturschutzgebieten ,  Nationalparken ,  Nationalen Naturmonumenten und 

Biosphärenreservaten , auch wen n  diese durch eine andere Entscheidung einge­

schlossen oder ersetzt werden.  

(2) S ind keine oder nur  geringfügige Auswirkungen auf Natur und Landschaft zu erwar­

ten ,  kann  von einer Mitwirkung abgesehen werden.  Das Absehen von der M itwirkung 

ist zu begründen .  

§ 67 

Art und Weise der Mitwirkung, Voraussetzung der Anerkennung von Natur­

schutzvereinigungen 

(zu § 63 Absatz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 ) Anerkannte Naturschutzvereinigungen sind so frühzeitig wie mög l ich zu beteil igen , 

spätestens jedoch zum Zeitpunkt der Übersendung der Unterlagen an d ie Naturschutz­

behörden . Den Naturschutzverein igungen werden die Unterlagen übersandt. Sie kön­

nen Dritte zur Entgegennahme der Unterlagen beauftragen . 

(2) Jede Naturschutzvereinigung erhält eine eigene Ausfertigung der Unterlagen. Die 

übersandten Unterlagen sollen dauerhaft bei den Naturschutzverein igungen verblei­

ben ,  zumindest aber bis zum Absch l uss eines Rechtsbehelfsverfahrens u nter Beteil i-
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g ung der Naturschutzvereinigung oder bis zum endgültigen Verstreichen der Rechts­

behelfsfrist nach Bekanntgabe der Entscheidung .  Die Naturschutzvereinigungen erhal­

ten d ieselben Unterlagen , die auch den Naturschutzbehörden zur Stellungnahme über­

sandt werden , soweit diese n icht Geschäfts- oder Betriebsgeheimn isse enthalten .  Wer­

den Naturschutzbehörden nachträgl ich ergänzte oder geänderte Unterlagen übersandt, 

erhalten auch die anerkannten Naturschutzvereinigungen d iese geänderten oder er­

gänzten Unterlagen . 

(3) Werden übermittelte I nformationer,J als Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse ge­

kennzeichnet, hat die zuständige Behörde in der Regel vom Vorliegen eines Betriebs­

und Geschäftsgeheimn isses auszugehen . Auf Verlangen der zuständigen Behörde ha­

ben mög liche Betroffene im Einzelnen darzu legen , dass ein Betriebs- oder Geschäfts­

geheimn is vorliegt. Die Unterlagen sind in  gedruckter oder d ig italer Fassung zu über­

senden . 

(4) Die Naturschutzvereinigung kann innerhalb einer Frist von einem Monat nach Über­

sendung der Unterlagen eine Stel lungnahme abgeben.  Die Frist zur Stel lungnahme 

kann auf Antrag verlängert werden , wenn die Behörde d ies für sachdienl ich hält. Eine 

Fristverlängerung ist insbesondere sachdienl ich , wenn d ie Unterlagen besonders um­

fangreich sind oder wenn sich ein Fal l  durch besondere Komplexität auszeichnet. 

(5) Endet das Verfahren durch einen Verwaltungsakt oder den Abschluss eines öffent­

l ich-rechtlichen Vertrages, so ist den anerkannten Naturschutzverein igungen, die im 

Verfahren eine Stel lungnahme abgegeben haben oder einem von d iesem beauftragten 

Dritten die Entscheidung durch Übersendung bekanntzugeben.  

(6) E ine Verein igung fördert im Schwerpunkt d ie Ziele des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege im Sinne des § 63 Absatz 1 Nummer 1 des Bundesnaturschutzge­

setzes in . Verbindung mit § 3 Absatz 1 Satz 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in  

der Fassung der Bekanntmachung vom 8 .  Apri l 201 3 (BGB/ .  I S.  753) , das durch Artikel 

2 Absatz 52 des Gesetzes vom 7.  August 201 3  (BGB/ . I S.  3 1 54) geändert worden ist, 

wenn d iese naturschützerische Zielsetzung das eindeutig prägende Ziel der Vereini­

gung ist. 
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§ 68 

Rechtsbehelfe von anerkannten Naturschutzvereinigungen 

(zu § 64 Absatz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

Eine anerkannte Naturschutzvereinigung kann unter den in  § 64 Absatz 1 und 2 des 

Bundesnaturschutzgesetzes genannten Voraussetzungen Rechtsbehelfe einlegen ge­

gen Entscheidungen nach § 66 Absatz 1 Nummer 1 bis 9 und 1 2 , soweit Verfahren zur 

Ausführung von landesrechtlichen Vorschriften betroffen sind . 

§ 69 

Landschaftswacht 

( 1 ) Die untere Naturschutzbehörde soll auf Vorschlag des Naturschutzbeirats Beauf­

tragte für den Außendienst bestel len. Diese bilden die Landschaftswacht. Die Land­

schaftswacht soll die zuständigen Behörden über nachtei l ige Veränderungen in der 

Landschaft benachrichtigen und darauf hinwirken ,  dass Schäden von Natur und Land­

schaft abgewendet werden. Die Tätigkeit in der Landschaftswacht ist eine ehrenamtli­

che Tätigkeit fü r den Kreis oder die kreisfreie Stadt. 

(2) Die untere Naturschutzbehörde regelt durch eine Dienstanweisung die Obliegen hei­

ten der Landschaftswacht. Die oberste Naturschutzbehörde legt den Rahmen der 

Dienstanweisung fest. Sie kann h ierbei ein Dienstabzeichen vorschreiben. 

§ 70 

Naturschutzbeiräte 

( 1 )  Zur unabhäng igen Vertretung der Belange von Natur und Landschaft werden bei 

den unteren Naturschutzbehörden Beiräte gebildet. Die Beiräte sollen bei Schutz, Pfle­

ge und Entwicklung der Landschaft mitwirken und daiu 

1 .  den zuständigen Behörden und Stellen Vorsch läge und Anregungen unterbreiten ,  

2 .  der  Öffentl ichkeit d ie Absichten und Ziele von Naturschutz und Landschaftspflege 

vermitte ln und 

3 .  be i  Fehlentwicklungen in der  Landschaft entgegenwirken .  
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(2) Die Beiräte sind vor allen wichtigen Entscheidungen und Maßnahmen der u nteren 

Naturschutzbehörde zu hören . Die Beiräte sind rechtzeitig zu u nterrichten .  Die Beteil i­

gung des Beirats bei der unteren Naturschutzbehörde richtet sich im Übrigen nach § 31  

Absatz 4 Satz 5 und § 75 Absatz 1 Satz 2 .  

(3) D ie  Sitzungen der  Beiräte sind öffentl ich; § 48 Absatz 2 Satz 2 bis 5 der Gemeinde­

ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in  der Fassung der Bekan ntmachu ng vom 

1 4 .  J uli 1 994 (GV. N RW. S. 666), die zuletzt durch Gesetz vom 3. Februar 201 5  (GV. 

N RW. S. 208) geändert worden ist, sowie § 33 Absatz 2 Satz 2 bis 5 der Kreisordn ung . 

fü r das Land Nordrhein-Westfalen in  der Fassung der Bekanntmachu ng vom 1 4 . Ju l i  

1 994 (GV. N RW. S. 646) , d ie  zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1 9. Dezember 

201 3  (GV. N RW. S. 878) geändert worden ist, finden entsprechende Anwendung.  Für 

d ie Beschlussfähigkeit der Bei räte gelten § 49 der Gemeindeordnung sowie § 34 der 

Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen entsprechend . 

(4) Der Beirat besteht aus 1 6  Mitg liedern ; er setzt sich zusammen aus 

1 .  acht Vertreteri nnen oder Vertretern der vier in  Nord rhein-Westfalen anerkannten Na­

turschutzverein ig u ngen,  davon je zwei Vertreterinnen oder Vertreter des Bundes für 

Umwelt u nd Naturschutz Deutschland e. V. (BUN D) und des Naturschutzbundes 

Deutsch land e. V. (NABU) , drei Vertreterinnen oder Vertreter der Landesgemeinschaft 

Naturschutz und Umwelt Nordrhein-Westfalen e. V. (LNU) u nd . einer Vertreterin oder 

einem Vertreter der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Landesverband NRW e. V. 

(SDW) , 

2 .  zwei Vertreterin nen oder Vertreter des regional zuständigen Landwi rtschaftsverban­

des, 

3 .  einer Vertreterin oder einem Vertreter des Waldbauernverbandes N RW eV. ,  

4 .  e iner gemeinsamen Vertreterin oder einem gemeins.pmen Vertreter des Landesver­

bandes Gartenbau Rheinland eV. ,  des Landesverbandes Gartenbau Westfalen-Lippe 

eV. u nd des Provinzialverbandes Rhein ischer Obst- und Gemüsebauer eV. , 

5 .  einer gemeinsamen Vertreterin oder einem gemeinsamen Vertreter der nach § 52 

des La,ndesjagdgesetzes Nordrhein-Westfalen in  der Fassung der Bekanntmachung 

vom 7. Dezember 1 994 (GV. N RW. S.  2) ,  das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

1 .  April 201 4  (GV. N RW. S. 254) geändert worden ist, anerkannten Verein igungen der 

Jäger, 
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6 .  einer Vertreterin oder einem Vertreter des Fischereiverbandes Nordrhein-Westfalen 

e .V. , 

7 .  einer Vertreterin oder einem Vertreter des Landessportbundes Nordrhein-Westfalen 

e .V. und 

8. einer gemeinsamen Vertreterin oder einem gemeinsamen Vertreter des Imkerver­

bandes Rheinland e .v. und des Landesverbandes Westfälischer und Lippischer Imker 

e .v . .  

(5) Die Mitglieder des Beirats werden aufgrund der Vorschläge der in Absatz 4 aufge­

führten Mitg l ieder von der Vertretungskörperschaft des Kreises oder der kreisfreien 

Stadt gewäh lt. In die Beiräte sollen nur Personen bestel lt oder gewählt werden , die ihre 

Wohnung im Bezirk der Naturschutibehörde haben. Bedienstete des Kreises oder der 

kreisfreien Stadt dürfen dem Bei rat n icht angehören . Soweit die nach Absatz 4 vor­

sch lagsberechtigten Vereinigungen von ihrem Vorschlagsrecht in einer von der Natur­

schutzbehörde gesetzten angemessenen Frist keinen Gebrauch machen,  kön nen Bei­

ratsmitg lieder auch ohne Vorschlag von der zuständigen Vertretungskörperschaft ge­

wählt werden .  Diese Mitg l ieder treten an d ie Stelle der Vertreter, fü r die keine Vor­

sch läge gemacht worden sind. 

(6) Die Mitgl iedschaft in den Beiräten ist eine ehrenamtl iche Tätigkeit. Sie wi rd erwor­

ben mit dem Eingang der Annahmeerklärung bei der Behörde, bei der der Beirat einge­

richtet ist. § 36 Absatz 1 Satz 2 bis 5 des Kommunalwah lgesetzes g ilt entsprechend . 

(7) Der Beirat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Der 

Vorsitzende unterhält die Verbindung zur  unteren Naturschutzbehörde und zu anderen 

Behörden und vertritt den Beirat gegenüber der Öffentl ichkeit. Bei Entscheidungen und 

Maßnahmen,  die n icht b is zu einer Sitzung des Beirats aufgeschoben werden können ,  

kann der Vorsitzende anstelle des Beirats beteil igt werden . 

(8) Das für Naturschutz zuständige Min isterium regelt im Einvernehmen mit dem für 

Kommunales zuständigen Min isterium für I nneres und Kommuna les nach Anhörung 

des zuständigen Ausschusses des Landtags durch Rechtsverordnung die Einzelheiten 

über die Beiräte, insbesondere über die Vorschlagsberechtigung,  d ie Amtsdauer ihrer 

M itg lieder und die Grundzüge ihrer Geschäftsordnung .  
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§ 71 
Biolog ische Stationen 

( 1 )  Biologische Stationen als eingetragene Vereine führen mit Zustimmung der Natur­
schutzbehörden auch Aufgaben der fach lichen Betreuung von besonders geschützten 
Tei len von Natur und Landschaft, der fach l ichen und praktischen Betreuung von Be­
wi rtschaftern und Flächen im Rahmen des Vertragsnaturschutzes und der Umsetzung 
von Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen durch. 

(2) Das Land Nordrhein-Westfalen unterstützt die Biologischen Stationen dauerhaft 
finanziell bei der Wahrnehmung ihrer in Absatz 1 aufgeführten Aufgaben nach Maßga­
be der Förderrichtl in ien Biologische Stationen N RW vom 1 .  Januar 2005 (MB!. N RW. S. 
564), die zu letzt du rch Runderlass vom 1 8 . März 201 4  (MB! .  N RW. S.  1 81 )  geändert 
worden sind.  

§ 72 
Landesförderung Naturschutz und Landschaftspflege 

Das für den Naturschutz zuständige M inisterium fördert den Naturschutz und d ie Land­

schaftspflege auf der Grundlage der B iodiversitätsstrategie Nordrhein-Westfalen nach 

Maßgabe des Haushalts .  Die Förderu ng ist erforderl ich zur Umsetzung der Biodiversi­

tätsstrategie Nordrhein-Westfalen . 

Kapitel 8 

Eigentumsbindung, Befreiungen 

§ 73 

Betretungs- und Untersuchungs recht 

(zu § 65 Absatz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

Beauftragte und Bedienstete der zuständigen Naturschutzbehörden sowie des Lan­

desamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz dürfen zur Erfü l lung ihrer Aufga­

ben Grundstücke betreten .  Sie dürfen dort Prüfungen , Vermessungen,  Bodenuntersu­

chungen und ähnl iche Arbeiten und Besichtigungen vornehmen. Maßnahmen nach den 
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Sätzen 1 und 2 sind rechtzeitig anzukündigen , wenn dadurch deren Zweck nicht ge­

fährdet wird .  Für entstehende Schäden ist Ersatz zu leisten .  

§ 74 

Vorkaufsrecht 

(Abweichung von § 66 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 )  Abweichend von § 66 des Bundesnaturschutzgesetzes besteht ein Vorkaufsrecht 

des Landes beim Kauf von Grundstücken in geschützten Teilen von Natur u nd Land­

schaft und gesetzlich geschützten Biotopen nach den §§ 23, 28, 29 und 30 des Bun­

desnaturschutzgesetzes und § 42 und für Grundstücke in  FFH- und Europäischen Vo­

gelschutzgebieten und in Nationalparken .  'Für  Grundstücke, auf denen Entwicklungs- ,  

Pflege- und Erschließungsmaßnahmen nach § 13 festgesetzt s ind ,  l iegt das Vorkaufs­

recht bei dem Träger der Landschaftsplanung.  . 

(2) Ausgeübt wird das Vorkaufsrecht nach Absatz 1 Satz 1 durch die höhere Natur­

sch utzbehörde, dasjenige nach Absatz 1 Satz 2 durch den Träger der Landschaftspla­

nung . 

(3) Das Vorkaufsrecht nach Absatz 1 kann  von den Berechtigten gemäß § 66 Absatz 4 

des Bundesnaturschutzgesetzes ergänzend auch zugunsten von Naturschutzstiftungen 

des privaten Rechts auf deren Antrag ausgeübt werden. Die Ausübung des Vorkaufs­

rechts zugunsten Dritter im Sinne des § 66 Absatz 4 des Bundesnaturschutzgesetzes 

und des Satzes 1 setzt voraus, dass d iese die zum Erwerb notwend igen Mittel den Be­

rechtigten zur Verfügung stel len oder d iese erstatten .  

§ 75 

Befreiungen und Ausnahmen 

(zu § 67 des Bundesnaturschutzgesetzes) 

( 1 )  Für die Ertei lung von Befreiungen nach § 67 Absatz 1 und 2 des Bundesnatur­

schutzgesetzes ist die untere Natursch utzbehörde zuständig . Der Bei rat bei der unte­

ren Naturschutzbehörde kann einer beabsichtigten Befreiung mit der Folge widerspre-

Seite 69 von 77 ... 



ehen ,  dass d ie Vertretungskörperschaft des Kreises oder der kreisfreien Stadt oder ein 

von ihr  beauftragter Ausschuss über den Widerspruch zu entscheiden hat. Hält der 

Ausschuss den Widerspruch für berechtigt, muss d ie untere Naturschutzbehörde d ie 

Befreiung versagen .  Hält der Ausschuss den Widerspruch für unberechtigt, darf die 

Befreiung nur mit Zustimmung der höheren Naturschutzbehörde erteilt werden . Die 

Sätze 2 bis 4 gelten auch für die beabsichtigte Ertei lung von Ausnahmen von Verboten 

in Landschaftsplänen oder in ordnungsbehördl ichen Schutzverordnungen nach § 43. 

(2) Für die Befreiung von den Geboten und Verboten des § 24 ist abweichend von Ab­

satz 1 der Landesbetrieb Wald und Holz zuständig.  Er entscheidet im Einvernehmen 

mit der unteren Naturschutzbehörde.  

(3)  Absatz 1 g ilt entsprechend für d ie Verordnungen, die auf Grund des Reichsnatur­

schutzgesetzes vom 26. Jun i  1 935 (RGS. NW. S. 1 56) ,  das zuletzt durch Gesetz vom 

3. Dezember 1 974 (GV. N RW. S. 1 504) geändert worden ist, erlassen worden sind und 

die nach § 79 weiter gelten.  

§ 76 

Beschränkungen des Eigentums, Entschädigung 

( 1 ) Zum Woh l  der Allgemeinheit ist aus Gründen des Naturschutzes und der Land­

schaftspflege die Enteignung von Grundstücken zugunsten des Landes, von Gemein­

den,  Gemeindeverbänden und sonstigen öffentl ich-rechtl ichen Körperschaften zuläs­

sig . Das Landesenteignungs- und -entschädigungsgesetz vom 20. Jun i  1 989 (GV. 

N RW. S. 366) , das zuletzt durch Artikel 1 0  des Gesetzes vom 2. Oktober 201 4 (GV. 

NRW. S. 622) geändert worden ist, ist anzuwenden. 

(2) Zur Entschädigung nach § 68 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes ist das 

Land verpfl ichtet. Der Antrag auf Entschädigung oder Übernahme des Grundstücks ist 

bei der Behörde zu stellen , die die Beschränkung der N utzungsrechte oder die Auferle­

g ung von Pfl ichten angeordnet hat. 

Kapitel 9 
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Ordnungswidrigkeiten 

§ 77 

Ordnungswidrigkeiten 

(zu § 69 des Bundesnatur�.chutzgesetzes) 

( 1 ) Ergänzend zu § 69 Absatz 1 bis 5 des Bundesnaturschutzgesetzes handelt ord­

nungswidrig ,  wer vorsätzlich oder fah rlässig 

1 .  e inem Veränderungsverbot nach § 48 Absatz 3 zuwiderhandelt, 

2 .  e inem gemäß § 23 Absatz 2 ,  § 26 Absatz 2 ,  § 28 Absatz 2 oder § 29 Absatz 2 des 

Bundesnaturschutzgesetzes, § 42 Absatz 1 bis 3 oder § 36 oder in einem Land­

schaftsplan ,  einer Rechtsverordnung oder einer ordnungsbehördlichen Verordnung 

für Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Naturdenkmale, geschützte 

Landschaftsbestandteile, Biosphärenregionen, Nationalparke oder Nationale Na­

turmonumente enthaltenen Gebot oder Verbot zuwiderhandelt, sofern die Rechts­

verordnung,  die ordnu ngsbehördl iche Verordnung oder der Landschaftsplan ,  wenn 

er nach dem 1 .  Januar 1 984 in Kraft getreten ist, fü r e inen bestimmten Tatbestand 

auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 

3. gegen die in § 52 Absatz 2 aufgeführten Verbote verstößt, 

4 .  entgegen § 23 Absatz 5 Grundstücke in einer Weise nutzt, d ie  den Festsetzungen 

des Landschaftsplans nach § 1 1  widerspricht, 

5. entgegen § 24 Absatz 1 Satz 1 die Festsetzungen des Landschaftsplans für die 

forstl iche Bewirtschaftung nicht beachtet, 

6 .  entgegen § 39 Absatz 2 gesetzl ich geschützte Landschaftsbestandteile beschädigt 

oder beseitigt, 

7 .  entgegen § 62 Absatz 1 ohne e in  gut sichtbares, beidseitig am Pferd angebrachtes 

gültiges Kennzeichen in der freien Landschaft oder im Wald reitet, 

8 .  eine nach § 60 gesperrte und als solche ordnungsgemäß gekennzeichnete Fläche 

betritt, auf ihr  fährt oder reitet, 

9. entgegen § 59 Absatz 3 in Naturschutzgebieten,  Landschaftsschutzgebieten ,  Nati­

onalparken , Nationalen Naturmonumenten ,  geschützten Biotopen oder innerhalb 

von ge�schützten Landschaftsbestandtei len außerhalb von dafür zugelassenen 

Straßen oder Wegen Rad fährt oder reitet, 

1 0 . entgegen § 30 Absatz 2 Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes einen in § 42 d ie­

ses Gesetzes genannten Biotop zerstört oder sonst erheblich beeinträchtigt oder 
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entgegen § 40 Handlungen vornimmt, d ie zu einer Zerstörung ,  Veränderung oder 

sonstigen erheblichen Beeinträchtigung von Wildnisentwicklungsgebieten führen 

können ,  

1 1 .  entgegen § 43 des Bundesnaturschutzgesetzes in  Verbindung mit § 56 Absatz 1 

e in  Tiergehege ohne Genehmigung errichtet, erweitert, wesentlich ändert oder be­

treibt oder einer vol lziehbaren Auflage nach § 43 Absatz 3 des Bundesnaturschutz­

gesetzes zuwiderhandelt, 

1 2 . e iner ordnungsbehörd lichen Verordnung nach § 48 Absatz 1 oder 2 oder einer 

Rechtsverordnung nach § 65 Absatz 3 zuwiderhandelt, sofern die ordnungsbehörd­

l iche Verordnung oder die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf 

d iese Bußgeldvorschrift verweist, 

1 3 . e iner Satzung einer Gemeinde nach § 49 oder § 61 zuwiderhandelt, sofern sie für 

e inen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist .  

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer 

1 .  entgegen § 50 Absatz 3 d ie Bezeichnung "Naturschutzgebiet" , " Landschafts­

schutzgebiet", "Naturdenkma l" ,  "geschützter Landschaftsbestandtei l" ,  "geschützter 

B iotop", "Biosphärenregion", "Nationalpark", "Nationales Naturmonument" oder 

"Naturpark" für Teile von Natur und Landschaft verwendet, d ie n icht nach diesem 

Gesetz geschützt sind , 

2 .  entgegen § 50 Absatz 4 Kennzeichen oder Bezeichnungen verwendet, die denen 

nach § 50 Absatz 2 oder 3 zum Verwechseln  ähn l ich sind,  

3. den Zutritt zu oder die Benutzung von Wegen oder Flächen ,  deren Betreten oder 

Benutzung nach den §§ 57, 58 oder 63 gestattet ist, untersagt oder tatsächl ich 

aussch l ießt. 

§ 78 

Geldbuße, Kostentragungspfl icht des Halters eines Kraftfahrzeugs, Einziehung, 

Zusammentreffen mit Straftaten, Verwaltungs behörde 

( 1 ) Ordnungswidrigkeiten nach § 77 können mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend 

Euro geahndet werden.  
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(2) Kann in einem Bußgeldverfahren wegen eines Parkverstoßes nach § 77 Absatz 1 

N ummer 2 der Führer des Kraftfahrzeugs, der den Parkverstoß begangen hat, n icht 

ermittelt werden oder würde seine Ermittl ung einen unangemessenen Aufwand erfor­

dern ,  findet die Kostentragungspfl icht des Halters nach § 25a des Straßenverkehrsge­

setzes in der Fassung der Bekahntmachung vom 5. März 2003 (BGBI . I S; 31 0, 9 1 9) ,  

das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2.  März 201 5 (BGBI. I S .  1 86) geändert 

worden ist, entsprechende Anwendung.  

(3)  Ist  e ine Ordnungswidrigke it nach d iesem Gesetz begangen worden,  so können Ge­

genstände, auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht oder die zu ihrer Begehung o­

der Vorbereitung gebraucht worden oder bestimmt gewesen s ind ,  e ingezogen werden. 

§ 23 des Ordnungswidrigkeitengesetzes ist anzuwenden . 

(4) § 77 wi rd nicht angewendet, wenn d ie Tat nach anderen Recbtsvorschriften mit 

Strafe bedroht ist. Von d ieser Regelung ausgenommen sind d ie in den Bußgeldvor­

schriften ,geregelten Fäl le der einfachen Sachbeschädig ung;  ihre Ahndung nach § 303 

des Strafgesetzbuches ist ausgeschlossen .  

(5) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Ordnungswidrig­

keitengesetzes ist in den Fällen des § 77 Absatz 1 Nummer 1 3  die Gemeinde, im Übri­

gen die untere Naturschutzbehörde. 

Kapitel 1 0  

Übergangs- und Überleitungsvorschriften, Durchführungsvorschriften, Inkrafttre­

ten und Berichtspfl icht 

§ 79 

Überleitung bestehender Verordnungen 

Verordnungen über die Ausweisung von Naturschutzgebieten,  Naturdenkmalen und 

Landschaftsschutzgebieten und die entsprechenden Eintragungen in das Landesnatur­

schutzbuch und in  das Naturdenkmalbuch auf Grund der §§ 1 2 , 1 3  und 1 8  des 

Reichsnaturschutzgesetzes sowie der §§ 6, 7 und 1 3  der Verordnung zur Durchführung 

des Reichsnatu rschutzgesetzes vom 31 . Oktober 1 935 (RGS. NW. S .  1 59) bleiben bis 
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zum Inkrafttreten des Landschaftsplans oder e iner ordnungsbehördlichen Verordnung 

gemäß § 43 in Kraft. Die Verordnungen können aus wichtigen Gründen des öffentli­

chen Interesses durch ordnungsbehörd l iche Verordnung der höheren Naturschutzbe­

hörde ganz oder teilweise aufgehoben oder geändert werden. § 32 Absatz 1 Satz 3 des 

Ordnungsbehördengesetzes findet für die nach Satz 1 aufrechterhaltenen Verordnun­

gen keine Anwendung .  

§ 80 

Landschaftspläne 

Für Darstel lungen eines Flächennutzungsplanes, d ie bis zum 24 . Mai 2005 wirksam 

geworden sind, gi lt § 29 Absatz 4 des Landschaftsgesetzes in der Fassung der Be­

kanntmachung vom 21 . Ju l i  2000 (GV. N RW. S. 568) ,  das zuletzt du rch Gesetz vom 1 .  

März 2005 (GV. N RW. S .  1 91 )  geändert worden ist, weiter. 

§ 81 

Beiräte 

Die bei I nkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden Beiräte bei den . unteren Natur­

schutzbehörden üben ihre Tätigkeit bis zum Ablauf der bei ihrer Wahl vorgesehenen 

Amtsdauer aus. 

§ 82 

Durchführungsvorschriften 

Das für Naturschutz zuständige Ministerium erlässt im Einvernehmen mit den beteil ig­

ten Min isterien d ie zur Durchführung d ieses Gesetzes notwend igen Verwaltungsvor­

schriften .  

§ 83 

Übergangsvorschrift zu § 58 
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Bis zum 1 .  Januar 201 8 gi lt für das Reiten im Wald § 50 Absatz 2 des Landschaftsge­

setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 21 . J u l i  2000 (GV. N RW. S.  568) , das 

zuletzt du rch Artikel 1 des Gesetzes vom 1 6. März 201 0  (GV. N RW. S.  1 85) geändert 

worden ist. Mit dem Inkrafttreten treten a l le widersprechenden Regelungen der Kreise 

u nd kreisfreien Städte, die auf Grundlage der bis zum Inkrafttreten des Landesnatur­

schutzgesetzes vom . . .  (GV. NRW. S.) geltenden Reitregelung erlassen worden sind, 

außer Kraft. Die Kreise und kreisfreien Städte prüfen im Zusammenwirken mit den 

Gemeinden , der Forstbehörde u nd den Waldbesitzer- und Reiterverbänden ,  welche 

Regelungen für das Reiten im Wald in ihrem Gebiet erforderlich und angemessen sind 

u nd erlassen mit Wirkung ab 1 .  Januar 201 8  d ie notwendigen Allgemeinverfügu ngen 

nach Maßgabe des § 50 Absätze 3 u nd 4 sowie die notwendigen Reitverbote nach 

Maßgabe des § 50 Absatz 5. Auf der Internetseite des für Naturschutz und Forsten zu­

ständigen Ministeriums wird zum Stichtag 1 .  Januar 201 8  eine Karte veröffentl icht, in 

der nachrichtlich dargestel lt wird ,  welche Regelungen für das Reiten im Wald in  den 

Kreisen u nd kreisfreien Städten Anwendung finden .  Spätere Änderungen bleiben vor­

behalten .  

§ 84 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichtspfl icht 

( 1 )  Dieses Gesetz tritt vorbehaltl ich des Absatzes 2 am Tag nach der Verkündung in  

Kraft. Gleichzeitig tritt das Landschaftsgesetz in  der  Fassung der Bekanntmachu ng 

vom 21 . J u l i 2000 (GV. NRW. S .  568) , das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

1 6. März 201 0  (GV. NRW. S .  1 85) geändert worden ist, außer Kraft. 

(2) § 58 Absatz 2 bis 5 tritt am 1 .  Januar 201 8 in  Kraft. 

(3) Die Landesregierung erstattet dem Landtag zehn Jahre nach Inkrafttreten einen 

Bericht über die Auswirkungen des Landesnaturschutzgesetzes zu d iesem Gesetz. 

( 1 ) . . . 

Artikel 2 ,  

Folgeänderungen 
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(2) . . .  

Artikel 3 

Änderung des Landesforstgesetzes 

Das Landesforstgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 24 . April 1 980 (GV. 

NRW. S. 546) , das zu letzt durch Gesetz vom 3 .  Dezember 201 3  (GV. N RW. S. 727) 

geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 b wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 .  

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

,, (2) Stehendes d ickstämmiges Totho lz von Laubbäumen ist im Wald zu belas­

sen .  Die Forstbehörde kann im Einzelfal l  eine Ausnahme zum Schutz benach­

barter Waldbestände zu lassen ,  wenn das Entfernen aus Gründen des Wald­

schutzes erforderlich ist." 

2 .  § 70 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) I n  Nummer 1 2  wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

b) Folgende N ummer 1 3  wird angefügt: 

,, 1 3 . stehendes, dickstämmiges Totholz von Laubbäumen aus dem Wald ent­

fernt." 

3 .  I n  § 77 Absatz 2 wird d ie Angabe ,,2009" durch die Angabe ,,2022" ersetzt. 
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Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 201 5  
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Begründung (Stand 22.06.20 1 5) 

A. Allgemeines 
Diese Novell ierung hat mehrere An lässe . Erstens ist d ies die Rechtsbereinigung .  Mit 
I nkrafttreten des neuen Bundesnaturschutzgesetzes sind zahlreiche Bestimmungen des 
Landschaftsgesetzes n icht mehr  anwendbar. Welche Vorschriften gelten und welche 
n icht, ist für die Anwender nicht unmittelbar aus dem Gesetz heraus erkennbar. Die 
Rechtslage im Naturschutzrecht ist daher sehr unübersichtl ich und anwenderunfreund­
l ich . Dies soll durch eine mögl ichst transparente und anwenderfreundl iche Gestaltung 
des Nebeneinanders von Bundes- und Landesrecht unter Angleichung der Systematik 
und Struktur an das Bundesnaturschutzgesetz gßändert werden . Dazu empfiehlt es 
sich , ein neues Gesetz unter Aufhebung des Landschaftsgesetzes zu erlassen .  

E i n  zweiter Anlass ist das rechtspol itische Zie l ,  das Landschaftsgesetz h i n  zu einem 
N RW-Naturschutzgesetz zu novel l ieren .  Die in den vergangenen Jahren zu Lasten der 
Natur getroffenen Regelungen (z . B .  bei den Mitwirkungs- und Klagerechten) sollen kor­
rigiert werden . Der Grünlandschutz und der Biotopverbund als wichtige Elemente zur 
Wahrung der B iodiversität sol len gestärkt werden . Bestimmungen zu Biosphärenregio­
nen und Naturmonumenten sowie ein Vorkaufsrecht zugunsten von Naturschutzverei­
nen und -stiftungen · bei Veräußerung von Schutzgebietsflächen sollen landesrechtl ieh 
verankert werden.  

E in weiterer Anlass ist d ie Umsetzung der Empfehlungen des im Auftrag des Landes . 
erstellten Gutachtens "Problemlösungen zum derzeitigen Stand der Reitregelung in 
Nordrhein-Westfalen" ,  der Beratungsergebnisse der zu d iesem Gutachten gebi ldeten 
Arbeitsgruppe sowie die gesetzl iche Sicherung der Wi ldnisentwicklungsgebiete. 

Sch l ießlich wurde für das Land Nord rhein-Westfa len eine Biodiversitätsstrategie  erstellt. 
Soweit d iese Strategie einer rechtl ichen Umsetzung bedarf und soweit abweichungsfes­
tes Bundesrecht eigene Regelungen n icht aussch l ießt, wurden Vorgaben d ieser Strate­
gie in das Gesetz übernommen. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 (Landesnaturschutzgesetz) : 

Zu Kapitel 1 (Allgemeine Vorschriften): 
Im ersten Kapitel sind gegenüber dem Landschaftsgesetz (LG) ein ige Vorschriften ent­
fal len, da sie nunmehr unmittelbar verbindl ich und abschl ießend auf Bundesebene ge­
regelt sind . Dazu gehören im Wesentlichen d ie nachfolgenden Regelungen des Land­
schaftsgesetzes: 

• § 1 (Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege) , 
• § 2 (Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege) , 
• § 2b (Biotopverbund) , 
• § 2d (Erziehung,  Bi ldung und Information) , 
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• § 3 (Al lgemeine Pfl ichten) ,  
• § 3a (Vertragl iche Vereinbarungen) und 
• § 3b (Begriffsbestimmungen) . 

I m  Einzelnen wurden diese Bestimmungen du rch die §§ 1 ,  2 und 3 (Ziele, Grundsätze , 
Allgemeine Pfl ichten ,  Umweltbi ldung,  Vertraglicher Naturschutz) , § 21  (Biotopverbund) 
und § 7 (Begriffe) des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) ersetzt. 

Zu § 1 (Regelungsgegenstand) 
Die Vorschrift trifft im Interesse der Rechtssicherheit und Rechtsklarheit eine Feststel­
l ung zum Gru ndkonzept d ieses Gesetzes. 

Zu § 2 (Naturschutzbehörden) 
§ 2 beinhaltet im Kern d ie Regelungen der §§ 8 und 9 LG. Die auch in § 3 Absatz 2 
B NatSchG enthaltene Regelung ,  dass die für Naturschutz zuständigen Behörden nach 
pfl ichtgemäßem Ermessen die im Einzelfall erforderl ichen Maßnahmen treffen,  um die 
E inhaltung der naturschutzrechtl ichen Vorschriften sicherzustel len (§ 2 Absatz 1 Satz 3 
d ieses Gesetzes) , bedeutet u .  a . ,  dass die Behörden erforderl ichenfal ls anordnen kön­
nen ,  einen entgegen den Naturschutzbestimmungen geänderten ,  früheren Zustand 
wiederherzustel len. In Konsequenz der Novel l ierung des LG hin zu einem Landesnatur­
schutzgesetz bzw. der entsprechenden Umbenennung d ieses Gesetzes werden die 
Landschaftsbehörden nunmehr in Naturschutzbehörden umbenannt. 

D ie Regelung in Absatz 5 wi rd neu eingeführt und trägt dem Umstand Rechnung , dass 
u .  a. in Fällen der Betroffenheit mehrerer Naturschutzbehörden die oberste Natur­
schutzbehörde durch die eindeutige Übertragung der Aufgabe Klarheit verschafft. 

Durch Absatz 6 wird d ie bisher ledigl ich in den W-Artenschutz enthaltene Handlungs­
empfehlung auf eine gesetzliche Grundlage gestel lt. I n  Anleh nung an das Verfahren bei 
der Eingriffsregelung und der FFH-Verträgl ichkeitsprüfung trifft in Verfahren mit Kon­
zentrationswirkung die für die Zulassung des Vorhabens zuständige Behörde d ie ge­
nannten artenschutzrechtl ichen Entscheidungen nach dem Bundesnaturschutzgesetz 
im Beneh men mit der Naturschutzbehörde ihrer Verwa ltungsebene. 

Zu § 3 (Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein­
Westfalen) 
§ 3 beschreibt ohne materielle Änderungen die bisher in § 1 4  LG beschriebenen Aufga- . 
ben des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen 
(LANUV N RW) . Das zuständige Min isterium kann dem Landesamt nach Absatz 2 weite­
re Aufgaben übertragen .  Um seine Aufgaben erfü l len zu können , bedarf das Landesamt 
der I nformationen über den Zustand von Natur und Landschaft. Nach Absatz 3 führt es 
zentrale Datenbanken ,  fü r d ie die Behörden des Landes kostenlos Daten zur Verfügung 
stel len müssen .  

Zu § 4 (Landwirtschaft) 
Zu Absatz 1 :  
§ 5 Absatz 2 B NatSchG enthält die wesentlichen aus Naturschutzsicht zu stel lenden 
Anforderungen an die Landwirtschaft, die als Grundsätze der g uten fachlichen Praxis 
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formul iert sind. Nach § 1 BNatSchG haben Naturschutz u nd Landschaftspflege grund­
sätzlich auf der Gesamtfläche Deutsch lands stattzufi nden. Die Landwi rtschaft nimmt 
54 % der Grundfläche Deutschlands in Anspruch , i n  Nordrhein-Westfalen wird mit 
49, 1 % knapp die Hälfte der Landesfläche landwi rtschaftl ich genutzt. Damit kommt ihr  
n icht nur  e ine besondere Rolle für den Erhalt der  Artenvielfalt zu.  D ie Art und Weise der 
Bodenbewirtschaftung entscheidet auch über d ie Kapazität von Boden und Vegetation ,  
Treibhausgase zu speichern. Grünlandflächen haben sowohl für den Natur- und Land­
schaftsschutz als auch für den Klimaschutz eine besondere Bedeutung. 

Die Regelung in Nummer 1 bezweckt die Erhaltung des Grünlands in Nordrhein­
Westfalen ,  das in diesem Land von 1 978 bis 2008 um ca . 220 000 ha zurückgegangen 
ist, was in  etwa 1 /3 des Dauerg rünlandumfangs von 1 978 entspricht (Quelle: IT. N RW) . 
Der Antei l  der Dauerg rün landfläche an der landwirtschaftl ichen Fläche in Nordrhein­
Westfalen betrug 1 978 noch 34 % und 2008 nur  noch 28 % .  Mit der in dieser Vorschrift 
bezweckten Erhaltung des Grünlands sollen Lebensräume für bestimmte Tiere und 
Pflanzen und damit auch d ie Biodiversität gesichert werden.  Eine Ackernutzung . auf 
Grünlandstandorten führt zu i rreversiblen Schäden für d iese bestimmten Lebensräume. 
Darüber h inaus kann es zur Beeinträchtigung und Umgestaltung h istorisch gewachse­
ner Kulturlandschaften kommen.  Zur Reduktion von Treibhausgasemissionen und von 
Stoffeinträgen in die Gewässer sowie aufgrund der vielfältigen Funktionen des Grünlan­
des für die Biod iversität und den Landschaftsschutz soll das in Rede stehende Verbot 
dazu beitragen,  Grünland in Nordrhein-Westfalen zu erhalten .  

M it der  Regelung in Nummer 2 soll erreicht werden , dass aus Sicht des Naturschutzes 
wert\lol le Feuchtgrünlandflächen d urch Trocken legen n icht mehr verloren gehen .  Durch 
d ie Absenkung des Grundwasserstands werden feuchte Bereiche mit der Folge trocken 
gelegt, dass für zahlreiche Arten wertvolle Standorte verloren gehen . Zum Erhalt dieser 
Flächen sollen keine weiteren Grundwasserstandsabsenkungen erfolgen .  Vorhandene 
Einrichtungen können unterhalten werden.  

I n  Nummer 3 geht es um den Schutz von Feldgehölzen , Hecken,  Säumen und Kleinge­
wässern als naturbetonte Strukturelemente der Feldflur. Ziel dieser Regelung ist es, 
d iese Lebensstätten wild lebender Tiere und Pflanzen ,  die im Einwirkungsbereich land­
wirtschaftl icher N utzungstätigkeiten l iegen ,  n icht zu beeinträchtigen . Eine Beeinträchti­
g ung stellt jede Schädigung oder Minderung der Substanz (Fläche, Vegetationsbe­
stand) dar, z. B. durch Pflügen bis in den Wurzelbereich oder durch Einebnung bzw. 
Verfü l lung .  Die Erhaltung d ieser die Landschaft strukturell bereichernden E lemente 
d ient der Artenvielfalt und damit auch der Biod iversität. 

Mit Nummer 4 soll einer qual itativen Verschlechterung hochwertiger Grünlandflächen 
durch Pflegeumbruch entgegengewirkt werden.  Pflegeumbrüche mit ansch l ießender 
Nachsaat (Grün landerneuerung , die auch umbruchlose Schl itz-, Übersaat- und Dri l lver­
fahren umfasst) auf vegetationskundiich wertvol len,  dem gesetzlichen Schutz nach § 30 
Absatz 2 Nummer 2 des Bundesnaturschutzgesetzes sowie nach § 42 Absatz 1 unter­
l iegenden Grünlandflächen (insbesondere Nass- und Feuchtgrünland sowie Magerwie­
sen und -weiden) führen unmittelbar zu einer starken Verarmung des Arteninventars 
und damit zu einer drastischen Abnahme des Naturschutzwertes. 
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N ummer 5 hat zum Ziel ,  d ie bei der Grünlandmahd auftretenden ,  mahdbed ingten Tier­
verluste wirkungsvoll zu verringern . Durch das weith in  geläufige Mähen von außen nach 
i nnen ergeben sich erhebliche Verluste an Tieren .  Im Verlauf des Mähvorgangs sam­
meln  sich wen iger mobile Bodenbrüter und Säugetiere n.ach und nach in dem immer 
kleiner werdenden ungemähten Bereich und fa l len dort sch lussendl ich dem Mähwerk 
zum Opfer. Diese Tierverluste sind vermeidbar, indem die Flächen umgekehrt von in­
nen nach außen oder zur Seite hin gemäht werden , und d ie Tiere so an d ie Wiesenrän­
der gelangen und sich in ungenutzte Randstreifen fl üchten können . 

Zu Absatz 2: 
Hier wird klar gestellt, dass die nach § 3 Absatz 2 BNatSchG zuständigen Behörden d ie 
im E inzelfal l  erforderl ichen Maßnahmen treffen können ,  um die Einhaltung d ieser Ver­
bote sicherzustel len. Darüber h inaus lässt diese Regelung eine Ausnahme bei einem 
entsprechenden Ausgleich zu. Die Wiederherstel lung des früheren Zustands hat Vor­
rang vor der Kompensation .  Eine weitere Ausnahmemögl ichkeit wird im Rahmen von 
Flurberein igungsverfahren h insichtl ich der Gewährleistung wertg leicher Landabfindun­
gen eingeräumt.  

Absatz 3 :  
Redaktionel le Anpassung des ehemaligen § 3a Absatz 2 LG.  

Zu § 5 (Beobachtung von Natur und Landschaft) 
Die materiel le Bestimmung zur Beobachtung von Natur und Landschaft ist i n  § 6 
BNatSchG abweichungsfest geregelt. § 5 dieses Gesetzes regelt i n  Ausführung d ieser 
Bundesbestimmung , dass d iese Beobachtung im Rah men der landesweiten Biotopkar­
tierung sowie des Arten- und Biotopmon itorings erfolgt (durch das LAN UV NRW) . 

Zu Satz 2 :  Für stark gefährdete oder vom Aussterben bedrohte Tier- und Pflanzenarten 
kann es in  begründeten Einzelfäl len erforderlich sein ,  d ie Fundpunkte nicht der Öffent­
l ichkeit zugäng l ich zu machen,  um der Gefahr einer unbefugten Entnahme oder Zerstö­
rung des jewei l igen Lebensraumes entgegenzuwirken .  

Zu Kapitel 2 (Landschaftsplanung) 
Kapitel 2 regelt die Landschaftsplanung in NRW. Die Landschaftsplanung ist das zent­
ra le I nstrument des Naturschutzes und der Landschaftspflege zur Planung , Koord in ie­
rung und Realisierung der konkreten Maßnahmen in Nordrhein-Westfalen. Ziele der 
Landschaftsplanung sind insbesondere die Sicherung des Biotopverbundes, d ie Aus­
weisung von Schutzgebieten sowie d ie Festsetzung und Umsetzung von Schutz-, Pfle­
ge- u nd Entwicklungsmaßnahmen.  Diese Maßnahmen d ienen gleichzeitig der Förde­
rung der Biodiversität. Sowohl  im Gesetzestext a ls auch in der Begründung wird aus­
d rücklich der Bezug zur Biodiversität hergestel lt. Im Übrigen bleibt es im Wesentl ichen 
bei den. bisherigen bewährten Regelungen . 

4 



Die gesetzlichen Regelungen zum Biotop- und Artenschutz finden sich weitgehend im 
Bundesnaturschutzgesetz. Soweit fü r die Zwecke der Biod iversität erforderl ich u nd zu­
lässig , ergänzt der Entwurf des Landesnaturschutzgesetzes d iese Vorschriften in  erster 
Linie im Biotopschutz .  Dabei war al lerdings zu berücksichtigen ,  dass wesentliche Ele­
mente d ieser Strategie, bezogen z. B. auf den Gebiets- und den Artenschutz, bundes­
rechtlich vorgeprägt sind·. 

Verei nzelt wurden ledigl ich redaktionelle Änderungen vorgenommen .  I n  Abweichung 
zum Bundesnaturschutzgesetz wi rd auf der örtl ichen Ebene das Flächendeckungsprin­
zip im bau l ichen Außenbereich wieder eingeführt. Weiterhin  wird in  Anpassung an  das 
BNatSchG im gesamten Kapitel 2 der bisherige Verweis auf die "Ziele und Grundsätze 
des Naturschutzes" ersetzt durch den Verweis auf d ie Ziele des § 1 BNatSchG.  Diese 
inhaltlich weiter entwickelte und systematisch stri ngenter gefasste Zielvorschrift n immt 
nämlich den bisherigen Grundsätzekatalog des § 2 BNatSchG a .  F .  auf. Die Experimen­
tierklausel (§ 32 a. F .) wird ersatzlos gestrichen .  

Zu § 6 (Landschaftsrahmenplan) 
§ 1 0  Absatz 2 Satz 1 BNatSchG schreibt kein landesweites Landschaftsprogramm vor, 
sondern überlässt es den Ländern , ob sie ein solches Programm einführen.  Aus fachli­
chen Gründen wird zukünftig auf die Aufstel lung eines - im Übrigen nie real isierten -
Landschaftsprogrammes in NRW verzichtet. Die Landschaftsplanung in  NRW ist damit 
nur  noch zweistufig .  

Nach § 10  Absatz 2 Satz 2 BNatSchG s ind Landschaftsrahmenpläne für a l le  Teile des 
Landes aufzustel len. Es bleibt bei der Regelung,  dass in N RW der Regionalplan die 
Funktionen eines Landschaftsrahmenplanes erfü llt. 

Zu § 7 (Landschaftsplan) 
Die bewährte Kernbestimmung der nord rhein-westfä l ischen Landschaftsplanung,  die u .  
a .  Rechtscharakter, Inhalt, Verbindl ichkeit und Geltu ngsbereich des Landschaftsplans 
regelt, bleibt erhalten .  Der Landschaftsplan dient auch der Förderung der Biodiversität. 

In Absatz 3 wird in Abweichung zum Bundesnaturschutzgesetz das Flächendeckungs­
prinzip wieder eingeführt. Dadurch wird die seit 1 975 in N RW bestehende Pfl icht zur 
flächendeckenden Aufstel lung der Landschaftspläne gesetzlich verankert und die 
Rechtslage wieder hergestel lt, d ie vor Inkrafttreten des Bundesnaturschutzgesetzes am 
1 .  März 201 0 in Nordrhein-Westfalen galt. M it der Novelle des BNatSchG von 201 0  ist 
das Gebot der flächendeckenden Landschaftsplanung für die örtl iche Ebene insoweit 
relativiert worden ,  dass ein Landschaftsplan (nur) aufzustel len ist, wenn und soweit ent­
sprechende Veränderungen von Natur und Landschaft zu erwarten sind ; im Wesentli­
chen ist also auf der Ortsebene eine reaktive Landschaftsplan ung vorgesehen.  Das 
g reift aus der Sicht Nordrhein-Westfalens zu kurz. Die Hinwendung zur anlassbezoge­
nen Landschaftsplanung auf der örtl ichen Ebene bildet kein geeignetes Instrument, um 
Naturschutz strategisch auf der gesamten Fläche zu betreiben. Landschaftspläne soll­
ten aufgestel lt werden , um Naturschutzziele aktiv umzusetzen ,  sodass nicht ledigl ich 
begleitend oder reaktiv in den Fällen gehandelt wird ,  in denen es für den Naturschutz 
ohnehin bereits erhebliche Probleme g ibt. 
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Bei Landschaftsplänen sol lte proaktiv agiert werden können ,  wenn Defizite festgestellt 
werden. Deshalb ist vorgesehen, im neuen Landesnaturschutzgesetz die flächende­
ckende Landschaftsplanung auf der lokalen Ebene wieder einzuführen.  

Zu § 8 (Fachbeitrag des Naturschutzes und der Landschaftspflege zur Land­
schafts planung) 
I n  Absatz 1 wurde unter Nummer 1 die Darstel lung der Bedeutung des Planungsraumes 
für Arten und Lebensräume ergänzt. Die biolog ische Vielfalt auf regionaler und lokaler 
Eb.ene hängt maßgeblich von der jewei l igen naturräumlichen Ausstattung und der spe­
zifischen Landschaftsgeschichte ab. Damit d ie Regional- und Landschaftspläne in ihren 
Leitbi ldern und Empfeh lungen zukünftig noch enger auf die regionalen bzw. lokalen Be­
sonderheiten abgestimmt werden , muss der Fachbeitrag eine entsprechende Darstel­
lung des Planungsraumes beinhalten .  

I n  Absatz 1 wurde bezügl ich der  Angaben des Fachbe itrages unter Nummer 3 d ie  För­
derung der Biodiversitä.t und d ie Anpassung an den Klimawandel ergänzt. · Der Kl ima­
wandel wird in den nächsten Jahren erhebliche Auswirkungen auf die Tier- und Pflan­
zenwelt haben . Eine wichtige Maßnahme zur Erhaltung kl imasensibler Arten ist es, 
ihnen Ausweich- bzw. Wanderbewegungen als Reaktion auf sich ändernde Klimaver­
hältn isse zu ermög lichen . Ein zentrales Instrument h ierfür stellt der landesweite Bio­
topverbund dar,  der Ciuch die Anforderungen kl imasensibler Arten beachten muss. Aus 
d iesem Grund muss der Fachbeitrag des Naturschutzes u nd der Landschaftspflege zu­
künftig auch Angaben zur Anpassung an den Kl imawandel beinhalten .  Der Fachbeitrag 
soll auch Aussagen dazu treffen ,  wo bestimmte stützende Maßnahmen für Arten oder 
Lebensräume besonders sinnvoll sind. Satz 3 statu iert eine Veröffentlichung des Fach­
beitrages. 

Absatz 2 schreibt vor, dass der Fachbeitrag , der u .  a .  der Beurtei lung des aktuellen Zu­
standes von Natur und Landschaft dient, regelmäßig zu aktualisieren ist. Dies ist im Ab­
stand von zeh n  Jahren fachlich geboten .  

Zu § 9 (Strategische Umweltprüfung bei der Landschaftsplanung) 
§ 9 unterwirft die Landschaftsplanung einer strategischen Umweltprüfung .  Dies ist eu­
roparechtlich erforderlich . 

Zu § 1 0  (Entwicklungsziele für die Landschaft, Biotopverbund) 
§ 1 0  gibt allgemeine Entwicklungsziele vor, die die Landschaftsplanung je nach örtli­
chen Bed ingungen aufg reifen sollte. In Absatz 2 werden kl imaschutzrechtl iche Zweck­
bestimmungen ergänzt. Hiermit ist n icht nur  der Ausbau erneuerbarer Energien,  son­
dern auch der Netz- und Speicherausbau gemeint. 

Zu § 1 1  (Zweckbestimmung für Brachflächen) 
§ 1 1  ermögl icht es, im Landschaftsplan für Brachflächen ,  d ie im Allgemeinen für den 
Artenschutz und die Erhaltung oder Wiederherstell ung der Biodiversität wichtig sind,  
Nutzungen und Entwicklungen vorzusehen . I n  Absatz 2 wird zur KlarsteI lung der Zusatz 
" landwirtschaftl ich" eingefügt. 
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Zu § 1 2  (Forstl iche Festsetzungen) 
Für  Naturschutzgebiete und geschützte Landschaftsbestandteile kann der Landschafts­
plan für Erstaufforstungen und Wiederaufforstungen Vorgaben machen ,  die zur  Errei­
chung des Schutzzwecks erforderlich sind. 

Zu § 1 3  (Entwicklungs-, Pflege- und Erschließungsmaßnahmen) 
Diese Vorschrift entspricht weitgehend den bisherigen Regelungen. 

Zu den Abschnitten 2 und.3 (Verfahren bei der Landschaftsplanung, Wirkung und 
Durchführung des Landschaftsplans) 
Die Abschnitte 2 und 3 regeln das Verfahren zur Aufstel lung sowie die Wirkung und 
Durchführung von Landschaftsplänen .  Es entspricht im Wesentl ichen der bestehenden 
Rechtslage. Daher werden nur Ausführungen zu den Rechtsnormen gemacht, die ge­
ändert wurden. 

Zu § 1 5  (Betei l igung der Träger öffentlicher Belange) 
In Absatz 2 wi rd die Frist der Stel lungnahme in Anlehnung an das Bauleitplanverfahren 
konkretisiert und mit e iner Verlängerungsmögl ichkeit versehen. 

Zu § 20 (Änderung, Aufhebung und Neuaufstellung des Landschaftsplans) 
In Absatz 4 Satz 3 wird die bisher im Erlasswege geregelte Konstellation gesetzlich 
normiert. 

Nach § 1 3a Absatz 2 N ummer 2 BauGB ersetzt eine Berichtigung des Flächennut­
zungsplans die ansonsten vorgesehene Änderung oder Ergänzung des Flächennut­
zungsplans. Auch in d iesen Fällen sollen die Rechtsfolgen des § 20 Absatz 4 Satz 1 
e intreten ("treten widersprechende Darstel lungen und Festsetzungen des Landschafts­
plans mit dem Inkrafttreten des entsprechenden BPlans . . .  außer Kraft") . 

Die Rechte des Trägers der Landschaftsplanung bleiben gewahrt ,  da er im Rahmen 
seiner - erforderl ichen - Verfahrensbetei l igung nach § 1 3  Absatz 2 N ummer 3 erste 
oder zweite Alternative des Baugesetzbuches widersprechen kann .  Auch im besch leu­
n igten Verfahren nach § 1 3a BauGB gelten d ie Vorschriften des vereinfachten Verfah­
rens entsprechend (§ 1 3a Absatz 2 N ummer 1 BauGB). Darüber h inaus ist Vorausset­
zung für das Verfahren nach § 1 3a Absatz 2 Nummer 2 BauGB,  dass die geordnete 
städtebaul iche Entwicklung des Gemeindegebietes durch den Inhalt des Bebau ungs-
plans der Innenentwicklung n icht beeinträchtigt wi rd .  

. 

Die neue Regelung in § 20 Absatz 4 Satz 4 dient aus landschaftsplanerischer Sicht der 
Entlastung der Verwaltungsabläufe , da nicht bei jeder betreffenden Flächenn utzungs­
plan-Ausweisung der Landschaftsplan geändert werden muss, sondern d ie betroffenen 
Regelungen automatisch außer Kraft treten ,  wenn der Träger der Landschaftsplanung 
n icht widersprochen hat. 

Zu § 30 (Eingriffe in Natur und Landschaft) 
Die Positivliste wird beibehalten (Absatz 1 ) . H ier wird insbesondere zum Zweck einer 
vereinfachten Handhabung des Gesetzes durch den Verwaltungsvol lzug eine im Einzel­
fa l l  widerlegl iche Vermutung für das Vorliegen e ines Eingriffs aufgestel lt . Dadurch wird 
vermieden,  die Tatbestandsvoraussetzungen eines Eingriffs in  jedem Einze lfa l l  prüfen 
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und darlegen zu müssen .  Die L iste wird ergänzt um e in ige weitere typische Eingriffe , 
wie z .  B .  Sportplätze und Modellsportanlagen.  Nummer 5 (Nu mmer 6 a .  F . )  wurde aus­
gedehnt auf die Beseitigung und die wesentliche Umgestaltung der Ufer  von Gewäs­
sern . Der Begriff des Ausbaus wurde ersetzt du rch den Begriff de,s Herstellens (siehe 
Defin ition des Gewässerausbaus in § 67 Absatz 2 Wasserhaushaltsgesetz) . Von der 
Positivl iste ausgenommen sind d iejenigen Tatbestände, d ie der Erreichung des guten 
ökologischen Zustandes nach § 27 WHG dienen .  Darüber h inaus wurden Anpassungen 
an die neue Rechtslage vorgenommen (Nummer 6, ehemals Nummer 7) . In Nummer 7 
(ehemals N ummer 8) werden Feld- und Ufergehölze sowie landschaftsprägende Baum­
gruppen ergänzt. Alleen und Streuobstwiesen werden in der Positivliste n icht mehr wei­
ter fortgeführt, wei l  d iese unter unmittelbaren gesetzlichen Schutz gestellt sind (§§ 41 , 
42) einschließl ich entsprechender Kompensationserfordernisse. Unter Nummer 9 (vor­
mals N u mmer 1 0) wird die Neuanlage von Weihnachtsbaum- und Schmuckreisigkultu­
ren als Eingriffstatbestand in der Positivl iste beibehalten .  I nnerhalb des Waldes stellt 
d ieser Tatbestanq eine Waldumwand lung dar und unterfäl lt dann der Nummer 8 .  

I m  Wege der Abweichungsgesetzgebu ng bleibt d ie Negativl iste ebenfalls bestehen (Ab­
satz 2) , wenn auch in  stark gekürzter Form. Sie umfasst nu r  nocR d ie frühere N ummer 4 
(Verlegung von Leitungen im baul ichen Außenbereich im Baukörper von Straßen) ,  die 
ehemal ige Nummer 5 (Unterhaltungsmaßnahmen auf Grund rechtl icher Verpfl ichtun­
gen , hierzu gehören auch Unterhaltungsmaßnahmen an Hochwasserschutzanlagen) 
ergänzt d urch eine neu aufgenommene Einschränkung für die Gewässerunterhaltung .  
Die Natur auf Zeit-Vorschrift der früheren Nummer 3 wurde ebenfal ls beibehalten.  Bei 
d iesen Sachverhalten ist davon auszugehen, dass sie lediglich unerhebliche Beein­
trächtigungen beinhalten und damit in der Regel  nicht dem Eing riffstatbestand unterfal­
len . 

Zu § 31 (Ausgleichs- und Ersatzrnaßnahmen, Ersatzgeld) 
Zu Absatz 1 :  
Belange des Biotopverbundes, des Klimasch utzes und des Bodenschutzes sind gemäß 
Absatz 1 bei der Auswah l  der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu berücksichtigen . 
Das Klima und der Boden gehören zu den von Artikel 20a GG geschützten natürlichen 
Lebensgrundlagen .  Da die natürl ichen Ökosysteme in ihrer Funktion als C02-Speicher 
erhalten bzw. optimiert werden müssen,  sind d ie Kompensationsmögl ichkeiten auch 
unter d iesen Aspekten zu beurtei len. Bezüglich des Kl imaschutzes sind kleinkl imatische 
Zusammenhänge in den Bl ick zu nehmen. 
An der gesetzlich vorgeschriebenen Prüfkaskade ändert sich durch d iesen Prüfauftrag 
n ichts. 

Zu Absatz 2: 
Ausg leichs- und Ersatzmaßnahmen treten oft in  Konkurrenz zu land- oder forstwirt­
schaftl icher Nutzung.  Eine Kombination von beiden ermög licht die sog . "produktionsin­
tegrierten Kompensationsmaßnahmen" . Das ist in  der Regel eine extensivere oder na­
turnähere Produktionsweise auf bewirtschafteten Flächen ,  die dadurch Möglichkeiten 
fü r einen Ausgleich oder Ersatz von Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes bietet 
(z. B .  An lage von Blühstreifen) .  Bei einigen d ieser Maßnahmen kann es sinnvoll sein ,  
dass nicht immer d ie gleiche Fläche dafür genutzt wi rd ,  sondern dass die Art der  Be­
wirtschaftung bzw. d ie Maßnahme "wandert" . 
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Zu Absatz 3: 
Das Direktzahlungen-Durchführungsgesetz sieht eine Ausnahmegenehmigung vom 
Dauerg rünlandumbruchverbot vor, wenn u .  a. die umgebrochene Fläche durch neu an­
gelegtes Dauergrünland ersetzt wird . Wird im Rahmen der naturschutzrechtl ichen Ein­
griffsregelung du rch Kompensationsverpfl ichtungen die Anlage von Dauergrünland vor­
gegeben,  steht d ieselbe Fläche nicht als Ersatzgrünlandfläche im Sinne des Direktzah­
lungen-Durchführungsgesetzes zur Verfügung , da es ansonsten zu einer "Doppelbele­
gung OI derselben Fläche aufgrund zweier Verpfl ichtungen käme und der reale Grünlan­
danteil insgesamt abnähme.  Dies soll durch das Direktzahlungen-Durchführungsgesetz 
gerade verhindert werden. 

Absatz 4 regelt die Verwendung und den Einsatz des Ersatzgeldes. Die unteren Natur­
schutzbehörden werden verpfl ichtet, für die beabsichtigte Verwendung der Ersatzgelder 
Pläne aufzustel len. Dies erfolgt unter Einbeziehung des Naturschutzbeirates, um die 
Sachkenntnis dieses Gremiums in d ie Planung einfl ießen zu lassen. 

Absatz 5 enthält eine Verordnungsermächtigung zur Regelung der Einzelheiten im Zu­
sammenhang mit der Ersatzgeldzahlung für Mast- und Turmbauten .  Brücken gelten 
n icht als Mast- und Turmbauten .  Wegen der besonderen Höhe dieser Anlagen ist die 
Einbindung in das Landschaftsbild durch entsprechende Gehölzanpflanzungen n icht 
mögl ich .  Höhen von über 20 Metern werden nur  durch wenige Gehölze und dann auch 
erst nach mehreren Jahrzehnten erreicht. Nu r  in seltenen Fällen kann  sich aus der be­
sonderen Situation des Einzelfalls eine Kompensationsmög lichkeit ergeben,  z. B. durch 
den Rückbau vorhandener Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes (MastenlTürme).  
Es besteht ein praktisches Bedürfnis, dies gegenüber Dritten landesweit einheitlich ver­
b indlich zu regeln .  Dies erfolgt in der DVO-LNatSchG. 

Zu § 32 (Bevorratung von Kompensationsmaßnahmen) 
Nach § 1 6  Absatz 2 BNatSchG richtet sich d ie Bevorratung von vorgezogenen Aus­
g leichs- und Ersatzmaßnahmen mittels Ökokonten ,  Flächenpools oder anderer Maß­
nahmen nach Landesrecht. 

Zu § 33 (Verfahren) 
In Absatz 1 Satz 4 wird die Mögl ichkeit aufgezeigt, d ie Festsetzung von Kompensati­
onsmaßnahmen mit dem Vorbehalt nachträg licher Kompensationsauflagen zu verse­
hen.  Dies betrifft den Fal l ,  dass im Zeitpunkt der Festsetzung der Kompensationsmaß­
nahmen n icht auszusch ließen ist, dass deren Verwirklichung innerhalb des festgesetz­
ten Zeitraumes feh lschlägt. Auf § 1 2  Absatz 2a Bundes-Immissionsschutzgesetz wird 
h ingewiesen .  

Z u  § 34 (Verzeichnisse) 
Zu Absatz 1 :  
D ie Vorsch rift zum Kompensationsverzeichn is wurde redaktionel l  überarbeitet, da die 
Kompensation n icht durch die Fläche, sondern durch die Ausgleichs- und Ersatzmaß­
nahmen erfolgt. Das Kompensationsverzeichnis wird um weitere Maßnahmen ergänzt, 
d ie unabhängig von der Eingriffsregelung regelmäßig bei Planungs- und Zulassungsver­
fahren im Rahmen der FFH-Verträgl ichkeitsprüfung nach § 34 des Bundesnaturschutz-
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gesetzes und der Artenschutzprüfung nach § 44 Absatz 1 i .  V. m. § 44 Absatz 5 und 6 
und § 45 Absatz 7 BNatSchG durchgeführt werden müssen .  Bei d iesen Maßnahmen 
hängt die Zulässigkeit des jewei l igen Vorhabens von dem Erfolg der entsprechenden 
Maßnahmen ab. I nsofern gehören auch diese Maßnahmen, an· die besonders hohe 
fachliche Anforderungen gestellt werden , in ein Verzeichnis, wodurch d ie behördliche 
Kontrol le ermögl icht wi rd .  Zur Verfahrensvereinfachung sollen die verschiedenen Arten 
von Maßnahmen in einem zusammenfassenden Verzeichnis verwaltet werden.  

Die "Verzeichnisvorschrift" des § 34 führt zu e iner deutlichen Verringerung des behörd­
lichen Prüf- und Verfahrensaufwandes. Das Kompensationsverzeichnis war bereits im 
Landschaftsgesetz gesetzlich vorgeschrieben (§ 6 Absatz 8 LG) .  Mit dem neuen Satz 2 
in § 34 Absatz 1 werden die Angaben in dem Verzeichnis weiter konkretisiert. I nsofern 
handelt es sich um keine neue Aufgabe und es entstehen den Kreisen und kreisfreien 
Städten keine neuen Kosten . Im Rahmen d ieses schon seit langem bestehenden Kom­
pensationsverzeichnisses sind die nach § 34 Absatz 5 BNatSchG durchgeführten Maß­
nahmen zur Sicherung des Zusammenhangs des Netzes Natura 2000, die nach § 44 
Absatz 5 BNatSchG durchgeführten vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen sowie die 
nach § 53 durchgeführten Schadensbegrenzungsmaßnahmen gesondert auszuweisen . 

Zu Absatz 2:  
I n  Absatz 2 wird ein Ersatzgeldverzeichnis bei  den unteren Naturschutzbehörden mit 
Kontrol lmöglichkeit durch die höheren Naturschutzbehörden eingeführt. Darüber hinaus 
wird d ie frühere Rechtslage in Bezug a!Jf die Abführung des Ersatzgeldes nach Ablauf 
von seinerzeit fünf, nunmehr vier Jahren ,  wieder eingefüh rt. 

Zu Absatz 3: 
Darüber hinaus wird eine Pfl icht zum Führen eines Verzeichnisses über die FFH­
Verträgl ichkeitsprüfung für die u nteren Naturschutzbehörden eingeführt. Ein solches 
Verzeichnis wird im H inbl ick auf die erforderliche Summationsprüfung i. S.  v .  § 34 Ab­
satz 1 Satz1 BNatSchG gesetzlich verankert. Die in § 34 Absatz 3 Satz 2 geregelte 
Mitwirkungsobl iegenheit des Projektträgers findet ihre Grundlage in § 34 Absatz 1 Satz 
3 BNatSchG. 

Die Durchführung der FFH-Verträgl ichkeitsprüfung ist eine bestehende gesetzl iche Auf­
gabe (Art. 6 Absatz 3 FFH-Richtl in ie,  § 34 Absatz 1 BNatSchG, § 48d Absatz 2 LG) . 
Die Darlegung der notwendigen Prüfschritte und -ergebnisse ist in der "W­
Habitatschutz" von 201 0  vorgegeben .  Diese Darlegungen werden künftig in inhaltsglei­
chen dig italen Dokumenten erfolgen, die automatisiert in ein landesweites Verzeichnis 
eingehen . Es entstehen den unteren Naturschutzbehörden keine zusätzlichen Darle­
gungsaufgaben . Die Daten stehen dadurch landesweit den Behörden und Vorhabenträ­
gern sowie Gutachtern im Internet zur Verfügung.  Die europa- und bundesrechtl ich ver­
pfl ichtende Summationsprüfung wird für die Behörden und anderen Akteure erheblich 
erleichtert und rechtssicherer. Dies führt bei den unteren und den höheren Naturschutz­
behörden zu einer deutlichen Verringerung des behörd lichen Prüf- und Verfahrensauf­
wandes. 

Zu Absatz 4: 
Die Regelung des Absatzes 4 dient der Transparenz behörd lichen Handeins. 
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Zu Kapitel 4 (Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft) 

Zu Abschnitt 1 (Biotopverbund, geschützte Teile von Natur und Landschaft, 
Baumschutzsatzung) 
Die geschützten Teile von Natur und Landschaft gehören gemäß § 20 Absatz 2 
BNatSchG zu den al lgemeinen Grundsätzen des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege und sind daher abweichungsfest. Insofern wi rd für geschützte Teile von Natur 
und Landschaft, wenn überhaupt, nur die Rechtsform der UnterschutzsteI lung geregelt. 
Soweit Konkretisierungen erforderl ich sind, werden sie im Folgenden erläutert. Eine 
weitere Begründung der Vorschriften erübrigt sich . 

Dieser Abschn itt enthält insbesondere Regelungen über den Biotopverbund, Biosphä­
renregionen , Nationale Naturmonumente , gesetzlich geschützte Biotope und Alleen .  Es 
ist darauf h inzuweisen ,  dass die Schutzgebietskategorien,  der Biotopverbund als In­
strument sowie d ie gesetzlich geschützten Biotope als Schutzinstrument im Bundesna­
turschutzgesetz als al lgemeine Grundsätze geregelt sind , von denen die Länder n icht 
abweichen können. 

Zu § 35 (Biotopverbund) 
Bei e inem Biotopverbund handelt es sich um d ie umfassende räuml iche und funktionale 
Vernetzung von Lebensräumen mit dem Ziel ,  das langfristige Überleben der heimischen 
Tier- und Pflanzenarten zu siche'rn . Der Biotopverbund ermög l icht zugleich Ausweich­
und Wanderungsbewegungen von Popu lationen klimasensibler Arten ,  die infolge des 
erwarteten Klimawandels notwendig sind. 

Bundesgesetzl ieh ist vorgegeben,  mindestens 1 0  % der Landesfläche für einen Bio­
topverbund bereitzustellen (§ 20 Absatz 1 BNatSchG). Diese q uantitative Vorgabe steHt 
nach vorliegenden Erkenntnissen den Min imalwert für den Aufbau eines Biotopver­
bundsystems dar. So bezifferte die LANA bereits in ihren 1 991  verabschiedeten 
"Grundsätzen des Naturschutzes und der Landschaftspflege" den Flächenbedarf fü r ein 
ökolog isches Verbundsystem auf 1 0  bis 1 5  % der Landesfläche. Ebenso sehen der 
Entwurf des umweltpol itischen Schwerpunktprogramms des BMU aus dem Jahre 1 998 
(S. 54) wie auch der Sachverständigenrat für U mweltfragen (SRU) die Notwendigkeit, 
1 0 bi� 1 5  % der n icht besiedelten F läche als ökologische Vorrangflächen zum Aufbau 
eines Biotopverbundes zu sichern . Auch nach einer Studie der Michael-Otto-Stiftung 
aus dem Jahre 201 0  sind mindestens 1 5  % der Landesfläche für einen Biotopverbund 
bereitzustel len. Damit wi rd die große Bedeutung zum Ausdruck gebracht, d ie ein kohä­
rentes Biotopverbundsystem für die Erhaltung der noch vorhandenen biologischen Viel­
fa lt hat. Die Biod iversitätsstrategie des Landes Nordrhein-Westfalen hält einen Verbun­
danteil von 1 5  % für erforderl ich . Im Einklang mit d ieser Anforderungen wird der o .  a. 
Antei l  auf 1 5  % erhöht. Nach Angaben des LAN UV NRW werden aktuell rund 1 5  % der 
Landesfläche als schutzwürdig in dem beschriebenen Sinne eingestuft, so dass ein Bio­
topverbund von 1 5  % auch im dicht besiedelten Nordrhein-Westfalen zu realisieren ist. 

Zu § 36 (Nationalparke, Nationale Naturmonumente) 
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Absatz 4 regelt d ie Rechtsform der UnterschutzsteI lung für die in  § 24 Absatz 4 
BNatSchG neu e ingeführte Schutzkategorie "Nationale Naturmonumente" .  Sie erfolgt in 
N RW wie bei Nationalparken und Biosphärenregionen durch Rechtsverordnung der 
obersten Naturschutzbehörde. 

Zu § 37 (Biosphärenregionen) 
Mit I nkrafttreten des Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 
am 27.  August 1 998 ist das Biosphärenreservat als weitere Schutzgebietskategorie ein­
geführt worden und ist nunmehr i n  § 25 BNatSchG geregelt. Mit der Aufnahme von § 37 
in das Landesnaturschutzgesetz werden Zuständigkeit und Verfahren für NRW gere­
gelt. Das entsprechende landesrechtliche Unterschutzstel lungsverfahren wird in NRW 
angelehnt an das Verfahren zur Ausweisung von Nationalparken . 

Zu § 38 (Naturparke) 
Die neu aufgenommene Aufstel lungspfl icht des Naturparkplans präzisiert § 27 Absatz 2 
BNatSchG .  

Z u  § 3 9  (Gesetzl ich geschützte Landschaftsbestandtei le) 
Zu Absatz 1 Nummer 2: 
Neu ist d ie landesweite UnterschutzsteI lung der in d ieser Vorschrift aufgeführten He­
cken aufgrund ihrer Bedeutung als Lebensstätten wild lebender Tiere. 

Zu Absatz 1 Nummer 3 :  
Um einen besseren Schutz der Flächen, auf denen sich Kompensationsmaßnahmen 
befinden , zu erreichen, wi rd ein gesetzesunmittelbarer Schutz instal l iert. Da es sich zu­
meist um dezentral vertei lte kleinräumige Flächen handelt, ist eine einzelne Unter­
schutzsteI lung n icht geboten . Im  Übrigen wird einer etwaigen Doppelbelegung vorge­
beugt. 

Zu § 40 (Wildnisentwicklungsgebiete) 
Für  die E inrichtung von (Wald-) Wildnisentwick lungsgebieten sprechen naturschutzfach­
liche Gründe. Die Wi ldnisentwicklungsgebiete dienen der natürl ichen und ungelenkten 
Entwicklu ng von Fauna und Flora .  Die natürl iche Lebenserwartung von Buchen l iegt bei 
etwa 200 bis 300 Jahren und von Eichen bei etwa 600 bis 700 Jahren .  Die forstliche 
N utzung unserer Wälder bedingt, dass der H ieb der Bestände im Baumalter zwischen 
1 20 und 1 80 Jahren erfolgt. Die heutigen Wirtschaftswälder sind auf die artenärmeren,  
forstl ich bedingten J ung- oder Optimalphasen beschränkt, während die biologisch be­
sonders bedeutenden artenreichen Alters- u nd Zerfal lsphasen bis auf wenige Ausnah­
men flächig nicht existieren ,  bestenfal ls erreichen wen ige Einzelbäume ihr biologisches 
Alter .  Auch im naturnahen Wirtschaftswald findet etwa 50 % des Lebenszyklus eines 
Waldes n icht statt. 

Vor d iesem Hinterg rund und mit Bl ick auf d ie von der EU und auch weltweit geführte 
Diskussion über d ie Erhaltung und W'iederherstel l ung der biologischen Vielfalt ist d ieses 
Defizit intensiv thematisiert worden und hat zu der Formu lierung von internationalen und 
nationalen Absichtserklärungen und Prog rammen zur Einrichtung von einem Netz n icht 
genutzter Wälder geführt. Die Biodiversitätsstrategie des Bundes fordert entsprechende 
Wildnisentwicklungsgebiete auf 5 % der Waldflächen . 
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Wildnisentwicklungsgebiete im Staatswald s ind ein Ausdruck der Multifunktional ität des 
Waldes in Nordrhein-Westfalen. Dabei stehen neben den Leistungen zur Erhaltung der 
Artenvie lfalt insbesondere auch das Naturerieben und d ie Erlebbarkeit natürl icher Pro­
zesse im Mittelpunkt. 

Zu § 41 (Al leen) 
Diese Vorschrift über den gesetzlichen Schutz der Al leen beinhaltet im Wesentlichen 
d ie Regelungen des geltenden § 47a LG. Neu ist zudem d ie Regelung, die geschützten 
Alleen nachrichtl ich in den Landschaftsplan bzw. d ie ordnungsbehörd liche Verordnung 
zu übernehmen.  Darüber h inaus ist d ie neue Vorschrift klarer und verständl icher ge­
fasst. 

Es wird darauf h ingewiesen ,  dass das Vorliegen einer nach d ieser Bestimmung gesetz­
lich geschützten Allee ausschließlich von fachl ichen Kriterien abhängt (wie schon nach 
§ 47a LG) . Al leen sind beidseitig an Straßen oder Wegen (Verkehrsflächen) auf einer 
Länge von grundsätzlich mindestens 1 00 m parallel verlaufende Baumreihen meist ei­
ner Baumart. Die einzelnen Bäume haben untereinander in etwa den g leichen Abstand 
und in  der Regel das g leiche Alter (vg l .  dazu auch Erlass des MUNLV vom 1 4 .  Novem­
ber 2008 über d ie Defin ition des Begriffs "Allee") .  Sind d iese fachl ichen Voraussetzun­
gen gegeben , ist d iese Allee automatisch gesetzl ich geschützt. Aufdie Kartierung durch 
das LAN UV kommt es n icht an ;  selbstverständ l ich auch n icht auf die ledig lich nachricht­
l iche Darstel lung im Landschaftsplan oder der ordnungsbehördlichen Verordnung.  

Zu § 42 (Gesetzl ich geschützte Biotope) 
Das Instrument der gesetzlich geschützten Biotope ist als abweichungsfester Grundsatz 
i .  S .  v. Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 GG festgelegt. Den Ländern ist es n icht 
gestattet, von diesem , Schutzinstrument abzuweichen ,  sie können aber grundsätzlich 
Einzelheiten anders als in § 30 BNatSchG vorgegeben regeln .  Darüber h inaus ist es 
den Ländern nach § 30 Absatz 2 Satz 2 BNatSchG ausdrücklich erlaubt, den in Satz 1 
d ieser Norm enthaltenen Katalog der gesetzlich geschützten Biotope zu erweitern .  

I n  Absatz 1 wird von d ieser Möglichkeit Gebrauch gemacht, wei l  d ie dort aufgeführten 
Biotoptypen aus fachl icher Sicht in N RW bedeutsam und besonders schützenswert 
s ind .  
Zu d iesen unter Schutz zu stellenden Biotoptypen gehören d ie Kleinseggenrieder. 
Kleinseggenrieder (oder Kleinseggensümpfe) sind im Verlandungsbereich von Gewäs­
sern und an versumpften Stel len im Grünland zu finden . N iedrige Seggen , Binsen und 
Wollg räser prägen das Erscheinungsbi ld .  Kleinseggenrieder kommen vor allem im M it­
te lgebirge vor und sind insbesondere durch Entwässeru ng , Verfü l lung sowie durch d ie 
Anlage von Fischteichen gefährdet. 

In § 30 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 BNatSchG sind die Begriffe "Sümpfe" und "Groß­
seggenrieder" aufgeführt. Die auf der sog . BfN-Liste beruhende Beschreibung der Bio­
tope ist von der Rechtsprechung als Auslegungshi lfe anerkannt (OVG Lü neburg ,  Urtei l  
vom 1 0 . März 2005 - 8 LB 4072/0 1 ) .  Die im Rahmen der  Neu regelung des Bundesna­
turschutzgesetzes von 2002 in der An lage zur Gesetzesbegründung gegebenen Defini­
t ionen und Erläuterungen (BT-Drs .  1 4/6378, S.  66 ff.) behalten nach wie vor ih re Gültig-
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keit. Formal sind die Kleinseggenrieder dem Biotoptyp "Sümpfe" zuzuordnen . I n  der o .  
a .  An lage zur Gesetzesbegründung ist von "Kleinseggensümpfen saurer b is  kalkreicher 
Standorte" die Rede (BT-Drs .  1 4/6378 , S.  66) . Die Aufnahme d ieses Biotoptypen im 
neuen Landesnaturschutzgesetz wäre daher n icht zwingend erforderl ich, schafft aber 
Klarheit über dessen gesetzlichen Schutz .  In d iesem Zusammenhang wird darauf hin­
gewiesen , dass auch das Saarland d iesen Biotoptyp in seinem Natursch utzgesetz aus­
d rücklich erwähnt (als " Kleinseggenriede" i n  § 22 Absatz 1 Nummer 1 Saarländisches 
Naturschutzgesetz). 

Des Weiteren sollen Nass- und Feuchtgrünland unter Schutz gestellt werden. Diese 
umfassende Formul ierung war bis 2007 I nhalt des LG und wurde im Rahmen der LG­
Novelle 2007 in "seggen- und binsenreiche Nasswiesen" abgeändert (Anpassung an 
den seinerzeit geltenden § 30 BNatSchG).  Diese neue Formu lierung führte zu I rritatio­
nen über die Reichweite des gesetzlichen Schutzes. Aus der Formu lierung konnte man 
sch l ieße n ,  dass Feuchtgrünland , Nass- und Feuchtweiden sowie -brachen ohne Seg­
gen und Binsen nicht (mehr) unter den gesetzl ichen Schutz fal len . Nach der o. a. Anla­
ge zur Gesetzesbegründung werden unter dem Begriff seggen- und binsenreichen 
Nasswiesen "anthropozoogene Grünländer auf feuchten bis nassen Standorten" ver­
standen;  eingeschlossen sind beweidete und aufgelassene Grün länder (BT-Drs .  
1 4/6378, S.  66 und 67)  - somit auch Weiden und Brachen .  D ie Aufnahme von "Nass­
und Feuchtg rünland" im neuen Landesnaturschutzgesetz schafft somit Klarheit über die 
Reichweite des gesetzlichen Schutzes. 

Der Halbtrockenrasen ist ein weiterer Biotoptyp, der aus Gründen der Klarheit in d ieses 
Gesetz aufgenommen werden sol l .  Unter den Begriff der Halbtrockenrasen fal len anth­
ropogen bedingte, aus Horstgräsern zusammengesetzte, oft blütenpflanzen- und kryp­
togamenreiche Rasen,  d ie je nach Standort bzw. geologischem U ntergrund als Kalk­
halbtrockenrasen oder Si l ikattrockenrasen ausgebildet sind. Kalkhalbtrockenrasen 
wachsen auf flachgründigen Kalksteinböden oder kalkhaltigen Kiesböden . Sie zählen zu 
den artenreichsten heimischen Pflanzenformationen .  Si l ikattrockenrasen sind auf nähr­
stoffarmen ,  trockenen Si l ikatböden (Sand oder Kies) zu finden. Halbtrockenrasen be­
herbergen eine große Zahl gefährdeter Tier- und Pflanzenarten.  Sie sind durch N ut­
zungsaufgabe (Sukzession) oder N utzungsintensivierung (insbesondere Düngung) 
stark gefährdet. I n  § 30 Absatz 1 Satz 1 N ummer 3 BNatSchG stehen "Trockenrasen" 
unter gesetzl ichem Schutz. Nach der o. a .  An lage zur Gesetzesbegründung schl ießt der 
Begriff "Trockenrasen" das anthropozoogene Grün land trockenwarmer Standorte aus­
d rücklich ein .  Halbtrockenrasen sind "der weitaus größte Tei l  des trockenen Grünlan­
des" (BT-Drs. 1 4/6378, S .  68) . Forma l wäre daher eine Auflistung der Halbtrockenrasen 
im neuen Landesnaturschutzgesetz n icht erforderl ich. Sie schafft al lerd ings Klarheit fü r 
den Fal l ,  dass unter Trockenrasen nur I n itialgesellschaften auf edaphisch bedingt wa ld­
freien Standorten verstanden werden . In d iesem Zusammenhang wird darauf hingewie­
sen ,  dass das Land Sachsen-Anhalt ebenfal ls Halbtrockenrasen zusätzlich zu der Liste 
des § 30 BNatSchG unter gesetzlichen Schutz gestellt hat (§ 22 Absatz 1 N ummer 5 
NatSchG LSA) . 

Magerwiesen und -weiden stehen als landesspezifischer Biotop seit 1 994 unter gesetz­
l ichem Schutz. Es handelt sich um artenreiches, extensiv durch Mahd bzw. Beweidung 
bewirtschaftetes Grünland auf nährstoffarmen Böden,  die nicht oder nur schwach ge-
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d üngt werden. Der Biotoptyp ist gekennzeichnet durch lebensraumtypische,  häufig ge­
fährdete Pflanzenarten (sogenannte Magerkeitszeiger) ,  die in nährstoffreicheren ,  .i nten­
siv genutzten Grünländern n icht oder nur  in geringer Arten- und Individuenzahl  vor­
kommen.  Der Biotoptyp ist in N RW durch Nutzungsintensivierung stark gefährdet. Ne­
ben der Umwandlung in I ntensivgrünland (und der damit verbundenen Artenverarmung) 
zählen Aufforstung und Grünlandumbruch zu den wesentlichen Gefährd ungsursachen. 
M it der LG-Novelle 2007 wurde der Schutz auf "artenreiche" Magerwiesen- und Weiden 
beschränkt. Sowohl im Flachland als auch im Berg land müssen mindestens 8 der in der 
Kartieranleitung des LANUV aufgeführten Magerkeitszeiger vorkommen .  Diese Hürde 
ist, unter Berücksichtigung der Bedeutung von Magerwiesen und -weiden für die biolo­
g ische Vielfalt, insbesondere im Flachland zu hoch . Daher sollen gesetzlich geschützte 
Magerwiesen und -weiden im Flachland mindestens drei , im Mittelgebirge mindestens 
sechs Magerkeitszeiger aufweisen .  

Auch natürl iche Felsbi ldungen sollen unter den gesetzl ichen Biotopschutz fal len . Zu den 
Felsbildungen zählen Felswände, Felsköpfe ,  Felsbänder und Felsspalten aus basen hal­
tigem oder si l ikatischem Gestein .  Sie weisen in der Regel eine typische Felsvegetation 
aus Farnen,  Moos- und Flechten ,  aber auch aus n iederwüchsigen Gräsern und Kräu­
tern auf. Wesentliche Gefährdungsursachen sind Gesteinsabbau und Freizeitaktivitäten 
(Trittschäden). I n  § 30 Absatz 1 Satz 1 N ummer 5 BNatSchG ist der Begriff "offene 
Felsbildungen" aufgeführt. Nach der Defin ition in der o .  a. Anlage wird dieser Biotoptyp 
den naturnahen alpinen Biotopen zugeordnet (BT-Drs. 1 4/6378 , S .  69). Gemäß dieser 
Zuordnung stehen die offenen Felsbildungen des M ittelgebirges n icht unter dem gesetz­
l ichen Biotopschutz. Eine Aufl istung der "natürlichen Felsbildungen" im neuen Lan­
desnaturschutzgesetz ist somit erforderl ich, um den seit 1 994 in N RW geltenden Schutz 
rechtl ich zu verankern . 

Der gesetzliche Schutz bezieht sich dabei nicht nur auf die offenen Felsbi ldungen , son­
dern auch auf d ie Felsbildungen im Wald. Aufgrund der mehr  oder weniger starken Be­
schattung können hier l ichtliebende Farne, Gräser und Kräuter in ihrer Häufigkeit ab­
nehmen oder vollständig fehlen. I n  der Regel sind aber auch bei stärkerer Beschattung 
felstypische Moose und Flechten vorhanden .  

Der wieder einzuführende Begriff "natürl iche Felsbi ldungen" schließt also Felsbi ldungen 
im Wald mit ein und grenzt natürl iche,  durch Verwitterungsprozesse entstandene Fel­
sen gegen rezent anthropogen entstandene Felsbi ldungen in Steinbrüchen ab. 

Auch Streuobstbestände sollen unter den gesetzl ichen Biotopschutz fal len, sofern sie 
als extensiv genutzte Obstbaumwiesen oder -weiden aus hochstämmigen Obstbäumen 
zu charakterisieren sind. I n  untergeordnetem Umfang beigemischte MitteIstamm­
Obstbäume sind mit eingeschlossen . Streuobstbestände zeichnen sich meist durch eine 
unregelmäßige Anordnung ("gestreut

"
) und einen typischen Grünland unterwuchs aus. 

Zahlreiche, tei ls gefährdete Tierarten finden Unterschlupf in vielfältigen Kleinstrukturen 
wie Totholz und Baumhöhlen. Sie sind u .  a. Lebensraum des Ste inkauzes, für den 
NRW mit ca . 70 %-Antei l  am deutschen Gesamtbestand eine besondere Verantwortung 
hat. Streuobstbestände als typische Elemente der bäuerl ichen Kulturlandschaft Nord­
rhein-Westfalens sind du rch die Aufgabe ihrer N utzung und Pflege gefährdet. 
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Absatz 2 regelt die Registrierung der geschützten Biotope und deren Zugänglichkeit. 
D iese richten sich gemäß § 30 Absatz 7 Satz 2 BNatSchG nach Landesrecht. Die bis­
herige Einvernehmensregelung in § 62 Absatz 3 LG , wonach das LAN UV im Einver­
nehmen mit der unteren Landschaftsbehörde d ie endgültige Abgrenzung des Biotops 
festlegt, wird gestrichen .  Sie suggeriert eine "konstitutive" Wirkung der Biotopkartierung 
u nd eine Abwägung bei der Abgrenzung , obwohl das Vorl iegen eines gesetzl ich ge­
schützten Biotops ausschließl ich von fachlichen Kriterien abhängt. Sind d iese fachl i­
chen Voraussetzungen gegeben,  ist d ieser Biotop automatisch gesetzl ich geschützt. 
Auf d ie Kartierung oder Mittei lung an die Eigentümer kommt es n icht an .  Der bisherige 
Zugang zur Biotopkartierung wird vereinfacht. Die klarstellende Pflicht zur fortlaufenden 
Aktual isierung gewährleistet den I nformationsgehalt des Registers und ermöglicht eine 
Anpassung im Wege der Landschaftsplanung,  sofern bestimmte Biotoptypen sich rück­
läufig  entwicke ln .  Der bisherige landesrechtl iche H inweis, wonach die Kartierungspflicht 
auch bei Änderungen der geschützten Biotope g ilt , ist missverständl ich und wird daher 
ebenfalls nicht mehr aufgegriffen .  Es muss gesetzlich sichergeste l lt sei n ,  dass dem Bio­
topkataster keine Wirkung unterstellt wird ,  d ie es tatsächlich n icht hat. 

D ie in Absatz 3 erwähnte Verwaltungsvorschrift verfolgt das Ziel ,  d ie gesetzl ich ge­
schützten Biotope in einer Kartieranleitung näher zu beschreiben und d ie dafür  typi­
schen Pflanzengesellschaften zu benennen und für bestimmte Biotoptypen Mindestgrö­
ßen festzulegen. D ies d ient auch dem Gebot der h inre ichenden Bestimmtheit. Die Ver­
waltungsvorschrift sol l außerdem klarstel len , dass Sekundärbiotope, die zwar Merkmale 
der gesetzlich geschützten Biotope aufweisen,  aber einer rechtmäßigen Nutzung unter­
l iegen, n icht unter den gesetzlichen Schutz fa l len (z. B .  Verkehrs- und Verkehrsbegleit­
flächen, Grabenbegleitvegetation) . 

Zu § 44 (Großflächige und naturschutzfachlich bedeutsame Gebiete) 
I n  Nordrhein-Westfalen gibt es g roße landesweit ökologisch bedeutsame Gebiete, d ie 
von der naturschutzfachlichen Ausstattung her einer einheitl ichen U nterschutzsteI lung 
bedürfen .  Träger der Landschaftsplanung sind die Kreise und kreisfreien Städte. Damit 
fi nden die Landschaftspläne ihre Grenzen an den (pol itischen) Gemeinde- oder Kreis­
g renzen ,  wod urch eine planerische Zerschneidung bei großflächigen und ökologisch 
wertvol len Gebieten erfolgen kann .  Zur Lösung des Problems wird d ie Regelung einge­
führt. 

Zu § 49 (Baumschutzsatzung) 
r 

I mmer mehr Gemeinden schaffen ihre Baumschutzsatzungen ab .  I n  d icht besiedelten 
Bal lungsgebieten, insbesondere in Großstädten ,  ist es aber regelmäßig erforderl ich , im 
gesamten unbeplanten und beplanten I nnenbereich den Baumbestand wegen seiner 
positiven ökologischen Wirkung zu schützen (OVG Münster, Urtei l  vom 1 8 . Dezember 
1 992 - 1 1  A 559/90) . Auch vor dem H interg rund des Kl imawandels ist städtisches Grün 
in  Bal lungsräumen von herausragender Bedeutung. Um d ieses Ziel zu erreichen ,  wird 
eine Sollvorschrift zum Erlass d ieser Satzungen normiert. 

Zu Abschnitt 2 (Netz "Natura 2000") 
Die landesrechtl ich notwend igen Bestimmungen zum Aufbau und zum Schutz des Net­
zes "Natura 2000" werden in Anpassung an die Systematik des Bundesnaturschutzge-

1 6  



setzes in einem eigenen Abschnitt zusammengefasst (wie auch schon im geltenden 
Landschaftsgesetz). 

Zu § 51 (Ermittlung und Vorschlag der Gebiete) 
Die in  d ieser Vorschrift enthaltenen Zuständigkeits- und Verfahrensregelungen entspre­
chen § 48b LG geltender Fassung.  

Zu § 52 (Sicherung europäischer Vogelschutzgebiete) 
Diese Vorschrift beinhaltet im Kern d ie Regelungen über die gesetzl iche Unterschutz­
ste I lung der Europäischen Vogelschutzgebiete in  Nordrhein-Westfalen in dem 2005 
eingeführten § 48c Absatz 5 des geltenden LG. Die Neufassung ist auf Kernaussagen 
reduziert und dadurch verständl icher. Es wird n icht mehr  auf die Bekanntmachung der 
Europäischen Vogelschutzgebiete im Min isterialblatt vom 26. Januar 2005 (S. 66 -
5MBI .  N RW. GI .-Nummer 1 000 vom 1 7 . Dezember 2004) Bezug genommen,  sondern 
auf eine aktualisierte Bekanntmachung,  die Anpassungen insbesoRdere aufg rund der 
tatsächlichen Entwicklung enthält. Der gesetzliche Schutz schließt selbstverständl ich 
n icht aus, dass daneben auch ein (weitergehender) Schutz durch Schutzgebietsrege­
l ungen mög l ich ist (z. B. in betreffenden Verordnungen der höheren Naturschutzbehör­
de) .  

Die Regelung ,  dass die Gebietskarten im Maßstab 1 :5000 bei den unteren Land­
schaftsbehörden eingesehen werden können, ist beizubehalten .  Dem Bestimmtheitsge­
bot wird d urch diese parzel lenscharfe Darstel lung R,echnung getragen .  

Das in  der  Nummer 1 enthaltene Verbot, bestimmte baul iche An lagen in  den europäi­
schen Vogelschutzgebieten zu errichten ,  lehnt sich an das entsprechende Verbot im 
geltenden § 48c Absatz 5 N ummer 1 des Landschaftsgesetzes an .  Es ist konkreter als 
das geltende Verbot, in dem es sich auf das signifi kant erhöhte Tötungsrisiko für die 
Vogelarten bezieht, die in den Erhaltungszielen für das jewei l ige Vogelschutzgebiet be­
stimmt sind.  

Die i n  der geltenden Vorschrift in den Nummern 2 und 3 enthaltenen Verbote werden in  
d ieser Form nicht mehr fortgeführt, sondern s ind  im Großen und Ganzen in der neuen 
N ummer 2 enthalten . Aufgrund der Rechtsfortentwicklung seit 2005 bzw. der aktuellen 
Rechtslage haben die geltenden Nummern 2 und 3 kaum noch eine Aussagekraft. Sie 
werden von dem im Jahre 201 0  in § 33 Absatz 1 Satz 1 BNatSchG eingeführten al lge­
meinen Verschlechterungsverbot in "Natura 2000"-Gebieten im Wesentl ichen mit um­
fasst. Darüber h inaus gi lt für alle europäischen Vogelarten das artenschutzrechtl iche 
Zugriffsverbot des § 44 Absatz 1 N ummer 2 BNatSchG,  wonach es verboten ist, euro­
päische Vogelarten während der Fortpflanzungs- , Aufzucht-, Mauser- ,  Überwinterungs­
und Wanderungszeiten erheblich zu stören . 

Die N ummer 3 schützt die essentiel len Nahrungshabitate und Flugkorridore der Vögel 
im Europäischen Vogelsch utzgebiet. Hierdurch ergibt sich in den Vogelschutzgebieten 
eine Verstärkung des artenschutzrechtl ichen Zugriffsverbotes für die Fortpflanzungs­
und Ruhestätten von Vögeln gemäß § 44 Absatz 1 Nummer 3 BNatSchG,  in dem Nah­
rungshabitate und Flugkorridore als Schutzgegenstand nicht ausdrücklich erwähnt sind . 
Die genannten Lebensraumelemente sind immer dann als essentiel l anzusehen, wenn 
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durch ihre Beeinträchtigung die erfolgreiche Reproduktion in einer Fortpflanzungsstätte 
ausgeschlossen ist; eine bloße Verschlechterung der Nahrungssituation reicht hier n icht 
aus .  Entsprechendes g ilt, wenn d ie Überdauerung in einer Ruhestätte durch entspre­
chende Handlungen oder Maßnahmen auf Dauer verh indert wird .  

Das in  der Nummer 4 enthaltene Verbot des Fäl lens von Horst- und  Höhlenbäumen 
wird aufrechterhalten (entspricht § 48c Absatz 5 N ummer 4 LG geltender Fassung) .  

Das in  Nummer 5 aufgeführte Verbot resultiert aus Studien , die belegen , dass Vögel auf 
Störreize reagieren (Übersicht bei Südbeck & Spitznagel 200 1 ) .  Diese Reaktionen be­
treffen sowohl Brut- als auch Rastvögel .  Reaktionen können Flucht bzw. eine erhöhte 
F luchtdistanz umfassen ; es kann auch zu n icht unmittelbar sichtbaren Effekten wie ei­
ner erhöhten Herzschlagfrequenz kommen . Der dadurch bedingte Stress kann zu ver­
mindertem Bruterfolg führen .  Bei rastenden Vögeln ,  z. B .  Gänsen ,  können Störungen zu 
e iner verminderten Nahrungsaufnahme und dadurch bedingter verschlechterter Ener­
g iebi lanz führen .  Hunde stellen eine besonders wirksame Störq uel le dar, vor al lem 
wen n  sie Wege verlassen .  I n  den Europäischen Vogelschutzgebieten hat die Förderung 
eines günstigen Erhaltungszustandes der Vogelarten ,  für die d ie Gebiete ausgewiesen 
s ind ,  Vorrang. Eine Anleinpfl icht für Hunde reduziert die von Hunden ausgehenden Stö­
rungen brütender und rastender Vögel erheblich und dient somit den Schutzzielen der 
Gebiete . 

Die im geltenden § 48c Absatz 5 Satz 2 LG enthaltene Regelung wird durch Absatz 4 
aufrechterhalten,  um u .  a .  der eventuellen tatsäch l ichen Entwicklung der Gebiete Rech­
nung zu tragen .  Zur noch geltenden Regelung in § 48c Absatz 5 Satz 5 Nummer 1 LG 
(Funktionssicherung von Flächen , die Zwecken der Verteid igung dienen) wi rd auf den 
d iese Bestimmung umfassenden unmittelbar geltenden § 4 BNatSchG verwiesen .  Die 
Regelung in § 48c Absatz 5 Satz 5 Nummer 2 LG (u . a .  Privileg ierung der Landwirt­
schaft) ist bereits durch die BNatSchG-Novelle 2007 obsolet geworden (s . insbesondere 
Privi legierung der Landwirtschaft in § 43 Absatz 4 BNatSchG 2007, § 44 Absatz 4 
BNatSchG geltender Fassung).  

Zu § 53 (Verträglichkeit und Unzulässigkeit von Projekten;  Ausnahmen) 
§ 53 Absatz 1 entspricht der Vorschrift über den sogenannten " Integrierten Projekt­
begriff' in § 48d Absatz 1 des geltenden LG. § 53 Absatz 2 entspricht der Zuständig­
keitsregel des § 48d Absatz 2 LG. 

Zu § 54 (Gentechnisch veränderte Organismen) 
Zu Absatz 1 :  
Nach d ieser Vorschrift ist d ie Freisetzung von gentechnisch veränderten Organismen 
(GVO) nach § 3 Nummer 5 GenTG in FFH-Gebieten ,  Naturschutzgebieten und Natio­
na lparken sowie in einer Pufferzone in der erforderl ichen Ausdehnung um solche Ge­
biete generell unzulässig . Gleiches g i lt fü r den Anbau von gentechnisch veränderten 
Pflanzen. H insichtl ich Naturschutzgebieten und Nationalparken ist ein solches Verbot 
bereits auf Grund des Charakters der jewei l igen Schutzgebietskategorie angezeigt. Im  
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Hinblick auf "Natura 2000" weicht die Vorschrift von § 35 BNatSchG ab,  wonach Frei­
setzungen gentechnisch veränderter Organismen unzulässig sind , wenn sie zu erhebli­
chen Beeinträchtigungen eines "Natura 2000"-Gebietes führen .  Die land-, forst- und 
fischereiwirtschaftl iche Nutzung von Produkten ,  d ie gentechnisch veränderte Organ is­
men enthalten oder aus solchen bestehen , ist nach dem Bundesnaturschutzgesetz nur 
dann unzulässig , wenn s ie i nnerhalb eines "Natura 2000"-Gebietes erfolgt und dieses 
erheblich beeinträchtigen kann .  Dies lässt sich nur  im Einzelfal l  aufgrund einer aufwän­
d igen Verträg lichkeitsprüfung beurtei len . Zudem ist zweifelhaft, ob die Regelung in § 35 
N ummer 2 BNatSchG europarechtskonform ist. 

Das Verbot nach § 54 Absatz 1 ist gegenüber dem Bundesrecht unmittelbar gesetzl ich 
umschrieben und somit eindeutig und erleichtert den Vollzug . 

Die Verbote von Freisetzung und Anbau mit den geregelten GVO-Produkten in und um 
besonders geschützte Naturflächen rechtfertigen sich aus den noch weitgehend unbe­
kannten Auswirkungen gentechnisch veränderter Organismen auf die Natur sowie der 
Konkurrenz zwischen natürl ichen Organismen und den gegebenenfalls durch geneti­
sche Veränderungen künstl ich ertüchtigten Organismen mit entsprechendem Potenzial 
zur Verd rängung von wen iger robusten Wildformen von Pflanzen und Tieren .  Wegen 
der Verfrachtung von Pollen ,  Samen und sonstigem Pflanzenmaterial gentechnisch 
veränderter Organ ismen du rch d ie Luft und das Wasser aber auch durch Tiere ist zu­
sätzlich eine Pufferzone rund um die genannten Schutzgebiete zu beachten.  Die Puf­
ferzone ist so weit um ein Schutzgebiet zu ziehen , dass es durch GVO und damit aus­
gestattete Produkte nicht zu Beeinträchtigungen der Schutzgebiete kommt. Das kann je 
nach GVO-Produkt höchst unterschiedlich sein ,  sollte aber i n  jedem Fall eintausend 
Meter Umsch luss um ein solches Gebiet erfassen .  Das Risiko , zu nahe an einem 
Schutzgebiet mit GVO zu wi rtschaften, l iegt insoweit beim Verwender solcher Substan­
zen .  

Zu Absatz 2 :  
Eine FFH-Verträglichkeitsprüfung bedarf eines Trägerverfahrens. F ü r  Freisetzungen im 
Sinne des § 35 N ummer 1 BNatSchG existiert ein solches Verfahren ;  das Bundesamt 
für Verbraucherschutz und Lebensmitte lsicherheit erteilt nach § 1 6  Gehtechnikgesetz 
die Freisetzungsgenehmigungen . Nach § 1 6  Absatz 4 Gentechnikgesetz holt d iese Be­
hörde vor der Genehmigungsertei lung die Stel lungnahme der zuständigen Landesbe­
hörde ein.  

Für  Nutzungen im Sinne der Nummer 2 würde ohne das in dieser Vorschrift geregelte 
Anzeigeverfahren kein solches Trägerverfahren bestehen . Diese Regelung ist somit 
erforderl ich , um d ie betreffende Bundesvorschrift vollzugstaugl ich zu machen . Die An­
zeigepfl icht von drei Monaten vor der beabsichtigten N utzung knüpft an die Mittei lungs­
pflicht nach § 1 6a Absatz 3 Gentechnikgesetz an ,  wonach der geplante Anbau von 
GVO von demjenigen ,  der die Fläche bewirtschaftet, frühestens neun Monate , spätes:.. 
tens aber drei Monate vor dem Anbau der zuständigen Bundesoberbehörde (das Bun­
desamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit) mitzuteilen ist. 

Die Risikobewertung der Inverkehrbringungsgenehmigung wi rd veröffentl icht, so dass 
d ie zuständ igen Naturschutzbehörden (nach § 2 Absatz 3 Satz 5 d ie unteren Natur-
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schutzbehörden) entscheiden können,  ob und wie eine FFH-Verträgl ichkeitsprüfung 
du rchzuführen ist. 

Zu § 55 ( Pläne) 
Diese Zuständigkeitsregelung ergänzt § 36 BNatSchG und entspricht materiel l  der Be­
stimmung des § 48d Absatz 8 LG. 

Zu Kapitel 5 (Schutz der wild lebenden T ier- und Pflanzenarten. ihrer Lebensstät­
ten und Biotope) 
Das Recht des Artenschutzes ist nach Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 N ummer 2 Grundge­
setz abweichungsfest. Daher entfal len d ie me isten Vorschriften des Abschnittes "Arten­
schutz" im Landschaftsgesetz. Im Rahmen d ieses Gesetzes sind daher ledigl ich Best­
immungen aufgrund von Öffnungsklauseln aufgenommen worden .  

Zu § 56 (Tiergehege) 
Für  Tiergehege sind bundesrechtl ich in § 43 BNatSchG Regelungen,  insbesondere zur 
Defin ition ,  zur Anzeigepfl icht und zu den Voraussetzungen , vorgegeben . Gestaltungs­
spielräume für d ie Länder bestehen einerseits h insichtl ich der Möglichkeiten für Aus­
nahmen (vg l .  § 43 Absatz 4 BNatSchG) ,  andererseits auch für weitergehende Vorschrif­
ten (vgl .  § 43 Absatz 5 BNatSchG) . 

Zu Absatz 1 :  
Anstel le der bundesrechtl ich eingeführten Anzeigepfl icht soll - wie schon im LG - die 
bisher geltende Genehmigungspfl icht beibehalten werden . Dies ist durch § 43 Absatz 5 
BNatSchG abgedeckt. Für die Vollzugsbehörde ist der Prüfaufwand für das Vorl iegen 
der Voraussetzungen eines Tiergeheges bei einem Anzeige- oder Genehmigungsver­
fahren grundsätzlich g leich . Da e ine Anzeigepfl icht die Position der Landschaftsbehörde 
unnötig schwächt, soll an  der bereits in  der Vergangenheit bewährten landesrechtl ichen 
Genehmigungspfl icht fü r Tiergehege festgehalten werden. Zur Abdeckung des zusätzli­
chen Verwaltungsaufwandes im Genehmigungsverfahren für d ie Ertei lung eines Be­
scheides kann die Vol lzugsbehörde eine Gebühr  erheben .  

Zu Absatz 2 :  
D ie  Länder haben d ie  Mögl ichkeit, Ausnahmen für.Tiergehege zuzulasgen ,  d ie 

1 .  unter staatl icher Aufsicht stehen , 
2 .  d ie nur für kurze Zeit aufgestel lt werden oder e ine geringe Fläche beanspruchen 

oder 
3 .  in  denen nur  eine geringe Anzahl  an Tieren oder Tiere mit geringen Anforderun­

gen an ihre Haltung gehalten werden (vg l .  vgl .  § 43 Absatz 4 BNatSchG). 

M it der Nummer 1 werden An lagen von der Genehmigungspflicht als Tiergehege aus­
genommen,  d ie von einer ju ristischen Person des öffentlichen Rechts betrieben werden 
(z . B .  LAN UV-Artenschutzzentrum für beschlagnahmte besonders geschützte Tiere) ,  da 
i n  d iesen Fäl len eine Genehmigungspfl icht keine Verbesserungen mit sich bringt. 

Die Nummer 2 sieht eine Ausnahme für Auswilderungsvolieren für dem Jagdrecht un- . 
terl iegende Arten vor, wenn die Vol ieren nicht länger als einen Monat aufgestellt wer-
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den.  Diese Vol ieren werden nur  kurzzeitig vorübergehend i n  der freien Natur aufgestellt 
und sind auch bereits nach Jagqrecht genehmigungspflichtig (§ 31 LJG, § 34 DVO­
LJG) . 

M it der Nummer 3 wird eine Abgrenzung für kleine Anlagen eingeführt, die eine Fläche 
von wen iger als 50 m2 beanspruchen. Insbesondere die zahl reiche Vogelvol ieren ste­
hen vor al lem in  privaten Hausgärten im bebauten Innenbereich. Diese Anlagen fallen 
sowoh l  von der Lage als auch ihrer überschaubaren Größe nicht unter den Begriff des 
Tiergeheges im eigentlichen Sinne. Die darüber hinaus häufig anzutreffenden vorüber­
gehenden privaten Freilandhaltungen von Landschi ldkröten werden ebenfalls über d ie­
se Abgrenzung erfasst und frei gestel lt. Gewerbliche Haltungen von kommerziellen 
Züchtern mit über 50 Nachzuchten unterliegen - unabhängig von der Größe des Gehe­
ges - bereits dem Erfordernis einer tierschutzrechtl ichen Genehmigung nach § 1 1  
TierSchG. 

Die schon bisher geltende Ausnahmeregelurig des § 67 Absatz 5 LG für d ie Greifvögel ,  
d ie zu Zwecken der Beizjagd gehalten werden ,  soll auch zukünftig aufrecht erhalten 
bleiben (Nummer 4). Für die Ausübung der Beizjagd ist zwingend der Erwerb eines 
Falknerjagdscheins vorgeschrieben (§ 1 5  Absatz 1 Satz 3 BJG) . Die Haltung der heimi­
schen Greifvögel wird im § 3 BWildSchV geregelt (u. a. zahlenmäßig beschränkt) . Im 
Rahmen der Vorbereitung auf die entsprechende Prüfung wird i nsbesondere d ie Sach­
kunde für das Halten von Greifen und Falken vermittelt, so dass hier die erforderlichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten für d ie artgerechte Haltung d ieser Greifvögel gewährleistet 
werden. Aus Gründen der Rechtsklarheit wird d ie Ausnahme an d ie zahlenmäßige Be­
schränkung der BWildSchV auf zwei Greifvögel angelehnt. 

Die Nummer 5 sieht eine Ausnahme für solche Anlagen vor, in denen ausschl ießl ich 
zum Schalenwi ld gehörende Arten gehalten werden . Zu den Anlagen mit Schalenwildar­
ten im Sinne des § 2 Absatz 3 BJG zählen vor a l lem die Rot-, Dam- und Sikawi ldgehe­
ge. D iese Arten stellen keine besonderen Ansprüche an die Haltung ,  so dass hier in 
a l ler Regel von einer geringeren Problematik unter Arten- und Tierschutzgesichtspunk­
ten auszugehen ist. Unerwünschte Entwicklungen im Außenbereich , wie z .  B .  Beein­
trächtigungen des Landschaftsbildes, können über das Baurecht im Zusammenhang mit 
der Eingriffsregelu ng abgearbeitet werden, 

Die Ausnahme der Nummer 6 für Netzgehege , in  denen Zucht- oder Speisefische ge­
halten werden , erfolgt angesichts sonstiger bestehender Genehmigungserfordernisse. 
Diese Anlagen müssen bereits nach Fischseuchenrecht erfasst werden .  Bei Neuanla­
gen sind weitere Umweltrechtsvorschriften, insbesondere des Wasserrechts zwingend 
einzuhalten .  Sofern solche Anlagen der Fischzucht bzw. -haltung (sowie Privatgewäs­
ser) nicht gegen den Fischwechsel abgesperrt sind (nach § 1 Absatz 3 und 4 LFischG 
vorgeschrieben) , unterliegen diese den umfäng lichen Bestimmungen des Fischerei­
rechts (insbesondere Hegeverpfl ichtung , keine Faunenverfälschung) . 

Zu Kapitel 6 (Erholung in Natur und Landschaft) 
Die Regelungen in Abschnitt 6 konkretisieren Kapitel 7 (Erholung in Natur und Land­
schaft) des Bu ndesnaturschutzgesetzes. § 59 Absatz 1 BNatSchG enthält den al lge-
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meinen Grundsatz, dass das Betreten der freien Landschaft auf Straßen und Wegen 
sowie auf ungenutzten Grundflächen zum Zwecke der Erholung al len gestattet ist. Kon­
krete Regelungen enthält das Landesrecht, auf das § 59 Absatz 2 BNatSchG verweist. 
Gem. § 59 Absatz 2 Satz 2 BNatSchG kann das Landesrecht andere Benutzungsarfen 
ganz oder teilweise dem Betreten gleichstel len sowie das Betreten aus wichtigen Grün­
den,  insbesondere aus solchen des Naturschutzes und der Landschaftspflege, des 
Feldschutzes und der land- und forstwirtschaftl ichen Bewirtschaftung , zum Schutz der 
Erholungssuchenden , zu Vermeidung erheblicher Schäden der zur Wahrung anderer 
schutzwürd iger Interessen des Grundstücksbesitzers einschränken .  Von d ieser Befug­
n is macht der nord rhein-westfäl ische Landesgesetzgeber in Kapitel 6 Gebrauch. 

Das Betreten des Waldes richtet sich gem. § 59 Absatz 2 Satz 1 BNatSchG nach dem 
Bundeswaldgesetz und den Waldgesetzen der Länder sowie im Übrigen nach dem 
sonstigen Landesrecht. Das Landesnaturschutzgesetz ergänzt d ie Betretungsregelun­
gen in § 1 4  BWaldG und §§ 2 ff. LFoG durch d ie Regelung�n zum Reiten im Wald .  ' 

Zu § 57 ( Betretungsbefugnis) 
§ 57 LG neu entspricht der bisherigen Regelung des § 49 LG. 

Zu § 58 (Reiten in der freien Landschaft und im Wald) 
§ 58 regelt das Reiten in der freien Landschaft und im Wald und mod ifiziert die bisheri­
ge nord rhein-westfälische Reitregelung .  Die neue Reitregelung berücksichtigt die Emp­
feh lungen des im Auftrag des Landes erstellten Gutachtens "Problemlösungen zum 
derzeitigen  Stand der Reitregelung in  Nordrhein-Westfalen" aus November 201 0  sowie 
d ie Beratungsergebnisse der dazu gebi ldeten Arbeitsgruppe aus Januar 201 2,  an der 
d ie Reiterverbände, die Grund- und Waldbesitzerverbände, die Jagd- und Naturschutz­
verbände, d ie Landschaftsbehörden und der Landesbetrieb Wald und Holz N RW betei­
l igt waren .  Anlass für das Gutachten war die Unzufriedenheit der Reiterverbände mit 
der bisherigen Reitregelung ,  die als zu restriktiv und nur  schwer du rchschaubar galt und 
bei  der für die Reiter  in der Örtl ichkeit oftmals n icht k lar war, auf welchen Wegen sie 
reiten dürfen .  

D ie  neue Reitregelung ist das Ergebnis einer umfassenden Abwägung der Rechte und 
Interessen der Grundeigentümer und N utzungsberechtigten ,  der  Belange der Erho­
l ungssuchenden ,  der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie der 
Rechte u nd Interessen der Reiter gegeneinander und untereinander. In die Abwägung 
wurde auch d ie Frage nach Kontrol le und Vol lzug der Vorschriften einbezogen .  Das 
Ergebnis ist eine räuml ich-differenzierte Rege lung ,  die den Reitern unter Berücksichti­
gung des in Nordrhein-Westfalen unterschiedlich hohen Erholungsaufkommens g rund­
sätzlich erweiterte Reitmög l ichkeiten als bisher einräumt und zug leich den Kreisen und 
kreisfreien Städten als unteren Naturschutzbehörden und Kreisordnungsbehörden die 
Mögl ichkeit zur Lenkung des Reitverkehrs und zur Festlegung von Reitverboten im Ein­
zelfal l  g ibt und außerdem dem Grundeigentümer ein Recht auf Sperrung im Einzelfal l  
e inräumt. 

Zu Absatz 1 :  
Die bisherige Regelung des § 50 Absatz 1 LG für das Reiten in der freien Landschaft 
bleibt bestehen.  Das Reiten in der freien Landschaft ist wie bisher neben dem Gemein-
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gebrauch an öffentl ichen Straßen auch auf privaten Straßen und Wegen zum Zweck 
der Erholung gestattet. Dies g i lt auch für das Kutschfahren ,  das im Rahmen des Ge­
meingebrauchs an öffentl ichen Verkehrsflächen hinaus auch auf privaten Straßen und 
Wegen gestattet ist, d ie nach der Straßenverkehrsordnung nur  für den landwirtschaftli­
chen Verkehr freigegeben sind. 

Zu Absatz 2:  
Die bisherige Regelung für das Reiten im Wald wird l iberalisiert. § 14 BWaldG,  der das 
Reiten im Wald zum Zwecke der Erholung auf Straßen und Wegen gestattet und die 
Einzelheiten der Regelung den Bundesländern überlässt, wird durch Absatz 2 weiterge­
hender als bisher konkretisiert. 

M it der neuen Reitregelung wird die Befugnis zum Reiten im Wald über den Gemeinge­
brauch an den dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen und Wegen und den 
nach der Straßenverkehrsordnung gekennzeichneten Reitwegen (Zeichen 238) hinaus 
g rundsätzl ich auf al le privaten Straßen und Fahrwege im Wald ausgeweitet, unabhän­
gig davon,  ob d iese als Wanderwege gekennzeichnet sind . Die bisherige Reitregelung 
wurde vielfach als zu restriktiv u nd wegen der Freistel lungsgebiete und der Vielzah l  von 
gekennzeichneten Wanderwegen als zu unübersichtlich kritisiert. Die neue Reitregelung 
greift diese Bedenken auf, i ndem sie die Fahrwege zusätzlich zu den privaten Straßen 
und gekennzeichneten Reitwegen für den Reitverkehr  freig ibt. Diese Regelung führt  zu 
keiner stärkeren Belastung der Waldbesitzer, da es sich bei den Fahrwegen aufgrund 
i h rer Beschaffenheit um Waldwirtschaftswege handelt, bei denen keine Bodenschäden 
du rch den Reitverkehr zu befürchten sind . Außerdem sind d ie Fahrwege breit genug , so 
dass im Begegnungsverkehr zwischen Reitern und anderen Erholungssuchenden keine 
Konflikte zu erwarten sind . 

Nach der gesetzlichen Defin ition in Absatz 2 Satz 2 sind Fahrwege befestigte oder na­
turfeste Wirtschaftswege ,  die so beschaffen sind, dass sie von zweispurigen nicht ge­
ländegängigen Kraftfahrzeugen ganzjährig befahren werden können.  Es ist davon aus­
zugehen, dass auf diesen Wegen die Gefahr von Trittschäden auch bei nassem Wetter 
gering ist und N utzungskonflikte zwischen Reitern und anderen Erholungssuchenden 
aufgrund der Wegebreite im Regelfal l  ausgeschlossen sind. Dies g i lt jedenfalls für die 
ländl ichen Räume Nord rhein-Westfalens außerhalb der Bal lungskerne und Bal l ungs­
randzonen,  deren Wälder n icht durch ein hohes Erholungs- oder Reitaufkommen ge­
kennzeichnet sind . 

Zur KlarsteI lung wird darauf h ingewiesen" dass sich die Erweiterung der Reitregelung 
nur auf das Reiten mit Pferden an sich bezieht. Das Kutschfahren im Wald ist von der 
gesetzl ichen Duldungspfl icht des Waldbesitzers nicht umfasst und bedarf weiterh in  sei­
ner vorherigen Zustimmung . Beim Kutschfahren steht n icht die sportl iche Betätigung 
mittels eines Pferdes, sondern das Fahren mit einem Gefährt im Vordergrund.  Das 
Kutschfahren erfü l lt daher nicht den Tatbestand des Reitens im S inne des § 1 4  
BWaldG. 

Zu Absatz 3: 
Absatz 3 gibt den Kreisen und kreisfreien Städten,  i n  deren Gebiet das Reitaufkommen 
regelmäßig gering ist, die Mögl ichkeit, über die generel le Regelung in Absatz 2 hinaus 
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das Reiten im Wald auch für die privaten Wege zu öffnen,  die n icht die Eigenschaft von 
Fahrwegen haben. Dies entspricht der bisherigen Regelung zu den Freistei lungsgebie­
ten ,  erweitert d iese aber insofern, als nunmehr private Waldwege beritten werden dür­
fen ,  die auch als Wanderwege gekennzeichnet sein können.  Diese Erweiterung berück­
sichtigt "  die Kritik der Reiterverbände an der a lten Freistel lungsregelung ,  wegen der 
Vielzahl  an gekennzeichneten Wanderwegen in Nordrhein-Westfalen würden auch in 
den Freistel lungsgebieten nur e ingeschränkte und unübersichtl iche Reitmög l ichkeiten 
bestehen . Da in Gebieten mit geringem Reitaufkommen N utzungskonfl ikte zwischen 
Erholungssuchenden und Reitern im Regelfal l  auszuschl ießen sind, wird keine Notwen­
digkeit mehr gesehen ,  die gekennzeichneten Wanderwege von vornherein von der Öff­
nungsregelung auszunehmen . Es wi rd kla rgestellt , dass sich die erweitere Reitbefugnis 
nur auf Waldwege bezieht und n icht auf Trampelpfade oder d ie Waldfläche selbst. 

Für einzelne, örtl ich abgrenzbare problematische Bereiche besteht nach Absatz 5 d ie 
Möglichkeit, im Einzelfal l  Reitverbote festzu legen und diese mit dem Zeichen 250 StVO 
mit Sinnbi ld Reiter zu kennzeichnen.  

Die Zulassung der Erweiterung nach Absatz 3 ergeht in  Form e iner Al lgemeinverfügung 
nach § 35 Absatz 1 Satz 2 VwVfG. Zuständig sind der Kreis bzw. die kreisfreie Stadt als 
untere Naturschutzbehörde sowie als Kreisordnungsbehörde bzw. örtl iche Ordnungs­
behörde, soweit eine Kennzeichnung auf Grund lage der Straßenverkehrsordnung an­
geordnet werden sol l .  

D ie  betroffenen Gemeinden sind vor Erlass der Allgemeinverfügung anzuhören ,  außer­
dem sind d ie Reiter- und Waldbesitzerverbände zu beteil igen . Im  Übrigen setzt die Zu­
lassung das Einvernehmen der Forstbehörde voraus. Die Erweiterung der Reitregelung 
ist im amtl ichen Verkündungsorgan bekannt zu geben.  

L iegen die Voraussetzungen des Absatzes 3 n icht vor, können Reitwege auf privaten 
Waldwegen,  die keine Fahrwege im Sinne des § 58 Absatz 2 s ind ,  wie bisher nur mit 
Zustimmung des Waldbesitzers ausgewiesen und mit dem Zeichen 238 StVO gekenn­
zeichnet werden . 

Zu Absatz 4: 
Absatz 4 gibt den Kreisen und kreisfreien Städten ,  in  denen d ie Waldflächen im Kreis­
bzw. Stadtgebiet in besonderem Maße für Erholungszwecke genutzt werden ,  d ie Mög­
l ichkeit, in Abweichung von der generellen Regelung in Absatz 2 das Reiten im Wald 
auf die mit Zustimmung des Waldbesitzers ausgewiesenen und nach den Vorschriften 
der Straßenverkehrsordnung gekennzeichneten Reitwege zu beschränken.  Die Zulas­
sung der Beschränkung ergeht in Form einer Allgemeinverfügung nach §. 35 Absatz 1 
Satz 2 VwVfG. Zuständig sind der Kreis bzw. die kreisfreie Stadt als untere Natur­
schutzbehörde sowie als Kreisordnungsbehörde bzw. ört l iche Ordnungsbehörde,  soweit 
e ine Kennzeichnung auf Grundlage der Straßenverkehrsordnung angeordnet werden 
sol l .  Je nach Erforderl ichkeit kann  sich d ie Allgemeinverfügung entweder auf sämtliche 
oder auf einzelne Waldflächen des Kreis- bzw. Stadtgebietes beziehen . Vor Erlass der 
e ingesch ränkten Reitregelung sind die kreisangehörigen Gemeinden sowie die Wald­
besitzer- und Reiterverbände anzuhören und es ist außerdem das Einvernehmen mit 
der Forstbehörde herzustel len . Die Beschränkung ist im amtl ichen Verkündungsorgan 
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bekannt zu geben . 

Zu Absatz 5: 
Absatz 5 g ibt den Kreisen und kreisfreien Städten die Mög l ichkeit, an einzelnen Gefah­
rensteI len Reitverbote für bestimmte Wege festzusetzen .  Die Kennzeichnung erfolgt 
durch das Aufstellen des Zeichens 250 StVO mit Sinnbi ld Reiter. 

Zu Absatz 6:  
Die KlarsteIl ung , dass die Vorschriften des Straßenrechts und des Straßenverkehrs­
rechts von den Vorschriften des Landesnaturschutzgesetzes unberührt bleiben ,  bleibt 
erhalten .  

Zu Absatz 7:  
Absatz 7 enthält wie bisher d ie KlarsteI lung , dass d ie Eigennutzung der Grundstücksei­
gentümer und sonstigen Berechtigten von den Betretungsrechten unberührt bleibt. 
Grenze der Eigennutzung ist led ig l ich eine unzumutbare Beeinträchtigung der Betre­
tungs- und Reitbefugnisse. 

Zu Absatz 8 :  
Um den Belangen der Reiter i nsbesondere in den Kreisen und kreisfreien Städten mit 
hohem Erholungsvorkommen Rechnung zu tragen ,  werden die Landschaftsbehörden 
wie bisher aufgefordert, im Zusammenwirken mit den Forstbehörden ,  den Gemeinden , 
den Waldbesitzern und Reiterverbänden für ein ausreichendes und geeignetes Reit­
wegenetz zu sorgen. Diese Verpfl ichtung umfasst nicht die Kostentragung für den Bau 
und die Unterhaltung von Reitwegen , sondern ist auf das Bemühen gerichtet, d ie fachli­
chen und rechtl ichen Voraussetzungen fü r ein angemessenes Reitwegenetz zu schaf­
fen .  

Das Recht zum Reiten in der freien Landschaft und  im Wald wird ergänzt du rch die 
Pfl icht der Grundstückseigentümer und sonstigen Berechtigten ,  die Kennzeichnung von 
Reitwegen bzw. das Anbringen von Reitverbotssch i ldern zu d ulden .  

Zu § 59 (Grenzen der Betretungs- und Reitbefugnisse, Schäden aus Erholungs­
verkehr) 
§ 59 regelt die Grenzen der Betretungs- und Reitbefugnisse weitgehend im bisherigen 
Umfang des § 53 LG. 

Absatz 2 enthält das Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme. Nach Absatz 2 Satz 2 
haben Radfahrer und Reiter besondere Rücksicht auf Fußgänger zu nehmen .  Diese ' 
Regelung ist insbesondere in den Kreisen und kreisfreien Städten zu beachten ,  in de­
nen das Reiten im Wald künftig gem. § 50 Absatz 2 auf Straßen und Fahrwegen gestat­
tet ist. 
Absatz 3 enthält wie bisher § 54a ein gesetzliches Verbot fü r das Radfahren und Reiten 
außerhalb von Straßen und dafür zugelassenen Wegen in Schutzgebieten .  Das gesetz­
l iche Verbot dient als Auffangtatbestand für die Fäl le, i n  denen n icht bereits die jewei l ige 
Schutzgebietsregelung ein ausdrückliches Radfahr- oder Reitverbot enthält. 

25 



Absatz 4 enthält wie bisher § 53 Absatz 3 LG die Rechtsgrundlage für einen Schadens­
ersatzanspruch des Grundstückseigentümers oder sonstigen Berechtigten für Schäden, 
d ie nachweisbar durch den Erholungsverkehr verursacht worden sind.  Im Rahmen einer 
künftigen Evalu ierung des Landesnaturschutzgesetzes wird zu prüfen sein ,  ob durch die 
Erweiteru ng der Reitregelung höhere Schadensersatzzahlungen ausgelöst werden.  

Absatz 5 enthält den Hinweis, dass d ie Vorschriften des Forstrechts unberührt bleiben . 
Dies gi lt insbesondere für d ie forstrechtl ichen Betretungsverbote gem. § 3 LFoG, die 
Rücksichtnahmeklausel des § 2 Absatz 3 LFoG u nd den Anspruch auf Schadenbeseiti­
g ung gem. § 6 LFoG und die Abfal lsammelpfl icht der Forstbehörde gem. § 6a Absatz 3 
LFoG. 

Zu § 60 (Zulässigkeit von Sperren) 
§ 60 enthält wie bisher § 54 LG Regelungen zur  Zulässigkeit von Sperrungen auf An­
trag eines Grundstückseigentümers oder sonstigen Berechtigten .  Diese Personen kön­
nen die Ausübung der Betretungs- u nd Reitbefugnisse auf i h ren Grundflächen unter der 
Voraussetzung untersagen ,  dass ein wichtiger Grund vorl iegt und d ie Sperrung unter 
Berücksichtigung des Interesses der Allgemeinheit vertretbar ist. Die Sperrung ist durch 
Schi lder kenntlich zu machen,  deren Muster durch Rechtsverordnung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt fü r das Land N RW bekannt gemacht wird .  

Absatz 5 enthält den  Hinweis,  dass d ie Vorschriften des Forstrechts unberührt bleiben .  
Dies gi lt insbesondere für d ie  Sperrung von Waldflächen nach § 4 LFoG. 

Zu § 61 (Betretungsbefugnisse in  geschlossenen Ortschaften) 
§ 61 entspricht § 55 LG. Wie bisher können die Gemeinden durch Satzung das Betreten 
von privaten Wegen sowie Grünflächen und anderen n icht bebauten Gru ndstücken in  
den im Zusammenhang bebauten Ortsteilen regeln .  

Zu § 62 ( Kennzeichnung von Reitpferden, Reitabgabe) 
Zu Absatz 1 :  
Das Gutachten "Problemlösungen zum derzeitigen Stand der Reitregelung in  Nord­
rhein-Westfalen" aus November 20 1 0  u nd die Beratungsergebnisse der dazu gebildeten 
Arbeitsgruppe aus Januar 201 2  haben ergeben ,  dass sich d ie Kennzeichnung von 
Pferden,  die in der freien Landschaft und im Wald geritten werden ,  bewährt hat. Sie 
d ient der besseren Erkennbarkeit im Schadensfal l  und ist gerade im H inbl ick auf die 
Erweiteru ng der Reitregelung beizubehalten .  

Zu Absatz 2: 
Die Erhebung der Reitabgabe wird mit Änderungen beibehalten . Die Reitabgabe erfü l lt 
d ie vom Bundesverfassungsgericht für Sonderabgaben mit F inanzieru ngsfunktion  auf­
gestel lten Kriterien .  Die Personen ,  die Pferde in der freien Landschaft u nd im Wald rei­
ten ,  sind eine homogene Gruppe, die von den übrigen Erholungssuchenden i n  der 
freien Landschaft und im Wald klar abgrenzbar ist. Diese Gruppe steht auch nach der 
Liberalisierung der Reitregelung in  einer spezifischen Sachnähe zu der Anlage und Un­
terhaltung von Reitwegen , d ie den Bedürfn issen von Pferd u nd Reiter besonders ange­
passt sind ,  sowie zum Ausgleich von Schäden ,  die durch den Reitverkehr entstehen . 
Eine besondere F inanzierungsverantwortung der Reiter fü r den mit der Reitabgabe ver-
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bundenen Zweck ist gegeben.  Der Bau und die Unterhaltung von Reitwegen sowie die 
Zah lung von Ersatzleistungen sind keine originäre Landesaufgabe. Die Naturschutzbe­
hörden werden durch § 57 Absatz 8 ledigl ich verpfl ichtet, sich dafür einzusetzen ,  im 
Zusammenwirken mit a l len Beteil igten die Voraussetzungen für ein ausreichendes und 
geeignetes Reitwegenetz zu schaffen .  

Das Aufkommen aus der  Reitabgabe ist gemäß Absatz 2 Satz 2 zweckgebunden und 
wird g ruppennützig eingesetzt. Außerdem wird es  im jährl ichen Haushaltsplan des Lan­
des N RW vollständig dokumentiert. 

Zu Absatz 3: 
Absatz 3 enthält wie b isher § 52 LG eine Ermächtigungsgrundlage für d ie oberste 
Landschaftsbehörde, Einzelh�iten über d ie Kennzeichnung . und d ie Höhe der Abgabe 
d u rch Rechtsverordnung nach Anhörung des zuständigen Landtagsausschusses zu 
regeln .  Absatz 3 Satz 2 benennt als notwendigen Rahmen für d ie Höhe der Abgabe den 
voraussichtlichen Aufwand für d ie Anlage und Unterhaltung der Reitwege sowie d ie zu 
zah lenden Ersatzleistungen .  Bei der Festlegung der konkreten Höhe der Reitabgabe in . 
der Rechtsverordnung wird man berücksichtigen müssen ,  dass der Aufwand für d ie An­
lage und Unterhaltung von besonderen Reitwegen nach der Neuregelung der Reitrege­
lung voraussichtlich kleiner als bisher sein wi rd ,  da g rundsätzl ich auf mehr Wegen als 
bisher geritten werden darf. Da jedoch n icht auszuschließen ist, dass wegen der erwei­
terten Reitmöglichkeiten insbesondere die Ersatzleistungen für Schäden an Fahrwegen 
zunehmen werden, ist bis zu einer Evalu ierung der neuen Reitregelung anzunehmen,  
dass d ie Reitabgabe i n  ihrer bisherigen Höhe erhoben werden kann .  Der Begriff "Rei­
terhöfe" ist durch Rechtsverordnung defin iert (§ 1 7  DVO-LG). 

Zu § 63 (Freigabe der Ufer) 
Diese Vorschrift des § 56 LG wird aufrechterhalten bis auf Absatz 2 Satz 2, der einen -
selbstverständl ichen - Hinweis auf die Geltung der Entschädigungsvorschrift enthielt. 
E in Betreten könnte - abhängig vom morpholog ischen Zustand des Gewässers - der 
Zielerreichung eines guten ökologischen Zustandes entgegenstehen. Deshalb wi rd in  
Absatz 2 das Benehmen mit der  zuständigen Wasserbehörde statu iert. 

Zu § 64 (Freihaltung von Gewässern und Uferzonen) 
Die höhere Naturschutzbehörde wird als zuständige Behörde für die Zulassung von 
Ausnahmen nach § 61 Absatz 3 des Bundesnaturschutzgesetzes bestimmt. 

Zu § 65 (Markierung von Wanderwegen) 
Diese Vorschrift wird aufrecht erhalten.  

Zu Kapitel 7 (Naturschutzvereinigungen. Naturschutzbei rat. Landschaftswacht. 
Biologische Stationen) 
Bis auf die M itwi rkung der anerkannten Naturschutzverein igungen ist d ie Einbindung 
des ehrenamtl ichen Naturschutzes im Bu ndesnaturschutzgesetz n icht geregelt. Dieser 
Komplex bleibt daher dem Landesgesetzgeber überlassen .  Neben Regelungen zum 
Naturschutzbeirat, zur Landschaftswacht und den Biolog ischen Stationen werden in 
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d iesem Kapitel Bestimmungen getroffen ,  die d ie Mitwirkungsrechte der anerkannten 
Natu rschutzvereinigungen stärken .  

Zu § 66 (Mitwirkung von Naturschutzvereinigungen) 
Zu · Absatz 1 :  
Zu 1 . : Überschreitet ein Projekt oder Plan die Zu lässigkeitsschwel le,  kann es nur  unter 
den strengen Ausnahmevoraussetzungen des § 34 Absatz 3 und 4 BNatSchG zugelas­
sen werden.  In d iesen wichtigen - die Kohärenz von "Natura 2000" betreffenden - Fäl­
len sollen die anerkannten NaturschLitzvereine angehört werden. 

Zu 2. :  Vorhaben ,  die mit den artenschutzrechtl ichen Verboten nach § 44 BNatSchG kol­
l id ieren ,  können realisiert werden , wenn für sie e ine Ausnahme nach dem in der Praxis 
sehr wichtigen § 45 Absatz 7 BNatSchG erteilt wird .  Die untere Naturschutzbehörde 
kann die Ausnahme im Wege einer Einzelfal lentscheidung nach pfl ichtgemäßem Er­
messen ertei len.  Trotz der hohen Bedeutung d ieser Ausnahmeentscheidungen für den 
Naturschutz und n icht zuletzt fü r die Zulässigkeit von Vorhaben können sich Natur­
schutzverbände dazu regelmäßig nur  dann äußern, wenn eine Ausnahmeerte i lung von 
e inem seinerseits betei l igungspfl ichtigen Verfahren (v. a. Planfeststel lungsverfahren) 
mit umfasst ist .  Gerade bei Fragen des Artenschutzes können Verbände ihre besonde­
ren Arten- und Ortskenntnisse einbringen.  Daher sollen zumindest die Ausnahmeent­
scheidungen bezogen auf die streng geschützten Tierarten nach Anhang IV der FFH­
Richtl in ie und die europäischen Vogelarten ( i .  S. d. § 7 Absatz 2 Nummer 1 2  BNatschG) 
von den Betei l igungsrechten mit umfasst werden .  

Zu 3 . :  Die Betei l igung am (bundes- und landesrechtlich geregelten) gesetzl ichen Bio­
topschutz greift einen im LG 2000 eingeführten und 2007 gestrichenen Betei l igungsfall 
wieder auf. Die gesetzl ich geschützten Biotope haben eine besondere Bedeutung für 
den Naturschutz, sie sind häufig "kleine Naturschutzgebiete". Daher ist die Verbands­
mitwi rkung in d iesen Fällen adäquat und folgerichtig . 

. Zu 4 . :  D ie Betei l igung an Befreiungsverfahren wird auf weitere Schutzgebietskategorien 
ausgedehnt und so auf den betreffenden Sachverstand der Naturschutzverbande zu­
rückgegriffen .  

Zu 5 . . bis 9 . :  Diese Betei l igungsfälle . greifen bewährte nordrhein-westfäl ische Mitwir-
. kungsvorschriften ,  insbesondere aus dem Bereich wasserrechtl icher Zulassungsverfah­

ren ,  wieder auf. Die zugelassenen Vorhaben wirken sich g rundsätzlich auf den Natur­
haushalt oder/und das Landschaftsbild aus. Soweit d ie naturschutzrechtl iche Verbän­
debeteil ig ung an das Erreichen bestimmter qualitativer Schwellenwerte gekoppelt ist, 
wurde d iese entsprechend der einschlägigen Schwel lenwerte des UVPG für die Um­
weltrelevanz eines Vorhabens angepasst. Nummer 5 betrifft ausschl ießlich Zu lassun­
gen für Abgrabungen nach unterschiedl ichen Vorschriften .  

Zu 1 0. :  Wird eine an sich erforderl iche Planfeststel lung nach § 17b Absatz 2 Bundes­
fernstraßengesetz zulässigerweise durch einen Bebauungsplan ersetzt, ist kein  Tatbe­
stand nach § 63 BNatSchG (Mitwirkungsrechte) und damit auch keine Mitwirkung ge­
geben . Die Beteil igung an planfeststel lungsersetzenden Bebauungsplänen ist aber er-
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forderl ich, da die Betei l igung an Planfeststel lungsverfahren d iese Zulassungsform trotz 
g leich intensiver Umwelt- bzw. Naturbelastungen n icht erfasst. 

Zu 1 1 . : Die Nummer 1 1  enthält keine neue Mitwirkung,  sondern integriert die bisher i n  
§ 42 Absatz 1 Satz 8 LG geregelte Betei l igung aus  systematischen Gründen in d iese 
Betei l igungsvorschrift. Dabei geht es um durch ordnungsbehördl iche Verordnungen 
ausgewiesene Naturschutzgebiete , Landschaftsschutzgebiete etc .. Diese Verordnun­
gen stehen der Genehmigung eines Flächennutzungsplanes, der mit seinen Darstel lun­
gen den Geboten oder Verboten der Schutzausweisungen widerspricht, n icht entgegen ,  
wen n  d ie höhere Naturschutzbehörde in  dem Verfahren z u r  Aufstel lung etc. des Flä­
chennutzungsplanes erklärt, die Verordnung für d ie Bereiche mit widersprechenden 
Darstel lungen vor I nkrafttreten des entsprechenden Bebauungsplanes aufzuheben .  Vor 
der Entscheidung über diese Aufhebungserklärung sind die anerkannten Naturschutz­
vereinigungen zu betei l igen. 

Zu 1 2 . :  Die i n  dieser Nummer enthaltenen Mitwi rkungsrechte sol len nicht nur - wie 
bundesrechtlich in § 63 Absatz 2 N ummer 5 BNatSchG- vorgesehen - "Befreiungen" 
umfassen ,  sondern auch "Ausnahmen".  Diese verlangen wie Befreiungen immer eine 
Einzelfal lentscheidung der Verwaltung , bei der die anerkannten Naturschutzverein ig un­
gen zur Sachverhaltsaufklärung bzw. Entscheidungsoptimierung beitragen können.  Bei 
den Gebieten im Sinne des § 32 Bundesnaturschutzgesetz handelt es sich um die in die 
Gemeinschaftsl iste aufgenommene FFH-Gebiete und die benannten Europäischen Vo­
gelschutzgebiete. 

Zu Absatz 2:  
Die 2007 eingeführte Regelung , dass von einer Mitwirkung abgesehen werden kann ,  
wenn keine oder nur geringfügige Auswirkungen auf Natur und Landschaft zu  erwarten 
sind (§ 1 2  Absatz 3 Satz 2 geltendes LG) , wird mit der Maßgabe fortgeführt, dass ein 
Absehen von der Mitwirkung zu begründen ist. Das Verlegen von Erdkabeln im Baukör­
per von Straßen und befestigten Wegen im Sinne von § 30 Absatz 2 Nummer 1 
LNatSchG hat grundsätzlich eine geringfügige Auswirkung im Sinne dieses Absatzes 2.  

Zu § 67 (Art und Weise der Mitwirkung,  Voraussetzung der Anerkennung von Na-
turschutzvereinigungen) 

. 

Die bisherige Regelung der Betei l igungsmodalitäten in § 1 2a LG wird im Wesentlichen 
beibehalten bzw. so gestaltet, dass die Naturschutzvereinigungen frühzeitig eingebun­
den werden .  Im Hinblick auf die Übersendung nachträglich ergänzter oder geänderter 
Unterlagen in Absatz 2 Satz 4 wird auf die Präklusionsvorschrift des § 63 Absatz 1 
Nu mmer 3 h ingewiesen ,  wonach gerichtlich rügefähig nicht nur  Belange sind, zu denen 
sich die Naturschutzvereinigung geäußert hat, sondern auch solche, bei denen ihr keine 
Gelegenheit zur Äußerung gegeben worden ist. 

I n  Absatz 6 wird zur KlarsteI lung und Verdeutlichung dargelegt, dass die naturschutz­
rechtl iche Anerkennung von Naturschutzvereinigungen nach den in d ieser Regelung 
aufgeführten Vorschriften aussch ließlich dann auszusprechen ist, wenn das eigentl iche 
Ziel der Verein igung naturschützerisch ausgerichtet ist (neben anderen Voraussetzun­
gen ,  wie landesweite Tätigkeit, s. § 63 Absatz 2 BNatSchG). 

29 



Zu § 68 ( Rechtsbehelfe von anerkannten Naturschutzvereinigungen) 
Für die in § 66 Absatz 1 N ummer 1 bis 9 und 1 2  genannten Entscheidungen sollen die 
landesrechtlichen Mitwkkungsverfahren mit einem Klagerecht versehen werden; der 
Bundesgesetzgeber stel lt den Ländern eine entsprechende Erweiterung des Bundes­
rechts frei ,  § 64 Absatz 3 BNatSchG.  Die Mög l ichkeit der Einlegung von Rechtsbehelfen 
richtet sich nach den in § 64 Absatz 1 und 2 des Bundesnaturschutzgesetzes genann­
ten Voraussetzungen für d ie Einlegung von Rechtsbehelfen nach dem Bundesnatur­
schutzgesetz. Die Verbandsklage leistet einen entscheidenden Beitrag zur Behebung 
von Vol lzugsdefiziten im U mwelt- und Naturschutzrecht. Befürchtu ngen , es könn,e durch 
erweiterte Verbandsklageregelungen zu einer Überlastung der Gerichte sowie zu gra­
vierenden Verzögerungen wichtiger I nfrastruktur- oder Wirtschaftsprojekte kommen, 
werden du rch eine empi rische Studie zur Entwicklung der Verbandsklage im Natur- und 
Umweltschutzrecht entkräftet (Studie "Entwicklung der Verbandsklage im Natur- und 
Umweltschutzrecht von 2007 bis 20 1 0" , im Auftrag des Bundesamtes für Naturschutz 
durch das Unabhängige Institut fü r Umweltfragen e. V. ,  Berl in) .  Im  Zeitraum 2007 bis 
201 0  sind für Nordrhein-Westfalen 1 2  Verbandsklagen und 20 Verfahren ermittelt wor­
den, in denen die Verwaltungsgerichte eine Entscheidung getroffen haben (alle Bundes­
länder zusammen:  1 00 Verbandsklagen und 1 9 1 Verfahren) .  Der Anteil von Verbands­
klagen an den insgesamt vor den Verwaltungsgerichten in Deutschland (ohne Asylver­
fahren) geführten Verfahren ist danach sehr gering ,  nämlich 0 ,03 % ( im Durchschnitt 
1 57 984 erled igte Verfahren pro Jahr - davon durchgeführte Verfahren pro Jahr bei 
Verbandsklagen 47, s. S.  1 1  sowie Fußnote 25 der o. a. Studie) . Die Umwelt- und Na­

. tu rschutzverbände sind in dem o. g .  Zeitraum mit ihren Klagen in 42,5 % der Fälle ganz 
oder teilweise erfolgreich gewesen (als Tei lerfolg wertet d ie Studie auch a lle d urch Ver­
g leich beendeten Fälle; Erfolgsquoten bezogen auf einzelne Bundesländer hat die Stu­
d ie n icht ermittelt) . Die Verbandsklagen sind demnach wesentlich erfolgreicher, als die 
insgesamt von den Verwaltungsgerichten in Deutschland entschiedenen Hauptsache­
verfahren , bei denen die Erfolgsquote 2009 und 201 0 nur  bei etwa 1 0  bis 1 2  % gelegen 
hat. Dies zeigt, dass die Verbände die Fälle, in denen geklagt wird ,  nach wie vor sehr 
sorgfältig im H inbl ick auf gute Erfolgsaussichten auswählen. Somit setzen sie ihre Kla­
gerechte gezielt und wi rksam zu dem vom Gesetzgeber angestrebten Zweck ein ,  die 
bestehenden Vollzugsdefizite abzubauen . Sofern sich die Realisierung von Vorhaben 
verzögert, ist d ies eine Folge der vorliegenden Vollzugsdefizite, die ggf. dem Vorhaben­
träger oder den zuständigen Behörden , nicht jedoch den Verbänden angelastet werden 
können . Verfahren nach dem Bundes- Immissionsschutzgesetz werden h iervon n icht 
erfasst. 

Zu § 70 (Naturschutzbeiräte) 
Abgesehen von der neuen Bezeichnung "Naturschutzbeirat" wird ledigl ich die Ministeri­
umsbezeichnung auf den aktuellen Stand gebracht, die bewährte Regelung also beibe­
halten.  

Zu § 71 (Biologische Stationen) 
Die aus dem ehrenamtlichen Naturschutz hervorgegangenen Biologischen Stationen 
stel len ein Bindeglied zwischen dem ehrenamtlichen und dem amtlichen Naturschutz 
dar. Kein anderes Bundesland kan n  eine verg leichbare Struktur der Verzahnung von 
ehrenamtlichem und amtl ichem Engagement, fachl icher Qual ifikation und staatl icher 
sowie EU-rechtlicher Förderung für den Natursch utz aufweisen . Die Biologischen Stati-
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onen sind für das Land zur Umsetzung seiner "Natura 2000"-Verpfl ichtungen unver­
zichtbare Partner. Diese Regelung über die finanzielle Unterstützung trägt d iesem Um­
stand Rechnung.  

Zu § 72 (Landesförderung Naturschutz und Landschaftspflege) 
Durch die Biodiversitätsstrategie NRW und die darin enthaltenen Maßnahmenvorsch lä­
ge wird die nachhaltige Entwicklung im Naturschutzbereich und die wirtschaftlichen Vo­
raussetzungen hierfür beschrieben.  Der unter dem Vorbehalt der jährl ichen Beschluss­
fassung des Haushaltsgesetzgebers im Haushalt jewei ls zu beschließende Ansatz in 
der Titelgruppe 82 (Naturschutz) ist unabdingbar erforderlich zur Umsetzung der Ziele 
der B iodiversitätsstrategie N RW. 

Zu Kapitel 8 (Eigentums bindung, Befreiungen) 
Die wesentl ichen materiel len Regelungen über die Befreiung und über Beschränkungen 
des Eigentums,  d ie zu einer Entschädigung in Geld führen können,  werden im Bun­
desnaturschutzgesetz getroffen (§§ 67 und 68 BNatSchG) . Bis auf landesrechtlich not­
wend ige Bestimmungen zur Enteignung und Betretung von Grundstücken werden in  
d iesem Kapitel Zuständigkeitsvorschriften getroffen sowie das sog . Widerspruchsrecht 
der Landschaftsbei räte wieder eingeführt. 

Zu § 73 (Betretungs- und Untersuchungs recht) 
Die Vorschrift entspricht im Kern dem bisherigen § 1 0  LG und erfü l lt den Gesetzge­
bungsauftrag aus § 65 Absatz 3 BNatSchG, wonach sich die Befugnis, Grundstücke zu 
betreten ,  nach Landesrecht richtet. 

Zu § 74 (Vorkaufsrecht) 
I n  Anlehnung an § 66 des Bundesnaturschutzgesetzes beinhaltet Absatz 1 h insichtlich 
der Gebietskulisse sowoh l  Erweiterungen a ls auch Einschränkungen gegenüber dem 
Bundesrecht. Erfasst sind Grundstücke in Natursch utzgebieten ,  mit Naturdenkmälern ,  
i n  geschützten Landschaftsbestandteilen , i n  bundes- und landesgesetzl ich geschützten 
Biotopen ("kleine Naturschutzgebieten) sowie in FFH- und Europäischen Vogelschutz­
gebieten und in Nationalparken . Für Grundstücke , auf denen Entwicklungs- ,  Pflege- und 

. Ersch l ießungsmaßnahmen nach § 1 3  festgesetzt sind , l iegt das Vorkaufsrecht abwei­
chend n icht beim Land, sondern bei dem Träger der Landschaftsplanung (Kreise und 
kreisfreie Städte) . Damit bleibt den Trägern der Landschaftsplanung der bisherige Spiel­
raum bei der Umsetzung ihrer Festsetzungen aus den Landschaftsplänen erhalten .  Der 
Träger der Landschaftsplanung finanziert den Kauf aus seinen Haushaltsmitteln und 
wird Eigentümer des Grundstücks. 

Ausgeübt wird das Vorkaufsrecht für das Land von den höheren Landschaftsbehörden 
für die Kulisse nach Abs.  1 Satz 1 ,  für da� des Trägers der Landschaftsplanung (Kul isse 
nach Abs. 1 Satz 2) vom Träger selbst. Die förml ichen Voraussetzungen für die Aus­
übung des Vorkaufsrechts richten sich gemäß § 66 Abs. 3 Satz 4 BNatSchG nach den 
dort genannten Vorschriften des BGB. 

Das Vorkaufsrecht kan n  erst mit Eintritt des Vorkaufsfal les ausgeübt werden . Dieser 
l iegt vor, wenn der Vorkaufsverpfl ichtete (Verkäufer) mit dem Erstkäufer einen Kaufver-
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trag über das mit dem Vorkaufsrecht belastete Grundstück schl ießt. Es kann innerhalb 
einer Frist von 2 Monaten nach entsprechender unverzüglicher Mittei lung des Verkäu­
fers über den Kaufvertragsabschl uss ausgeübt werden .  Die Ausübungsfrist wird aller­
d ings erst mit dem Zugang des vol lständigen Kaufvertrages beim Vorkaufsberechtigten 
in Lauf gesetzt. 
Materiell darf das Vorkaufsrecht nach § 66 Abs. 2 BNatSchG nur  ausgeübt werden ,  
wenn d ies aus  Gründen des Naturschutzes und  der  Landschaftspflege einschl ießl ich 
der Erholungsvorsorge erforderlich ist. 

Nach Bundesnaturschutzgesetz kann das Vorkaufsrecht vom Land u .  a. auch zuguns­
ten von Stiftungen des öffentlichen Rechts und anerkannten Naturschutzvereinigungen 
auf deren Antrag ausgeübt werden ( in NRW durch die höhere Naturschutzbehörde) . 
Dasselbe g ilt in NRW auch für den Träger der Landschaftsplanung für Grundstücke in  
der  Ku l isse des Absatzes 1 Satz 2.  I n  Absatz 3 werden für NRW zusätzlich d ie  Natur­
schutzstiftungen des privaten Rechts , zu deren Gunsten auf Antrag das Vorkaufsrecht 
ausgeübt werden kann ,  aufgenommen. Die ausübungsberechtigte höhere Naturschutz­
behörde / der Träger der Landschaftsplanung muss das Vorkaufsrecht nicht ausüben,  
wenn ein derartiger Antrag gestellt wurde (es besteht ledigl ich e in pflichtgemäßes Er­
messen) .  
Ausgeübt wird das Vorkaufsrecht durch Verwaltungsakt (privatrechtsgestaltend) . Eine 
bestimmte Form, wie z .B .  Schriftform, wird n icht verlangt. 
Bei Vorl iegen al ler Voraussetzungen kommt ein rechtlich selbständiger Vertrag mit dem 
Inhalt des Erstvertrages (= der ursprüngl iche Kaufvertrag) zustande. I n  den Fällen der 
Drittbegü nstigung (s.o. "Zugunsten-Regelung") wird der Drittbegünstigte selbst Ver­
tragspartei (also die Naturschutzvereinigung , d ie Naturschutzstiftung usw.) .  

Durch Erlass wird klargestellt werden ,  d,ass das Vorkaufsrecht des Landes nach Abs. 1 
Satz 1 im Benehmen mit den betroffenen Ressorts (StK, MWEIMH ,  MBWSV) durch 
die höheren Naturschutzbehörden ausgeübt wird .  

Z u  § 7 5  (Befreiungen und Ausnahmen) 
Für  die in  § 67 BNatSchG geregelten Entscheidungen über Befre iungen wi rd die Zu­
ständigkeit den unteren Naturschutzbehörden zugewiesen .  Darüber hinaus wird in Ab­
satz 1 Satz 2 bis 4 das Widerspruchsrecht der Beiräte insofern mod ifiziert ,  dass zwin­
gend der jewei ls zuständige Ausschuss der Vertretungskörperschaft des Kreises/der 
kreisfreien Stadt mit d ieser Angelegenheit zu befassen ist. Es wird die Regelung gestri­
chen ,  dass die untere Naturschutzbehörde entscheidet, wenn der Beirat n icht innerhalb 
von sechs Wochen nach Aufforderung eine Stel l ungnahme abgegeben hat. 

Die vor 2007 bestehende Regelung ,  in  den Fäl len des Dissenses Ausschuss/Beirat die 
endgü ltige EntSCheidung auf die Ebene der Bezirksregierung (höhere Naturschutzbe­
hörde) zu verlagern , erscheint sachgerechter auch angesichts der Erfahrungen mit d ie­
ser Regelung von 1 985 bis 2007 . 

Die in  Absatz 1 Satz 5 ergänzte Regelung trägt dem U mstand Rechnung ,  dass nicht nu r  
durch d ie  Befreiung,  sondern auch durch d ie  entsprechende Ausnahmeertei lung eine 
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Freistellung von bestimmten naturschutzrechtl ichen Verboten erfolgt. I nsoweit ist eine 
Gleichbehandlung der beiden I nstrumente angezeigt. 

Zu § 76 (Beschränkungen des Eigentums, Entschädigung) 
§ 68 BNatSchG regelt Beschränkungen des Eigentums und Ansprüche bei  naturschutz­
rechtlich bed ingten Eigentumsbeschränkungen . Die Enteignung von Grundstücken 
bleibt nach § 68 Absatz 3 BNatSchG dem Landesrecht vorbehalten .  Absatz 1 trifft d ie 
dazu notwendige Bestimmung , die materiell dem geltenden § 7 Absatz 1 LG entspricht. 
E in landesrechtlicher Regelungsbedarf besteht daneben nur  noch im Hinblick auf die 
Festlegung der zuständigen Behörden .  Absatz 2 bestimmt, dass der Antrag auf Ent­
schädig ung oder Übernahme des Grundstücks bei der Behörde zu stellen ist, die die 
n utzungsbeschränkende Maßnahme verantwortet (mit anderen Worten :  die für die in  § 
68 Absatz 1 BNatSchG genannten "Naturschutzvorschriften" zuständigen Behörden) . 

Zu Kapitel 9 (Ordnungswidrigkeiten) 
Die Vorschrift über die Ordnungswidrigkeiten in § 70 LG geltender Fassung muss an­
gepasst werden , da der Bund in § 69 BNatSchG für die von ihm getroffenen Vol irege­
l ungen d ie entsprechenden Bußgeldtatbestände regelt. 

Zu § 77 (Ordnungswidrigkeiten) 
In d iese Vorschrift werden die Ordnungswidrigkeitentatbestände aus, dem geltenden 
Landschaftsgesetz, die keinen Eingang in das Bundesnaturschutzgesetz gefunden ha­
ben, aufgenommen.  Als neuer Bußgeldtatbestand wurden Verstöße gegen die Zuwi­
derhandlung gegen Verbote in Wildnisentwicklungsgebieten aufgenommen .  

Zu § 78 (Geldbuße, Einziehung, Zusammentreffen mit Straftaten, Verwaltungsbe­
hörde) 
Diese Bestimmung entspricht im Großen und Ganzen § 71 LG geltender Fassung.  Neu 
ist, dass § 23 Ordnungswidrigkeitengesetz anzuwenden ist, der die Einziehung unter 
erweiterten Voraussetzungen zulässt. Im Bu ndesnaturschutzgesetz ist d iese Anwen­
d ung ebenfal ls vorgesehen (§ 72 Satz 2 BNatSchG).  Auch viele andere Bundesländer 
sehen diese Anwendung .vor (u .  a .  Bayern , Brandenburg , Mecklenburg-Vorpommern , 
N iedersachsen , Schleswig-Holstei n) .  

Zu Kapitel 1 0  (Übergangs- und Überleitungsvorschriften, Durchführungsvor­
schriften) 
Die Regelungen d ieses Kap itels entsprechen im Grundsatz den Übergangsvorschriften 
der §§ 73 bis 76 LG geltender Fassung , wurden aber teilweise sprachl ich überarbeitet 
bzw. an d ie neue Systematik angepasst. Die Regelung über Flugsperrzeiten für Tauben 
in § 72 LG geltender Fassung wurde aufgehoben ,  wei l  kein Zusammenhang mit der 
Materie des Natursch utzes besteht und darüber h inaus kein Bedarf mehr für eine sol­
che Bestimmung vorliegt. Die Bestimmung über den Erlass von notwend igen Verwal­
tungsvorschriften in § 86 LG geltender Fassung wird beibehalten.  Darüber h inaus wird 
d ie Kostentragungspfl icht des Halters eines Kraftfahrzeugs analog § 25a StrVG einge­
fü hrt ,  damit dem Kraftfahrzeughalter auch bei Parkverstößen in der freien Natur in 
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Schutzgebieten die Kosten des Verfahrens auferlegt werden können,  wen n  er behaup­
tet, nicht gefahren zu sein . 

Zu § 79 (Überleitung bestehender Verordnungen) 
Da es nach Auskunft der zuständigen Behörden noch ein ige wen ige Anwendungsfäl le 
g ibt, bleibt d ie Vorschrift weiterhin bestehen . 

Zu § 80 (Landschaftspläne) 
Auch d iese Regelung hat noch einen Anwendungsbereich . 

Zu § 81 ( Beiräte) 
Diese Vorschrift enthält d ie durch die Änderung in  der Beiratszusammensetzung not­
wendig gewordene Überleitungsbestimmu ng .  

Z u  § 8 2  ( Durchführungsvorschriften) 
Zur Durchführung d ieses Gesetzes sind die notwendigen Verwaltungsvorschriften zu 
erlassen .  Daher wird d iese Bestimmung beibeharten .  

Zu § 83 (Übergangsvorschriften) 
§ 83 enthä lt die notwendigen Übergangsregelungen.  Die neue Reitregelung tritt zum 1 .  
Januar 201 8  in  Kraft. Zu d iesem Zeitpunkt treten widersprechende Regelungen , d ie die 
Kreise und kreisfreien Städte auf Grundlage der bisherigen Reitregelung erlassen ha­
ben , außer Kraft.* Dies gibt den Kreisen u nd kreisfreien Städten ausreichend Zeit, d ie 
Anwendung der neuen Reitregelung für ihr  Kreis- bzw. Stadtgebiet zu prüfen . Die Prü­
fung soll zusammen mit den Gemeinden, der Forstbehörde sowie den Reiter- u nd 
Waldbesitzerverbänden erfolgen , um einen breiten Konsens auf örtlicher Ebene zu er­
reichen .  Durch Satz 2 wi rd sichergestellt, dass d ie bisherige Reitregelu ng bis zum In­
krafttreten der neuen Reitregelung fort gi lt. In  e iner Übersichtskarte mit Stand 1 .  Januar 
201 8  wird auf der I nternetseite des für Forsten u nd Naturschutz zuständigen Min isteri­
ums nachrichtl ich dargestel lt , welche Reitregelung in den Kreisen u nd kreisfreien Städ­
ten g i lt . Diese Karte soll Reitern u nd anderen Erholungssuchenden einen Überbl ick ver­
schaffen , auf welchen Wege n  i n  nordrhein-westfälischen Wäldern geritten werden darf. 

Zu § 84 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichtspfl icht) 
Diese Vorschrift trifft die notwendigen Regelungen über das I n- u nd Außerkrafttreten 
der Rechtsnormen d ieses Gesetzes sowie über die Berichtspfl icht. Die Berichtsfrist von 
1 0  Jahren  ist angemessen ,  da das betreffende Gesetz u nd d ie Verordnung u .  a. zwin­
gend zu treffende Zuständigkeits- und Verfahrensvorschriften enthalten , deren Evalua­
tion nicht zu einer Streichu ng bzw. g rundsätzl ichen Mod ifizierung führen können.  

Zu Artikel 2 (Folgeänderungen) 
Da die Bezeichnung des Gesetzes geändert wi rd , müssen als Folgeänderung auch d ie 
Verweise auf das Landschaftsgesetz i n  den darauf verweisenden Gesetzen und Ver­
ordnungen geändert werden,  damit d ies n icht du rch Einzelnovellen erfolgen muss. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Landesforstgesetzes) 
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Zu Nummer 1 (§ 1 b, Ordnungsgemäße Forstwirtschaft) 
§ 5 Absatz 3 BNatSchG beinhaltet als gesetzliche Zielvorstell ung den Aufbau naturna­
her Wälder. Naturnahe Wälder sind insbesondere durch einen ausreichenden Antei l von 
Alt- und Totholz geken nzeichnet. Zur Konkretisierung der bundesrechtl ichen Regelung 
wird auf Landesebene daher in  § 1 b Absatz 2 als naturschutzfachl icher Mindeststan­
dard für die forstwirtschaftliche Bewirtschaftung der Erhalt von Totholz aufgenommen.  
Diese Regelung beinhaltet e ine durchsetzbare gesetzl iche Verpfl ichtung und ist damit 
spezieller a ls die in  § 1 b Absatz 1 enthaltenen Kriterien einer ordnungsgemäßen FQrst­
wi rtschaft, die lediglich als gesetzliche Zielvorste l lungen formu l iert sind . 

Zu Absatz 2 
Gerade stehendes Totholz dient der Sicherung der Lebensräume wild lebender Tiere ,  
Pflanzen und sonstiger Organismen . Stehendes Totholz spielt bei der  Erhaltung der 
Artenvielfalt im Wald eine sehr wichtige Rol le ,  wei l  tote Bäume und Dürrständer zahlrei­
che Funktionen als Habitat, Nahru ngsquelle , N istgelegenheit, Rückzugsgebiet, Sitzwar­
te usw. aufweisen . Auch verschiedenste Insekten n utzen sie als Lebensraum, darunter 
viele Trockenheit und Wärme l iebende Arten .  Diese benötigen südexpon iertes und vor­
zugsweise gut besonntes Totholz. Das Vorkommen höhlenbrütender Arten ist insbe­
sondere vom Stammdurchmesser abhängig. Ein dicker Stamm kann einer größeren 
Anzah l  Arten als Brutort dienen und d ies über eine längeren Zeitraum h inweg .  Dürr­
ständer sind zudem im wahrsten Sinne des Wortes "lebende Vorratskammern" fü r Vö­
gel und Säugetiere , d ie sich von den zahlreichen im Totholz heranwachsenden Insekten 
ernähren .  Eulen und Greifvögel nutzen das stehende Totholz zudem gerne als Ansitz. 
Viele der in und an Totholz lebenden Tierarten sind gefährdet. Der Erhalt von Totholz ist 
daher Teil einer multifunktionalen Forstwirtschaft. Besonders geeignet sind über 50 cm 
B H D  starke Laubholzbäume heimischer Arten , da d iese d ie natürl ichen Hauptbaumar­
ten repräsentieren und von toten Laubholzbäumen in der Regel keine Forstschutzge­
fahren ausgehen . Abgestorbene Bäume sind für eine hochwertige stoffl iche Verwertung 
häufig n icht mehr geeignet. Der Verzicht auf eine wirtschaftl iche Verwertung des Holzes 
ist daher im Rahmen der Sozialpflichtigkeit des Eigentums zumutbar. 

Sol lte im Ausnahmefal l  von toten Laubholzbäumen eine Gefahr für benachbarte Wald­
bestände ausgehen und ein Entfernen des Totholzes aus Gründen des Waldschutzes 
erforderl ich sein ,  kann die Forstbehörde im Einzelfall auf Antrag des Waldbesitzers h in 
das Entfernen zulassen .  Gründe des Waldschutzes s ind insbesondere gegeben , wen n  
sich schädigende Pi lze oder Insekten vom Totholz aus auf benachbarte Waldbestände 
auszubreiten drohen. 

Zu Nummer 2 (§ 70, Ordnungswidrigkeiten) 
Zur besseren Durchsetzbarkeit der Vorschrift wird das Entfernen des stehenden , d ick­
stämmigen Totholzes von Laubbäumen aus dem Wald außerdem in § 70 LFoG (Buß­
geldvorschrift) als Ordnungswidrigkeit mit entsprechender Geldbuße aufgenommen.  
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